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Laßt die Kinder toben: 
4000 Ideen für mehr Sicherheit 

Dcut..chland, lrcati"tc Gralilcr 
~OIllIllCI1 nach An~icht de\ ADAC der­
leit au\ Schwaben. Der AUlolllobil­
cluh hiltte im Sommer einen Ideen­
Wcubev.crb mit delll Ziel :tll\ge\chrie­
bell. CIIl neue\ Ver~chr"cichcn .. Ach­
tung. Kinder!" I.U CIl\,>"crfcll. Da, \cil­
herige Srhild c",erle eher den Ein­
druc~. <11\ ~palienell Hän\c l und Gre­
tcl clIltr:khtig durch die Land .. chaft. 
meinen die \'er~ehT\p\Yl:hologcll . Da 
da, dargc\telltc Pi ~logramm der lal­
\:u.:hlichcn Situation \on Kindem im 
Strallclll crlehr nicht cnhpreche. der 
~Jndert) pi\che Bc\\cgung\drang nieht 
l urn Au\druck ~ornlllc . \\ürdc CI, auch 
... on Autofahrern leicht übcr\Chcn. 

Der \on dem 3Sjährigen Gr.lIi~er Gil­
ocr! Pedcl au., ßacknang eingcrcil'htc 
EIlI\\Urf rur ein neue\ Schild uber­
zeugte die ~~~öpligc Ju r} am I11CI\ICI1 . 

Z\\CI :IU\ dem Dreicd ,pringcnde 
Kindcr. die eincm Ball hinh.:rhel"'llllr­
rncn , ,ollen kiinflig auf Kinder 1111 

Str.lßcn\erkehr aufmerk,am machen. 
Nach An\icht der JUI) \ignali \iel1 da~ 
lu\al/l ich ,1lI1 cincr \\e ißen Tafel 'Iuf­
ccbrachte Zeit:hen in Verbindune 1I11t 
~iner auffa llenden gelben Schr;fllc­
I1lng am be\ten den Wamhin \\ci~ an 

die Autofahrer: .. Ach tung, Kinder: 
l'uß \()Ill Ga~~" 

I n~ge~amt erreichtcn den ADAC 
mnd -uxx) Ein\Cndungcll. \on denen 
56 in dic engere Wahl kamen. Dic 
I:ntv.ürfe. die mit clIlemlv.ei ten und 
einem drillcn Prci~ au\gc7cit:hnel v. tIf­
den. \tammen au;., dl.!r gleichen .. Idcen­
Küche". njmlich \on Jo;.,cf Chri~lian 
au, \Vei\l,lIch bei Lt..'ollbcrg. Wic Liber 
~IC Hälfte aller qualifiziener Ein,<n­
ller hai auch er. ltlill inde\t in einem 
der beiden EIII\\ ürfe . die im Wiener 
Wcltabkolllmcn \011 1968 fe\lgdcglc 
Fnnn fiir Warnlcichcn (gc\ch lo\l,cne~ 

role" Dn:: ied) aufgegeocn. Nach An­
,icht de\ AOAC \ cnleutlicht die;. \\ ie 
dringcnd ein bc!ll,cre\ Warn~h i ld 
.. Achtung. Kinder!" gC\\ ün~ht \\ ird. 

Der mi t dCIll Cr!llcli Preis au\gc­
LCichnete EIII\\ urf 1011 jetzt delll Ver· 
kchr;.,mini"ter \orgclegt v. erden. um 
den Göel/gebcr <l1l / uregcll, mög­
lich\[ schnell da'! 7U v.cnig beachtcte 
Schild .. Kinder" durch ein v.irklillgl,­
\ollerclt Wam"ichild zu c:r"iCtlcn. 

(Foto: AOAC I 
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"Notlandung" 
in Saarbrücken 

Den Kata;!rophenschutz aus näch· 
ster Nähe 7U beobachten, war das Ziel 
einer kleinen Delegation aus Cottbus. 
die Mitte osember in Saarbrücken zu 
Gast war. Dr.·lng. Wolfgang Bialas. 
Dezernent rur Rechts·, Sichemeits· 
und Ordnungsfragen. Karl·Heinz Her· 
mann. Leiter des Amtes rur Zivil· und 
Katastrophenschutz, dessen Stellver· 
treter Bodo Liechtenwald und Walde· 
mar Specht. Leiter der Berufsfeuer· 
wehr Cottbus. beobachteten eine groß· 
angelegte Katastrophenschutz· Voll· 
übung. Das Funktionieren des Kata· 
strophenschutzes sowie der Ablauf ci· 
nes Einsatzes wurde eindrucksvoll deo 
monllriert. Angenommen war die be· 
vOr'>tehende otlandung eines Aug. 
zeuges. das sich im Luftraum der Stadt 
Saarbrücken befand. Die Katama­
phenschutzbehörde und die alarn,ier· 

ten Einheiten muBten unmittelbar nach 
der Meldung der Augsieherung Saar· 
brücken weitere Schwierigkeiten be· 
wältigen; das Zusammentreffen meh· 
rerer Schadensereignisse ist durchaus 
realistisch. 

Im Verlauf der Katastrophenschutl' 
übung. organisiert som Zivilschutz· 
amt der Stadt Saarbrücken, wurden 
zeitgleich drei zusätzliche Brände an· 
genommen. Erst ging eine Brandmcl· 
dung 10m Güterbahnhof ein, eine wei· 
tere betraf eine Firma in Burbach. und 
schließlich brannte es in einer Grund· 
schu le. 

Die Berufsfeuerwehr der Stadt 
Saarbrücken. mehrere Freiwillige 
Feuefllehren, das Technische Hilfs· 
werk. das Deutsche Rote Kreuz, der 
Malteser·Hilfsdienst. der Arbeiter·Sa· 
mariter·Bund und Regiecinheiten des 
Katastrophenschutzes (insgesamt wa· 
ren 1500 Helfer im Einsatz) hatten alle 
Hände \'011 zu tun, die umfangreiche 
Lage zu bewältigen. 
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Zunächst stand die Rettung von 
Menschenleben im Vordergrund. 
Sammelstellen und ein Verbandplatz 
mußten eingerichtet und der Transport 
in die Krankenhäuser siChergeste llt 
werden. Die Feuefllehren ·hatten aus· 
gedehnte Brände abzulöschen und das 
Ausbreiten auf andere Gebäude zu 
vemindern. Das inzwischen notge· 
landete Flugzeug. aus dem insgesamt 
mehrals 40 "Verletzte" geborgen wer· 
den konnten, war nun Brennpunkt der 
organisatorischen Arbei\. Ein weiteres 
Ziel der groBangelegten Übung be· 
stand im praktischen E'Proben der Zu· 
sammenarbeit mit den Arzten der ver­
schiedenen Krankenhäuser. 

Die Gäste aus Cottbus nahmen viele 
Eindrücke mit in ihre Heimatstadt. 
Nicht nur in der Einsatzzentrale konn· 
ten sie den Ablauf der Übung verfol· 
gen. auch an den einzelnen "Scha· 
densstellen" erlebten sie den reibungs· 
losen Einsatz der HilfskrJfte. 

Freistellung 
im Zivil- und 

Katastrophenschutz 

Der Bundesminister der Verteidi· 
gung hat die Wehrersatzbehörden an· 
gewiesen, den Personal bedarf der 
Bundeswehr vorrangig mit jüngeren 
Wehrpnichtigen zu decken, daB heißt 
mit solchen, die das 25. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben. Kann der 
Bedarf damit nicht gedeckt werden. 
sind auch ältere Wehrpflichtige einzu· 
berufen. 

Dabei ist im Rahmen des Ern,essens 
im Einzelfall zu prüfen. ob die Betrof· 
fenen mehr als drei Jahre keine Nach· 
richt von den Wehrersatzbehörden er· 
halten haben. In diesen Fällen wird 
von einer Einberufung abgesehen. Be· 
zugspunkt rur den Beginn der Frist ist 
zum Beispiel der Tag des Ablaufs 
einer Zurückstellung. UK·Stellung, 
Nichtheranliehungszusage oder der 

Zahlreiche denlmalgeschützte Bau· 
ten und Museen sind in den 'ergange· 
nen Jahren dem Feuer zum Opfer ge­
fallen und zum Teil unwiederbringlich 
ZCr\lört \\orden. Es nützt nichts. die 
Verluste kostbarer Kulturgüter nur lU 
beklagen. Wenn sie emalten ~erden 
~ollen. mü,scn sie vor der Vernich­
tung durch Brandeinwirkung be.ahrt 
~erden. 

Brandschutz in Baudenkmälern und Museen 

Welche Anstrengungen zur Verbes· 
serung der Feuersichemeit durch lor· 
beugende und abwehrende Brand· 
I,ChUlzmaßnahmen getroffen werden 
Wnnen und welche Aspekte des Denk· 
malschutZCI dabei zu beachten sind. 
darüber gaben namhafte Experten auf 
einem Forum der Markclinggesell­
schaft der öffentlichen Versicherer 
(ÖMA RK) unter dem GesiChtspunkt 
"Brandschutz in Baudenl.mälem und 
Museen" in Berlin Auskunft. 

Über diese Veranstaltung ist jetzt 
eine 42seilige Dokumentation cThChie­
nen. die gegen eine geringe Gebühr 
bei der ÖMARK. Postfach 32082 1. 
4O(X) Düsseldorf, Telefon 0221/4554-
333. bezogen .erden kann. 
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Tag der Anhörung ftir eine eventuell 
früher beabsichligle Einberufung. 

Aus Gründen der Gleichbehandlung 
hai der Bundesminisler ftir Jugend, 
Familie, Frnuen und Ge,undheil die 
vO"lehende Regelung entsprechend 
ftir den ZivildienSi übernommen. Zi­
vildienslpflichlige, die das 25. le­
bensjahr vollendei haben, werden da­
her nichl einberufen, wenn ihnen län­
ger als drei Jahre die Einberufung 
nichl angekündigl worden iSI oder sie 
nichl eingeplanl worden si nd. 

Aufgrund einiger an den Bundesmi­
nisler de, Innern hernngelrngenen Fäl­
le weisl dieser daraufhin, daß von den 
vorsiehenden Regelungen ausdrück­
lich die Wehr- bzw. ZivildienSlpnich­
ligen ausgenommen sind. für deren 
Hernnziehen die besonderen Allers­
grenzen nach § 5 Abs. I SalZ 2 des 
Wehrpnichlgeselzes bZl<. § 24 Abs. I 
Salz 2 des Zivildienslgeselzes gellen. 

Das bedeulel, daß freiwillige Helfer 
im Zivilschulz oder Kalaslrophen­
schulz (§ 8 Abs. 2 SalZ I des Geselzes 
über die Erweilerung des KalaSlfO­
phenschulzes, § 13a Abs. I SalZ I des 
Wehrpnichlgeselzes, § 14 Abs. I des 
Zivildienslgeselles), die vor Ablei­
slUng der nunmehr achljährigen 
Dienstzeit ausscheiden. nach wie vor 
zum Grundwehrdiensl bzw. Zivil­
dienst herangezogen werden. 

Zusatzprotokolle 
ratifiziert 

Das Zuslimmungsgeselz zu den Zu­
salzprOlokolien I und 11 zu den Genfer 
Rotkreuz-Abkommen von 1949 iSI im 
Bundesgesellblall Teil 11 Nr. 47 vom 
20. 12. 1990 verkündel worden und 
am darnuffolgenden Tag in Krnfl ge­
Irelen. Damil sind die VorausseIzun­
gen daftir geschaffen, daß nun auch 
die Bundesrepublik Deulschland Ver­
Irngsslaal dieser bedeulenden Völker­
rechlsabkommen wird. Die Zusalz­
prolokolle werden gemäß Artikel 95 
Absalz I Prolokoll I und Artikel 23 
Absall 2 Prolokoll 11 sechs Monale 
nach Hinterlegung der Ralifikalions­
urkunden in der Bundesrepublik in 
Krnfllrelen. 

Diese Abkommen sind ein .esenili­
eher Beilrng zum Schull der Zivilbe­
völkerung in bewaffnelen KonflikIen. 
Sie enthallen unter anderen delaillierte 
Regelungen über das Verbol soge­
nannler UnIerschiedsloser Angriffe, 
über Tenrorangriffe und Flächenbom­
bardemenls sowie das Verbol exzessi­
ver Begleilschäden unter der Zivi lbe­
völkerung. Erslmals • erden hier auch 

Regelungen über den völkerrechili­
ehen Schulz von Einrichlungen und 
Personal des Zivilschulles geiroffen. 

Die Bundesregierung gehl davon 
aus, daß die Ralifizierung der ZusalZ­
prolOkoUe durch die Bundesrepublik 
den Beilrill weilerer Slaalen nach sich 
ziehen wird. Damil werden wir dem 
Ziel der BeachlUng des humanilaren 
Völkerrechis einen wesenilichen 
Schrill näherkommen. 

Bei Nebel 
Fuß vom Gas 

Wenn AUlofahrer im Nebel zu 
schnell fahren und damil sich und 
andere gefahrden, liegl da; häufig dar­
an, daß sie ihre Sichiweile falsch ein­
schälzen. Hier einige Regeln, die be­
achtet werden sollten. wenn man eini­
germaßen sicher durch die Nebelsuppe 
kommen will: 
- Geschwindigkeil der Sichiweile 

anpassen' Die besle Orienlierungs­
hilfe bielen dabei die seiilichen 
Leilpfoslen, die auf fasl allen Slrn­
ßen im Absland von 50 Meiern 
aufgeslelll sind. Belrägl die SichI­
weile nur 50 Meier, dann darf auf 
keinen Fall schneller als 50 Slun­
denkilomeler gefahren werden. 
Bei 100 Meiern Sichiweile belmgl 
die Obergrenze 80 und nichl 
schneller als 100 kmlh soille man 
fahren , wenn man 150 Meier weil 
sehen kann. 

- Genügend Absland hallen' Als 
FauslrCgel gilt Sicherheilsabsland 
iSI gleich Siehl\1,eile, Häufig kle­
ben im Nebel AUlofahrer aus Be­
quemlichkeil dichl am Fahrzeug 
lor ihnen. Ein gefahrliches Manö­
ver, falls man plölllich bremsen 
muß. 

- Sofort Fahrlichl einschallen! Kom­
men am Tag AUlos mil Lichl enlge­
gen, deUiel dies darauf hin, daß 
man schon bald mil Nebel rechnen 
muß. 

- Die Nebelschlußleuchle nur bei 
ebel benUizen' Der Gesellgeber 

erlaubl deren Gebrnuch ausschließ.. 
lieh bei Nebel. also nichl bei SIaC­
kern Regen oder Schneefall, und 
auch nur dann, wenn die Sichiwei­
le \1,eniger als 50 Meier belmgl. 
Auf längeren nebelfreien Elappen 
muß man sie wegen der Blendwir­
kung auf nachfolgende AUlofahrer 
wieder ausschallen. 

- Scheiben, Scheinwerfergläser und 
Rückliihler sauber hallen' Sehen 
und geschen werden iSI gernde bei 
Nebelfahrten besonders wichlig. 

Wem Fahren im ebel zu anSlren-
gend wird, der soille nach einem Ral 
des ADAC öflers einen Parkplalz an­
Sleuern und kurze Pausen einlegen. 
Dabei muß aber auf alle Fälle das 
Slandlichl eingeschallei bleiben, da­
mil andere ParkplallbenUizer das Sie­
hende Hindernis rechlzeilig erkennen. 
Noch ein Tip ftir die Beifahrer: Fahr­
len im dichlen Nebel erfordern die 
ganze Aufmerksamkeil des Fahrers. 
Deswegen soille man ihn möglichSi 
nichl durch Gespräche ablenken. 

Schadensverhülung 
- Investition 

in die Zukunft 

Die Versicherer bielen heule ein 
breilgemchertes Speklrum ftir jeden 
nur denkbaren indUSlrielien und ge­
werblichen Belrieb an. Firmengebäu­
de, ProduklionSSlällen und lagerhal­
len lassen sich einschließlich Inhall 
gegen Schäden durch Brnnd, Blilz­
schlag, Explosion, Siurm und Hagel 
sowie Einbruch-Diebslahl und Vanda­
lismus saml Folgeschäden durch Be­
triebsunterbrechungen versichern. 
Durch den geziehen Abschluß solcher 
Versicherungen können sich Umer­
nehmen vor Vermögensverluslen 
schülzen lind das Schadensrisi ko be-

Bei Nebel Fuß vom Gas 
höchstens 

Sichtweite 

km/ h 
50m 100m 150m 

Sichtweite @ 
km / h 

50nl 100m 

@) 
km/ h 

IADACI ____ 5o_m _______ ----' 

lriebswirtschafllich belrnchlel kalku­
lierbar machen. 

Enlscheidend rermindern lasscn 
sich exislemielle Risiken jedoch ersl 
im Zusammenwirken mit sorgsamen 
SehadensrerhülUngsmaßnahmen. So 
lann beispielsweise die belriebliehe 
Sicherheil .esemlich rerhessert wer­
den durch 
- das Emchlen von Brandwänden 

zur Eingrenzung von Feuerberei­
chen 

- die Ausslallung mil funkIionsfähi­
gen Sprinkler- und Brnndmeldean­
lagen. 

- die BeachlUng wichliger Sicher­
heilsrichllinien bei der Lagerung 
besonders leichi emflammbarer 
Malerialien, 

- die geziehe Unleflleisung aller 
Milarheiler in vorheugende und ab­
~ehrende BrnndsehulZmaß.. 
nahmen. 

Meisl iSI ein wirkungsvoller Schull 
rur das Umemehmen ohne großen fi­
nanziellen Aufwand möglich. Aber 
auch koslenimensive BrnndschUlz­
maßnahmen zahlen sich langfrislig 
durch erhebliche Pmmieneinsparun­
gen aus. 

SchadensverhülUng hedeulel eine 
Inl'eslilion in die Zukunfl. Wenn Risi­
ken rechlzeilig erkannl und beeinflußI 
werden, wird der Schull des einzelnen 
Umemehmens erhöhl. Dadurch kön­
nen viele Schäden, die der Volks. irt­
schafl jährlich Verlusle in Milliarden­
höhe zuftigen und Mensch wie Um­
weil gefährden, rermieden werden. 

Deshalb bedeulel "Versicherung" 
nichl nur Versicherungsschull, son­
dern auch lechmsche Hilfe in allen 
Frngen der Schadensl erhülUng. Die 
öffemlichen Sachlersicherer selzen 
hierzu beispielsweise Brnndsehulzin­
genieure ein, die auf Wunsch Bmiebe 
besichligen und Vorschläge ftir mögli­
che Sicherheilsmaßnahmen umerbrei­
len. Es sind dies qualifizierte Bernler, 
die ihre viel ml ligen Erfahrungen aus 
der läglichen Schadenspraxis mil den 
• issenschaflliehen Ertenmnissen er­
gänzen, die im eigenen BrnndschUlz­
forschungsinstilUl. dem InstilUt ruf 
SehadenverhülUng und Schadenfor­
schung (lfS) In Kiel. ge~onnen 
wurden. 

Bewegtes 
Jubiläumsjahr 
für die DGzRS 

Im I'ergangenen Jahr wurden von 
der DeUischen Gesellschafl zur Rel­
IUng Schiffbrüchiger (DGzRS) 170 
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MenIChen aus Seenot gerenet und 
weitere 891 Pe""nen aus Gefahr be­
freit. Auf insgesamt 1844 Einsatz- und 
über 2000 Kontrollfahrten (unser Bild) 
hat die Renungsflone in diesem Zeit­
raum 53200 Seemeilen, also etwa 
98500 Kilometer zuriickgelegt. 

Damit verdanken seit Griindung der 
Gelell\Chaft im Jahre 1865 mehr als 
51000 Schiffbriichige - Seeleute, Fi­
scher, Sport\Chiffer, Passagiere auf 
Fahrgastschiffen und Fähren, Surfer 
und Wan.anderer - dem schnellen 
Eingreifen der Renungsmänner ihr 
Leben. 

Auch 1990 verzeichnete die DGzRS 
einige lpektakuläre und dramatische 
Einsälze. teilweise unter widrigsten 
äußeren Bedingungen. Wie geftihriich 
trotz aller technischen Neuerungen 
und Sicherheitsrnaßnahmen die Arbeit 
an Bord der Seenotkreuzer und -ret­
tungsbone ist, zeigte auf tragische 
WciIC der Unfall eines Rettungsman­
nes, der während eines Einsatzes rur 
ein Fracht\Chiff im Orkan von einem 
Schlepphaken tödlich verletzt wurde. 

Glück im Unglück hane ein Ret­
tungsmann, der während einer nächtli­
chen Fahn in der Deutschen Bucht von 
einer 15 ~Ieter hohen Welle Ion Bord 
gerissen. urde. Etwa eine halbe Stun­
de später hat ihn die Besatzung eines 
zweiten Seenolkreuzers entdeckt, so 
daß er gerade noch rechtzeitig von 
einem Hubschrauber der Bundesmari­
ne aus der aufgewühlten See gerenet 
.erden konnte. 

Ungewöhnlich war die Bergung ei­
nes Privatflugzeugs, das im norMriesi­
schen Wan notlanden mußte und mit 
einsetzender Flut unterzugehen 
drohte. 

Das vergangene Jahr stand rur das 
Seenotrenungswerk ganz im Zeichen 
seines 125. Geburtstages. Die 
DGzRS, die zur Erfüllung ihrer viel­
faltigen Aufgaben keinerlei staatliche 
Zuschüsse beansprucht und sich aus­
schließlich aus freiwilligen Beiträgen 

und Spenden finanzien, hat bewußt 
auf groBe Feierlichkeiten verzichtet. 

Weiterer Sch\\erpunkt im Jubi­
läumsjahr war die Übernahme des 
Seenotrenungsdienstes der ehemali­
gen DDR, die formal am 3. Oktober 
1990 erfolgte. Vorausgegangen .. ren 
inlensive Ge\prJche sowie umfangrei­
che technische und organisatorische 
Vorbereitungen, um sich nach Öff­
nung der Seegrenzen kurzfristig auf 
die neue Situation an den Küsten 
Mecklenburg-Vorpornrnerns einstel­
len zu können. Damit hat sich das 
Einsatzgebiet der Gesellschaft mit elf 
zusätzlichen Stationen um etwa ein 
Drinel erweiten. (Foto: DGzRS) 

"Tag des Helfers" 

Zum ,.Tag des Helfers 1990"' gab 
Bremens Innensenator Peter Sakuth 
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einen Empfang rur die Helferinnen 
und Helfer im Katastrophenschutz und 
Renungswesen. Gäste kamen aus dem 
Bereich der Organisationen, Verbän­
de, Behörden, der Bundeswehr, des 
Bundesgrenzschutzes, des Bundesm­
bandes für den Selbst\Chutz und der 
Automobilclubs. 

Sakuth sprach den Dank des Senats 
an diejenigen aus, die sich in den 
Dlenlt der Allgemeinheit stellten. Es 
sei SChwierig. freiwillige· Kräfte für 
die Arbeit bei Feuemehr oder Kata­
strophenschutz zu begeistern. Nach 
der Herabsetzull8 der Mindest"'­
pflichtungszeit für 10m Wehr- oder 
ZIVildienst freigestellte ehrenamtliche 
Katastrophenschutzhelfer. Ion zehn 
auf acht Jahre, hänen I iele Helfer Ion 
der Möglichkeit Gebrauch gemacht, 
sich entpflichten zu lassen. 

Ob es gelingen werde, die freige­
Mrdenen Plätze in überschaubarer 
Zeit wiederbesetzen ZU können. sei 
schwer abschätzbar: ., Wir werden rur 
unICre Belange werben müssen ." 

Unser Bild zeigt den Innensenator 
im Gespräch mit der stellvenretenden 
BVS-Helfervertreterin Helke Bier­
brauer. (Foto: Stroscher) 

Informationspaket 
zur 

Brandschu~oche 

Wie bereits 1989 steht den Feuer­
wehren des Landes Baden-\Vüntem­
berg auch für die bundesweite Brand-

IChutzwoche 1991 ein umfangreiches 
Informationspaket zur Verfügung. Er­
möglicht • urde dies durch die öffent­
lich-rechtlichen Gebäudeversicherun­
gen des Landes, die das Informations­
material gemeinsam mit dem Landes­
feuerwehrverband konzipierten. 

Die Palette der angebotenen Mate­
rialien reicht Ion verschiedenen Falt­
blättern zur Brand'erhütung und -be­
kämpfung über fenig formuliene Bei­
träge für Tageszeitungen bis zu Wer­
beanikeln für Schul- und Vorschulkin­
der. Die baden-württembergischen 
Feuemehren haben damit die Mög­
lichkeit. im Rahmen der Brandschutz­
.oche 10m 11. bis 22. September 
1991 mit dem Motto .,Deine Feuer­
wehr hilft - komm hilf mit" und auch 
dariiber hinaus qualifizierte Öffent­
lichkeitsarbeit zu leilten. 

Luftrettungsbilanz 
'90 vorgelegt 

Bei 41000 Renungsflügen haben 
die 36 bundesdeutschen Renungshub­
schrauber im vergangenen Jahr 35000 
Patienten IChnellltrnögliche ärztliche 
Hilfe an den Notfallort gebracht. Wie 
die neueste Statistik zeigt. sind damit 
die Einsätze gegenüber 1989 um sie­
ben Prozent angestiegen, die Zahl der 
lersorgten Patienten hat um zehn Pro­
zent zugenommen. Seit dem Beginn 
der Luftrettung im Jahr 1970 haben die 
Ärzte im Luftrenungsdienst bei 
436500 Einsätzen 35()000 Patienten 



versorgt, 42000 Menschen verdanken 
dieser schnellen Hilfe ihr Leben. 

Auch die Bürger der ehemaligen 
DDR können bei einem Unfall oder 
anderen otfall ,on einem Luftret­
tungsteam 'ersorgt "erden. Auf dem 
Gebiet der neuen Bundesländer gibt es 
vorläufig neun ,on der Bundes"ehr 
eingerichtete Stationen. Von don aus 
sind 1990 Hubschrauber zu rund 1000 
Rettungseinsätzen gestanet und haben 
ftir 780 Patienten auf dem schnellsten 
Weg einen Arzt an den UnfaIIon ge­
bracht. 

Das Luftrettungsnetz in den westli­
chen Bundesländern wird im Sommer 
um einen weiteren Stützpunkt erwei­
ten. In Ingolstadt wird die ADAC­
Luftrettung mit Christoph 32 ihre 
neunte Hubschrauberstation in Betrieb 
nehmen. Mit den neuen Bundeslän­
dern wird derzeit ein Konzept erarbei­
tet, um auch don ein nächendecken­
des Luftrettungsnetz nach westdeut­
schem Standard aufzubauen. 

Hamburg: Land unter 

Orkanböen bis Stärke zwölf sind 
Mitte Januar über Nordeurnpa gefegt 
und haben in GroBbritannien. Irland 
und Deutschland min~stens 24 Men­
schen das Leben gekostet. Hochwas­
ser hat zudem an der deutschen und 

dänischen Westküste schwere Schä­
den verursacht. Bei Hörnum. im Sü­
den der Insel Sylt, wurden auf einer 
Länge 'on 500 Metern mehr als 3000 
Quadratmeter Dünennäche "egge­
spült. 

Im Hamburger Hafen st ieg die 
Sturmnut auf 4.38 Meter über das 
mittlere Hochwasser. so daB weite 
Gebiete des Hufenvorfeldes - wie 
hier am St.-Pauli-Fischmarkt - über­
nutet wurden. (Foto: dpa) 

Vier Wohnhäuser 
ausgebrannt 

Nach der Explosion eines mit Ben­
zin beladenen Güterzuges ist Anfang 
Dezember ein groBer Teil der On­
schaft Luzon bei Lyon ein Raub der 
Rammen geworden. Vier Wohnhäu­
ser brannten völlig aus. 16 weitere 
wurden stark beschädigt. Auch mehr 
als 30 Autos und mehrere Nebenge­
bäude gingen in Flammen auf. Men· 
schen kamen bei dem Großbrand nicht 
zu Schaden: die 220 Dorfbewohner 
konnten sich rechtzeitig in Sicherheit 
bringen. 

Nach Angaben der französischen 
Bahngesellschaft SNCF war der Zug 
mit 22 Kesselwagen kurz vor Mitter­
nacht aus noch ungekläner Ursache in 

der Nähe des Dorfes entgleist. Die aus und fingen Feuer. Die Flammen 
hinteren zwölf Wagen machten sich schlugen bis zu 40 Meter hoch in den 
selbständig. explodienen oder liefen Himmel. 

Te,.",;ne 
Die Technische Akademie Esslingen Whn am 8. und 9. April 1991 

in O,tfildem "Das große Gefahrgut-Seminar" durch. Behandelt 
"erden unter anderem die Themen: Technik. Logisti~ und Recht sowie 
Tanks. Container. Fahrzeuge und Verpackungen. Die Leitung der Veran­
staltung hat Oberingenieur Dipl.-Ing. G. J. Krause. 
Auskunft: Technische Akademie Esslingen 

Postfach 1269.7302 Ostfildern 
Telefon: 071 1-/3400823-25 

Unter dem Thema "Brandschadenverhütung" ,eranstaltet die 
Technische Akademie Esslingen vom 11. bis 12. März 1991 
ebenfalls in Ostfildem unter Leitung Ion Brandschutzingenieur Bemhard 
Knepper einen Lehrgang zur Neuorientierung des vorbeugenden Brand­
schutzes in Einkaufszentren. -passagen. Verkaufs- und Industriehallen. 
Auskunft: Technische Akademie Esslingen 

Postfach 1269. 7302 Ostfildem 
Telefon: 071113400823-25 

Das Haus der Technik e. V., AuBeninstitUl der Rheinisch-Westfalisch 
Technischen Hochschule Aachen. veranstaltet vom 28. Februar bis 1. 
März 1991 in Essen eine Fachtagung zum Thema: "Der chemische 
Unfall - Vorbeugung und Gefahrenabwehr" . Behandelt wer­
den die Themenblöcke: Planungskonzepte und Rechtsvorschriften ftir 
Chemikalienlagerung. Gefahrenabwehr bei der Freisetzung toxischer Gase 
und kontaminierten Lösch\\assen> sowie Gefahrenabwehr bei Transport. 
Unfallen. 

Die Leitung hat Dipl.-Ing. W. Halpaap. Lel'er~uscn. 
Auskunft: Haus der Technik e. V. 

Postfach 10 1543. 4300 Essen I 
Telefon: 0201 /1803 1 

Am 16. und 17. April 1991 findet in Essen eine Fachveranstaltung 
zum Thema "Brandschutzverhütung in Warenhäusern, Ein­
kaufszentren und Verbrauchennärkten" statt. Die Leitung hat 
Brandschutzingenieur Bernhard Knepper. 
Auskunft: Haus der Technik e. V. 

Postfach 101543.4300 Essen I 
Telefon: 0201118031 
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Mineralöl­
Schadensfälle und 

Grundwasserschutz 

Der vom Bundesminisler des Innern 
im Jahre 1972 herausgegebene "Leil­
faden lur Behandlung von Mineralöl­
unfalIen auf dem Lande" iSI seil lan­
gem vergriffen und in einigen Teilen 
nichl mehr auf dem neueSlen Sland. 

Eine Arbeilsgruppe des Beirales 
"Lagerung und Tmnspon .asserge­
fiihrdender Sioffe" (LTwS) beim Buno 
desmin;,ler rur Um. eil. NalUrschulz 
und Reaklor\icherheil hal daher einen 
in den Jahren 1975 bis 1985 unler 
LeilUng von Dr. Schwille, Koblenz. 
verfaßlen lieneiligen Berichl über das 
genannte Thema zusammengefaßI und 
überarbenel. 

Der neue Leilfaden bielel dem rur 
die Beurteilung und Behandlung sol· 
eher &hadeillralle VeranlMrtlichen 
in einem ersten Teil eine praxisgcrcch­
le Über\ichl über die ph)sikalischen, 
chemiIChen und sonsligen Vorgänge 
bei der Ölausbreilung im Unlergrund 
und ,m Grundwasser. Im zweilen Teil 
Imd d" Vorgehen bei der Erfassung. 
Beuneilung und IChließlich Behebung 
Ion ÖIIChäden beschrieben. Dieses 
Vorgehen iSI im Einzelfall vom Abwä­
gen Vieler Einflußgrößen abhängig. 
kein Schadensfall gleichl einem ande­
ren. Daher kann eine allgemeingüllige 
Vorgehensweise nichl empfohlen 
werden. 

Der Leilfaden gehl zudem auf die 
geselzlichen Grundlagen, Sicherheils­
vorkehrungen. Be.eissicherung. Do­
kumentation. Infonnmionswege und 
Zusländigkeilen ein. 

Der von Dr. Philipp und Dr. Rüddi­
ger unler LeilUng von Professor Dr. 
Obermann, Universiiäl Bochum, er­
slelhe Leilfaden wird als LTwS­
Schrill r. 24 vom Um.ellbundesaml 
in Berlm herausgegeben und kann Ion 
don belOgen werden. 

Gefahrgut 
nach Möglichkeit 

auf Schiene 
oder Wasser 

"Es gehört ZU den Zielen der Bun· 
desreglerung, Gefahrguuranspone 
• eilcvlgehend von der Slraße fernzu­
hahen'·. leihe der Parlamenlarische 
5taal\\C~retär im Bund~\'cr~ehr~mi­

nislerium. Dr. Dieler Schuhe. in sci· 
ner Ant"on auf eine Anfrage dö 

, J 

MiUe Oktober \ ergangenen Jahres fand in der Ostsec die erste gcsamtdCUl.':>Chc Übung zur Ölunfallbckämp­
fung st:111. Ölab\\ chrschifTe 1IU ... den li lien und Ileuen UundesHindcrn sollten in der I,ii bceker lin d Mt..'Cklcnbur­
ger Bucht gegen ci ne simulicrte ÖI\ erschmutzung vorgehen. Internationale E:\pcrten deI"" LUr gleichen Zeit in 
Lü bcck '1lattfindenden 1~. Tagung des .,Hckii mpfungskomitttS des Hclsin ki·Übcrcinkommens zum Schul/' 
dcr MccrcsulIl\\ clt .. \\3ren zur ncobachtung t' ingcladcn. (Foto: dJlII) 

CSU·Abgeordnelen Dr. GÜnlher Mül­
ler mil. 

Wenn das enlsprcchende GUI in ei­
nem Gleis- oder Hafenanschluß ler­
und enlladen werden könne. und be­
slimnne GesamlbefOrderungs-Emfer­
nungen über~chritten würden. sei e~ 
gebolen, hochgefahrliche Güler mil 
der Bahn oder mil Binnenschiffen zu 
befOrdem. 

Nach vorläufigen Ergebnissen des 
Sialislischen Bundesamles sind im 
Jahre 1988 im bisherigen Bundesge­
biel in den drei Verkeh"zweigen Ei· 
senbahn . Slraßenfemverkehr und Bin­
nenIChiffahrt fasl 135 Millionen Ton­
nen gefahrlicher Güler lransponien 
worden; das sind fasl 14 Prozenl des 
ge~amten Güteryerkehr~. Die meiMen 
Gefahrguuranspone sind mil 51 Mil­
lionen Tonnen in der Binnensehiffahrt 
befOrden "Orden. gefolgl vom Slra­
ßenfem .. rkehr mil 46 Millionen 
Tonnell. 

Im Vergleich zum Vorjahr iSI damil 
die gesamle befOrdene Gefahrgulmen­
ge um 1.8 Prozenl gesliegen. Während 
bei Binnenschiffahrt und Eisenbahn 
mil 0,2 beziehungswei>< 0.5 Prozenl 
leichle Rückgänge enmiueh wurden. 
gab es im Slraßenverkehr einen über­
durchschniulichen Anslieg um 6.3 
Prozen!. 

Mehr Aussagen vom Flugdatenschreiber 

Das InslilUi ftir Flugftihrung der 
Deullchen Forschungsanslah fiir Luf!­
und Raumfahrt in Braunlch.eig hai in 
Zuvammenarbeil mil der Flugunfall· 
unlmuchungsslelle des Luf!fahrtbuu­
de"mles die Auswenbarkeil von 
Flugdalenlchreibem verbelsen. Bei 
der Auswenung lOil herkömmlichen 
S)Slemen • aren die Unfall forscher 
bi~lang auf konventionelle Magnet· 
bandgerJte angewic\en. Hinzu kamen 
begrenZie Darslellungsmöglichkeilen 
der aufgezeichneten Daten. 

Kern der neuen ARTAS-Anlage ;'1 
ein spezielles Soflllare-Programm. In 
die><s muß der Aus.erter die Parame­
lerlislen des speziellen RC<:orders ein­
geben. Ein Leseprogramm präscnlien 
\ännliche Dalen all Zahlenkolonnen. 
Möglich sind aber auch graphische 
DarsIellungen des Flugverlaufs. In der 
kommenden AusbauslUfe 1011 die Ani­
mation de~ Flugzeugs \\ ährend der 
IelZlen Flugphase auf dem Bildschimt 
möglich werden. 

Seenotrufsystem für alle WeHmeere 

Ein neuaniges Secnolrufs) ,Iem. 
das auch an die Erfordemisse der 
Yachlscgler angepaßI wurde. hai die 
DeUl'iChe Forschungsallllah rur Luf!­
und Raumfahn (DLR) elllwickeh. Es 
arbeilel bei der Übermiulung des NO!­
ruf~ an die RCllungsleilslcllcn mit geo­
slalionären Salell ilen. die in 36000 
Kilomeler Höhe posilionien sind. 

Mil nur drei dieser Salellilen kön­
nen alle Weh meere permanenl über­
.achl .erden. Dabei wird das NOlvi-

gnal mehr alv hundertmal hinlereinan· 
der zum Salellilen gefunkl. In der 
Bodenllalion. welche das vom Salelli· 
len zurückgellrahhe Frequenzband 
empfangi, .erden die Signale überla­
gen und aufgebessen. bis aus den 
schwachen und of!mals ""lümmel· 
len Fragmeuleu eine kompleue BOI­
schaf! enlslehl. In einem Weuslreil 
verschiedener Seenolruf-Sysleme aUI 
mehreren Ländem schniu das DLR­
S) slem am be\len ab. 
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Zehn Millionen Mark 
Schaden 

Bei einem der größten Brände des 
vergangenen Jahrzehnts im Landkreis 
Osnabriick entstand kürzlich ein Sach­
schaden von etwa zehn Mill ionen 
Mark. In der Gemeinde Beim war aus 
zunächst ungeklärter Ursache eine 
Kunststoffabrik m Brand geraten. 
Nach Augenzeugenberichten habe ei­
ne in vier Meter Höhe gelagerte Palet­
te, die mit leeren Kunststoff-Raschen 
beladen gewesen sei, plötzlich Feuer 
gefangen. Der Brand breitete sich 
blitzschnell aus, und innerhalb kürze­
ster Zeit stand die 90 Meter lange 
Produktionshalle in Rammen.' 

Schwere Rauchwolken zogen über 
den Ort. Mehr als 120 Feuerwehrmän­
ner bekämpften über zwölf Stunden 
lang den Brand. Ober drei Drehleitern 
der Freiwilligen Feuerwehren Beim 
und Oesede sowie der Berufsfeuer -
wehr Osnabriick versuchte man, das 
Feuer unter Kontrolle zu bringen. Be­
sondere Gefahr ging dabei von einem 
Propangastank aus, der unmittelbar 
neben dem brennenden Gebäude in­
stalliert war. Die Wehnnänner kühlten 
den Behälter und mit Hilfe eines Kran­
wagens konnte er schließlich aus dem 
Gefahrenbereich gehievt werden. 

Einige Autos, die auf dem Finnen­
gelände abgestellt waren, fingen Feu­
er. Durch die enonne Hitze schmolzen 
auch bei weiter entfernt stehenden Per­
sonenwagen Kunststoff-Stoßstangen 
und -Zierleisten. Obwohl die Bevölke­
rung über Lautsprecher und Rundfunk 
gewarnt und dazu aufgefordert wurde, 
die Fenster zu schließen und im Ge­
bäude zu bleiben, hatten sich zahlrei­
che Schaulustige an der BrandsteIle 
eingefunden (unser Bild). 

Beftirchtungen, die Rauchwolken 
könnten giftig sein, bestätigten sich 
glücklicherweise nicht. Meßtrupps der 
Feuerwehr fanden lediglich Spuren 

von Schadstoffen, deren Konzentra­
tion jedoch als ungefahrlich eingestuft 
wurde. Mehrere Tage noch waren die 
Männer der Feuerwehr Beim damit 
beschäftigt, Brandnester abzulöschen. 

(Foto: Rahe) 

Zehn Jahre 
Katastrophen­

schutzstab 
im Lahn-Dill-Kreis 

Im Dezember 1980, vor nunmehr 
zehn Jahren, absolvierte der Katastro­
phenschutzstab des Staatlichen Land­
ratsamtes in Wetzlar sei ne erste Aus­
bildung an der Katastrophenschutz­
schule des Landes Hessen in Johannis­
berg im Rheingau. 

Im Rahmen der Jahresabschlußfeier 
wurden die zwölf "Männer der ersten 
Stunde", Angehörige der Verwaltung 
sowie Vertretervon Feuerwehr, Tech­
nischem Hilfswerk, Deutschem Roten 
Kreuz und Malteser-Hilfsdienst von 
Landrat Gerhard Bökel mit Urkunden 
ausgezeichnet. Überreicht wurden sie 
von Regierungsdirektor Hans-Otto 
Kneip, der seit zehn Jahren Leiter des 
Stabes ist. 

Monatlich wird die Aus- und Wei­
terbildung von Carlheinz Behnke 
durchgefUhrt. Dabei .erden bei einer 
Vielzahl großer und kleiner Übungen 
alle erdenklichen Schadensfalle 
durchgespielt. Die Kenntnisse wurden 
in Lehrgängen an der Katastrophen­
schutzschule des Bundes Iß Bad 
Neuenahr-Ahrweiler weiter vertieft. 

Nach dem Umzug in die Eduard­
Kaiser-Straße konnte ein moderner 
Führungsraum mit allen notwendigen 
Kommunikationsmitteln, eine Fem­
meldezentrale und die erforderlichen 
Büroräume in Betrieb genommen 
werden. 

Bereits einige Male wurde die Füh­
rungsfahigkeit des Stabes eindrucks­
voll unter Beweis gestellt, so bei der 
Bewältigung von Hochwasserkata­
strophen und dem Tanklastzugun­
glück von Herborn. 

"Herbststurm" 
über Fellbach 

Ein Wirbelstunn, der mit hoher Ge­
schwindigkeit über das Lande fegte, 
war die Annahme zur Katastrophen­
schutz-Voll übung in Fellbach. Etwa 
600 Helferinnen und Helfer der Kata­
strophenschutzeinheiten und -Einrich­
tungen probten Anfang November bei 
"Herbststurn'" den Ernstfall. Hierbei 
zeigte sich, daß regelmäßige Standort­
übungen und überörtliche Ausbildung 
die Grundpfeiler eines geordneten 
Einsatzes sind. 

Kurz nach neun Uhr an einem 
Samstagmorgen erreichte die Leilstel­
le .,Rems-Murr'· folgende Meldung 
der Fellbacher Feuerwehr: ,,Zahlrei­
che Häuser im gesamten Stadtgebiet 
schwer beschädigt, Einsturzgefahr. 
Zahlreiche Brände, viele Verletzte. 
FFW Fellbach, Schmiden und Öffin­
gen und DRK Fellbach im Einsatz. 
Benötigen dringend Verstärkung." Es 
wurde Katastrophenalann ausgelöst. 

Bis zum Eintreffen der ersten Ein­
heiten aus dem unteren Remstal, aus 
Winnenden und Backnang rettete die 
Fellbacher Wehr die ersten "Verletz­
ten" von Dächern und aus .,brennen­
den" Gebäuden. Die Löschwasserver­
sorgung wurde aufgebaut und die Lage 
erkundet. Zuvor hatte das Jugendrot­
kreuz unter Leitung von Peter Fischer 
45 Verletztendarsteller aus dem ge­
samten Kreisgebietteilweise erschrek­
kend echt geschminkt und in den 
Übungsobjekten postiert. 

Für den Fellbacher Stadtbrandmei­
ster Richard Seeger galt es als Chef der 
Techni schen Einsatzleitung, erste 
Maßnahmen zu treffen, nachrückende 
Einheiten schwerpunktmäßig einzu­
setzen und den Stab im Landratsamt 
umfassend zu infonnieren. 

Landrat Horst Lässing und der 
.,Drehbuchautor" der Übung, Kreis­
brandmeister Karl Idler, überzeugten 
sich zusammen mit einigen Kreisräten 
vom Geschehen an der Einsatzstelle. 

Das Technische Hilfswerk Back­
nang, das mit einem Bergungs- und 
einem lnslandsetzungszug vor Ort 
war, hatte die Aufgabe, bei einer nahe­
gelegenen Finna Holzbauten abzustüt­
zen. Mit ihrem Schlauchwagen baute 
die Backnanger Feuerwehreine Trans­
portleitung über mehrere Kilometer 
auf. Sechs Verstärkerpumpen sorgten 
dafür, daß genügend Wasser den 
"Brandhend" erreichte. Ein "Gefahr­
gutunfall", bei dem die Winnender 
Feuerwehr (unser Bild) mit dem Ge­
fahrgut-Gerätewagen und eIßem 
Löschzug zum Einsatz kam, sowie ein 
enlgleisler Güterwagen rundeten das 
Geschehen ab. 

ach Abschluß der Übung gab es 
vom Landl1lt Worte des Dankes, und 
der Leiter der Katastrophenschutz­
schule Baden-Wümemberg,' Hans­
Jürgen Kuhn, hob in seinem GrußWO" 
die Notwendigkeit solcher Übungen 
hervor, da in der Katastrophenabwehr 
oftmals Einsatzerfahrungen fehlten. 
Nach seiner Meinung sollten auch die 
Kommunikationswege verbessert und 
modeme Nachrichtenmittel wie Tele­
faxgeräte zwischen der Technischen 
Einsatzleitung und den übergeordne­
ten Führungsstellen Verwendung fin­
den. Die Neugestaltung des Stabes mit 
der Zielsetzung "Verwaltungsstab" 
und die Verlagerung der unmittelbaren 
Einsatzabwicklung auf Leitstelle und 
TEL seien Schritte in die richtige 
Richtung. (Fotos: Larsen) 
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Ministerialrat Dr. Ewald Andrews, Bundesministerium des Innern 

Gedanken zur Neuordnung des 
Zivil- und Katastrophenschutzes 

in Deutschland 
Die bisherigen Denkansätze zur 

Neuordnung des Zivilschutzes leiden dar­
unter, daß sie zu eng von den Interessen 
derjenigen, die sie äußern, geprägt sind. 
Von daher ist es zwar verständlich, daß 
Länder, Kommunen und Hilfsorganisatio­
nen größere Dispositionsmöglichkeiten 
zur Verwendung des vom Bund vorgehal­
tenen ZivilSChutzpotentials für ihre eige­
nen Zwecke fordern. Eine solche Forde­
rung hat Jedoch nichts mit der Frage zu 
tun, ob und ggf. welche Konsequenzen 
sich für den Zivilschutz aus der Tatsache 
ergeben, daß die äußere Bedrohung aus 
dem Osten gegen Null tendiert, was von 
keiner Seite bestritten wird. Das Petitum 
der Länder, Kommunen und Hilfsorgani­
sationen ist ebenso alt wie ihre andere 
Forderung nach mehr Bundesmitteln für 
die Bereitstellung von Zivilschutzpoten­
tial zum Zwecke friedem,,zeitlicher Nut­
zung. Interessenzentrierte Diskussionen 
dieser Art können und sollen möglicher­
weise auch nicht zu einem sachlichen 
Ergebnis führen. 

Zum Zwecke der Neuorientierung der Dis­
kussion erscheint es daher ratsam. sich 
einmal von den Fesseln interessengeprägter 
Denkansätze zu befreien und einen anderen 
Ausgangspunkt für konzeptionelle Überle­
gungen zu wählen. Dabei liegt es nahe, von 
der Bedürfnislage auszugehen, und zwar so, 
wie sie sich für den Bund in bezug auf den 
Zivilschutz nach Reduzierung der äußeren 
Bedrohung gegen Null darstellt. Ziel dieser 
Ausführungen soll es dabei jedoch nicht sein, 
von diesem Denkansatz aus detaillierte kon­
zeptionelle inhaltliche Vorschläge für die 
Neuordnung des Zivilschutzes zu machen. 
Dies muß und kann nur in einer breitangeleg­
ten Diskussion mit allen Beteiligten gesche­
hen. Hier sollen nur Anregungen gegeben 
werden, die Fragestellungen so zu formulie­
ren, daß daraus sachbezogene Antworten für 
vernünftige Ergebnisse abgeleitet werden 
können. 

Die Bedürfnisfrage ist zu jedem der fol­
genden Teilsysteme des Zivilschutzes zu 
stellen; das sind 
- der Selbstschutz, 

8 1 BEVOlKERUNGSSCHUTZ -MAGAZIN 2191 1 

- der Warndienst, 
- der Schutzbau, 
- die Erweiterung des Katastrophenschut-

zes und 
- die gesundheitliche Vorsorge 
denn es kann wohl kaum angezweifelt wer­
den, daß die früher einmal gefundene Auf­
gliederung des Zivilschutzes in die vorge­
nannten Teilkomplexe sinnvoll und logisch 
ist. 

Die erste Frage muß also lauten: 
1. Besteht nach weitgehender Beseitigung 

der äußeren Bedrohung auch künftig ein 
Bedürfnis, daß der Bund den Zivilschutz1eil­
komplex "Selbstschutz" fortführt? 

Aufgabe des Selbstschutzes ist es, die 
Bevölkerung über Gefahren und Schäden, die 
durch Waffenwirkung verursacht werden 
können, aufzuklären und über Maßnahmen 
zu unterrichten, die sie dagegen zu ihrem 
Schutz ergreifen kann . Selbstschutz in die­
sem Sinne ist lebenswichtig, wenn die Bevöl­
kerung einer unmittelbar drohenden, konkre­
ten Gefahr ausgesetz1 ist. Je unmittelbarer 
und intensiver die Gefahr ist, um so wichtiger 
sind die Informationen über Selbstschutz­
möglichkeiten. Eine solche Situation liegt 
heute allerdings nicht vor. Das Bedürfnis der 
Bevölkerung, über Selbstschutzmaßnahmen 
gegen Kriegsgefahren aufgeklärt zu werden, 
ist daher sehr gering. Dieser Zivilschutzteil ­
komplex stößt infolgedessen bei großen Tei­
len der Bevölkerung auf mangelnde Akzep­
tanz. Die Menschen setzen ihre Prioritäten 
und Posterioritäten natürlicherweise nach 
den Bedürfniszwängen, denen sie ausgesetz1 
sind. Diese Zwänge bestimmen auch die 
Rangordnung. 

Wenngleich die Menschen das Bedürfnis, 
über Selbstschutzmaßnahmen gegen Kriegs­
gefahren aufgeklärt zu werden, sehr gering 
einschätzen, bleibt dennoch für den Bund die 
Frage, ob für ihn das Bedürfnis besteht, 
durch Aufklärungsmaßnahmen den Gedan­
ken des Selbstschutzes und der Eigenvorsor­
ge im Hinblick auf Kriegsgefahren in der 
Bevölkerung zu wecken bzw. wachzuhalten. 
Das wird grundsätzlich zu bejahen sein. Die 
Wehrfähigkeit eines Staates hängt nämlich 
entscheidend von der Verteidigungsbereit-

schaft seiner Bevölkerung ab. Jedes Volk, 
das seine selbstOewählte Gesellschaftsord­
nung erhalten und bewahren möchte, muß 
auch bereit sein, notfalls dafür Opfer zu 
erbringen und sie gegen äußere Bedrohun­
gen zu verteidigen. Es ist die Pflicht des 
Staates, der Bevölkerung diesen Zusammen­
hang von Verteidigungsbereitschatt, Verteidi­
gungsfähigkeit und Erhaltung der Staats­
und Gesellschaftsordnung immer wieder zu 
verdeutlichen. Dies muß, wie schon in der 
Vergangenheit, daher auch künftig im Zivil­
sChutz1eilgebiet "Selbstschutz" geschehen. 

Bedürfnis nach Information 
und Aufklärung 

Die korrespondierende Zusatzfrage lautet: 
Besteht das Bedürfnis, daß die Länder 

(einschließlich Kommunen) die Bevölkerung 
über Selbstschutzmaßnahmen gegen die Ge­
fahren und Schäden einer hochtechnisierten 
Industriegesellschaft und gegen Naturgewal­
ten aufklären? 

Diese Frage werden die Länder bejahen 
und auf die von ihnen erlassenen Informa­
tionsschriften über friedenszeitliche Risiken, 
insbesondere über Industriegefahren, hin­
weisen. Ob diese Aktivitäten ausreichen, ob 
die Notwendigkeit einer bundeseinheitlichen 
Aufklärungsstrategie bzw. -konzeption zur 
Unterrichtung der Bevölkerung über frie­
denszeilliche Gefahren und Risiken besteht 
und ob hierzu organisatorische Vorkehrun­
gen geschaffen und vorgehalten werden 
müssen, hat der Bund nicht zu entscheiden, 
das ist Sache der Länder. 

Wenn ein solches Bedürfnis allerdings 
anerkannt wird, dann drängt sich die Frage 
auf, ob Bund und Länder sich nicht darauf 
einigen können, das seinerzeit vom Bund für 
die Aufklärung der Bevölkerung gegen 
Kriegsgefahren geschaffene Instrument des 
Bundesverbandes für den Selbstschutz auch 
für diese Länderaufgabe nutzbar zu machen. 
Andernfalls müßten die Länder das von ihnen 
anerkannte Aufklärungsbedürfnis inhaltlich, 
organisatorisch und finanziell entweder ein-



zein oder gemeinsam nach Abstimmung in 
der Innenministerkonferenz und mit den 
kommunalen Spitzenverbänden durch ein 
entsprechendes eigenes Aufklärungsinstru­
ment abdecken. Bevor der Ruf nach Auflö­
sung des Bundesverbandes für den Selbst­
schutz erhoben wird, sollte man zumindest 
die Möglichkeit seiner (Mit-)Nutzung, ggf. in 
einer dem neuen Inhalt angepaßten Organi­
sationsform, ernsthaft in Erwägung ziehen. 
Die interne Struktur des BVS ist ja schon 
heute auf ein Zusammenwirken von Bund, 
Ländern und Kommunen angelegt. Der BVS 
hat auch seinerseits in den letzten Jahren auf 
dem Gebiet der Aufklärung der Bevölkerung 
über friedenszeitliche Risiken wertvolle Er­
fahrungen sammeln können, da er sich hier 
mit Zustimmung oder zumindest stil lschwei­
gender Duldung der Länder zunehmend be­
tätigt hat. 

Was leider fehlt, ist eine unter den für den 
Bevölkerungsschutz zuständigen Aufgaben­
trägern abgestimmte Gesamtkonzeption. 
Vom Bundesministerium des Innern in dieser 
Richtung gestartete Initiativen fanden nicht 
die Zustimmung der Länder und der kommu­
nalen Spitzenverbände. 

Falls Länder und Kommunen diese Aufga­
be allein angehen wollen, können sie hierbei 
allerdings auch ihrerseits auf beachtliche 
Erfahrungen zurückgreifen, die sie auf dem 
Gebiet der Werbung gemacht haben, insbe­
sondere auf dem Tourismussektor. 

Auf Warnung nicht verzichten 

2. Die entsprechende Frage zum Warn­
dienst lautet: 

Besteht nach der Reduzierung der äuße­
ren Bedrohung gegen Null für den Bund 
weiterhin ein Bedürfnis, das bestehende 
Warn- und Alarmierungssystem des Zivil­
schutzes mit einem so hohen Kostenaufwand 
vorzuhalten? 

Eine durch Aufklärungsmaßnahmen über 
selbstschutzmäßiges Verhalten zum Selbst­
schutz und zur Eigenvorsorge befähigte Be­
völkerung kann von diesen Fähigkeiten nur 
dann Gebrauch machen, wenn sie rechtzeitig 
vor den Gefahren, gegen die sie sich schüt­
zen soll und kann, gewarnt wird. Seit Jahren 
ist bekannt, daß der derzeitige Zivilschutz­
Warndienst einen wesentlichen Teil dieser 
Aufgabe nicht mehr erfüllen kann, weil die 
infolge der waffentechnologischen Entwick­
lung mit sehr hoher Geschwindigkeit heran­
nahenden Flugkörper nicht mehr so frühzei­
tig erfaßt werden können, daß die Bevölke­
rung rechtzeitig vor ihneh gewarnt werden 
kann. Diese Feststellung zwingt daher zu 
dem Schluß, daß kein Bedürfnis für die 
Vorhaltung eines Warndienstes besteht, der 
von seiner Konzeption her auf Funktionen 
angelegt war, deren wesentlichste er heute 
nicht mehr erfüllen kann. 

Ein Staat, der den Zivilschutzteilbereich 
"Selbstschutz" nach wie vor im Prinzip be­
jaht, kann aber logischerweise nicht auf ein 
Instrument zur Warnung der Bevölkerung 
verzichten. Wesentliche Anforderung an ein 
solches Instrument ist jedoch, daß es unter 
Ausschöpfung aller kommunikationsteChno­
logischen Möglichkeiten die unter den gege­
benen Umständen optimale Warnung der 
Bevölkerung gewährleistet. Bei diesem Kon­
zept können also Gefahrentatbestände, ge­
gen die keine Warnung möglich ist, von 
vornherein außer Betracht bleiben. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hin­
zuweisen, daß in modernen Warndiensten 
die Warnung durch Wortinformationen neben 
der herkömmlichen Signalwarnung durch Si­
renen immer stärker an Bedeutung gewon­
nen hat. So stützt sich z. B. der isländische 
Warndienst landesweit auf die Rundfunkwar­
nung ab. Diese wird nur in dem bevölke­
rungsreichen Gebiet um Reykjavik durch eine 
angemessene Sirenenkomponente ergänzt 
und zum anderen in katastrophenbedrohten, 
aber schwächer besiedelten Landesteilen 
durch eine automatische Telefonwarnung 
vervollständigt. Diese Möglichkeiten könnten 
auch ohne weiteres bei uns durch Rundfunk­
anstalten und Bundespost realisiert werden. 
Die vom Bundesamt für Zivilschutz vor eini­
gen Jahren veranlaßten Untersuchungen 
über ein z. zt. in der Erprobung befindliches 
rundfunkgestütztes Warnsystem (WARI) be­
stätigen diese Annahme. Seine technische 
Realisierbarkeit zeichnet sich bereits ab. 
Ebenso wichtig ist aber, daß bei der Einfüh­
rung des neuen Systems die einzelnen Kom­
ponenten - Rundfunk, Sirenen, Telefonwar­
nung - bundesweit so miteinander kombi­
niert werden, daß ein Höchstmaß an Effizienz 
und Wirtschaftlichkeit erreicht und ein Groß­
teil der Bevölkerung über warnfähige Kriegs­
gefahrentatbestände unterrichtet wird. Da­
mit hätte der Bund seine Zivilschutzaufgabe 
"Warnung der Bevölkerung" erfüllt. 

Auch hier stellt sich die korrespondierende 
Zusatzfrage: 

Sehen die Länder (einschließlich Kommu­
nen) ein Bedürfnis, die Bevölkerung gegen 
friedenszeitliche Gefahren zu warnen? 

Diese Frage ist mehr rethorischer Art, 
denn Länder und Kommunen erfüllen ja 
bereits heute diese Aufgabe. Daher kommt 
es auch hier vor allem darauf an, ob gemein­
same Problem lösungen von Bund, Ländern 
und Kommunen denkbar sind oder ob je ein 
Warndienst für friedenszeitliche und für 
Kriegsgefahren vorgehalten werden muß. 

Auf seiten des Bundes besteht jedenfalls 
erhöhter Handlungsbedarf hinsichtlich einer 
Neukonzeption des Warndienstes, nachdem 
nunmehr die konkrete, unmittelbare äußere 
Bedrohung aus dem Osten praktisch nicht 
mehr vorhanden ist. Wenn der Bund also 
unter Zivilschutzaspekten für das Bundesge­
biet ein System der Verteilung und der Kom­
bination der einzelnen Warnkomponenten 

(Rundfunk, Sirenen, Telefonwamung) ent­
wickelt, dann könnte es sinnvoll sein, daß die 
Länder und Kommunen ihre Bedürfnisse in 
dieses System frühzeitig mit einbringen. Das 
wäre sicherlich wirtschaftlicher als der Auf­
bau eines eigenen Warnsystems, der nach 
der Umgestaltung des Zivilschutzwarndien­
stes erforderlich wäre. Die bisherige Einlas­
sung der Länder, daß die ZS-Sirenen für die 
Warnung gegen friedenszeitliche Gefahren 
nicht benötigt würden, der Bund gleichzeitig 
aber aufgefordert wird, es gegen Kriegsge­
fahren in vollem Umfang vorzuhalten, dürfte 
künftig kaum noch ernsthaft diskutierbar 
sein. 

Fragen nach dem 
Schutzraumbau 

Hiernach stellt sich die Bedürfnisfrage bei 
dem dritten Zivilschutztei lsystem "Schutz­
bau ", die wie folgt lautet: 

Besteht nach der Abnahme der äußeren 
Bedrohung mit der Tendenz gegen Null für 
den Bund noch ein Bedürfnis, den Bau von 
Schutzräumen weiter zu betreiben? 

Der häufig gebrauchte Slogan "Schutz 
geht vor Rettung" ist als Prinzip unbestritten 
und gilt heute ebenso wie in der Vergangen­
heit. Grundsätze haben aber nur dann eine 
praktische Relevanz, wenn ein entsprechen­
der politischer Umsetzungswille dahinter 
steht. Es kann kein Zweifel bestehen, daß in 
der Vergangenheit, insbesondere während 
der 50er und 60er und Anfang der 70er Jahre 
eine ganz aktuelle, konkrete äußere Bedro­
hung aus dem Osten vorhanden war, die 
unter fachlichen Zivilschutzgesichtspunkten 
ein hohes Bedürfnis nach dem Bau von 
Schutzräumen für die Bevölkerung entstehen 
ließ. Dennoch wurde dieses Bedürfnis in der 
politischen Beurteilung als nicht so dringend 
angesehen, daß es vorrangig vor anderen 
wichtigen Bedürfnissen abgedeckt worden 
ist. Die Feststellung und Anerkennung eines 
Grundsatzes oder eines Grundbedürfnisses 
wie "Schutz geht vor Rettung" ist eine Sache, 
der Zwang der Politik, in Anbetracht der 
Knappheit der Mittel Prioritäten zu setzen, 
eine andere. Dabei genießt der Primat der 
Politik eindeutig Vorrang vor fachlichen Er­
wägungen . 

Hiervon ausgehend wird man heutzutage 
nach drastischer Reduzierung der äußeren 
Bedrohung trotz weiterhin unbestrittener 
Gültigkeit des vorgenannten Grundsatzes 
noch weniger davon ausgehen können, daß 
- auch in Anbetracht der ungeheuren Auf­
gaben im Zusammenhang mit der Vereini­
gung der beiden deutschen Staaten - ein 
vorrangiges politisches Bedürfnis nach Fort­
setzung des Schutzraumbaus artikuliert wer­
den wird. Dies gilt um so mehr, als die früher 
gewonnene Erkenntnis, daß durch eine frei­
willige Förderung des Schutzbaus keine 
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gleichmäßige, gerechte und systematische 
Bedienung der Bevölkerung mit Schutzplät­
zen erreichbar ist, heute noch stärker zu 
Buche schlägt. 

Es stellt sich auch hier die Zusatzfrage: 
Sehen die Länder (einschließlich Kommu­

nen) ein Bedürfnis, die Bevölkerung durch 
SChutzräume gegen die friedenszeitlichen 
Risiken, insbesondere gegen die Industriege­
fahren zu schützen? 

Nachweislich verfügt die Bundesrepublik 
Deutschland als exportorientiertes Industrie­
land über einen außerordentlich dichten Be­
satz von z, T, sehr risikoträchtigen Industrie­
anlagen, Dieses hohe Gefahrenpotential in 
einem dicht besiedelten Land erfordert ein 
sehr effizientes Gefahrenabwehrsystem, das 
auch die Komponente "Schutzräume für die 
Bevölkerung" zumindest in die Überlegungen 
einbeziehen muß, Hinzu kommt die enge 
infrastrukturelle Vermaschung und Vemet­
zung der industriellen Produktionsstätten mit 
der folge eines sehr hohen und ständig 
steigenden Aufkommens an Gefahrguttrans­
porten, Die rund um die Uhr rollenden mobi­
len Risikoobjekte können unvermutet an je­
dem Ort und zu jeder Zeit Schadensfälle mrt 
unabsehbaren folgen verursachen, Die da­
durch verbleibenden kurzen Wamzeiten 
dürften dann kaum noch für Evakuierungs­
maßnahmen ausreichen, Gleichwohl haben 
sich Länder und Kommunen nicht bereit 
gefunden, unter diesem Aspekt den Schutz­
raumbau in ihre Gefahrenabwehrstrukturen 
aufzunehmen - und dies zu Recht. Es wäre 
nicht zu vertreten, wenn eine ganze Nation 
sich wegen der industriebedingten Risikosi­
tuation, die sie im Prinzip wegen des damrt 
für sie verbundenen Wohlstandsfortschritts 
akzeptiert, verbunkem würde, Statt dessen 
sind die Länder den sinnvolleren Weg gegan­
gen, indem sie ihren Brand- und Katastro­
phenschutz sowie ihr Rettungswesen perma­
nent verbessern und im Zusammenwirken 
mit dem Bund eine ständige Optimierung der 
Sicherheitsnormen in allen risikoträchtigen 
Bereichen anstreben, 

Unterschiedliche Interessen 

Schließlich ist auch für das vierte Zivil­
schutzteilsystem "Erweiterung des Katastro­
phenschutzes" die entsprechende frage zu 
stellen: 

Besteht nach dem praktischen fortfall der 
konkreten äußeren Bedrohung aus dem 
Osten für den Bund weiterhin das Bedürfnis, 
den Katastrophenschutz der Länder durch 
eine besondere Komponente "Erweiterung 
des Katastrophenschutzes" zur Bewältigung 
der besonderen Gefahren und Schäden im 
Verteidigungsfall zu ergänzen? 

Die "Erweiterung des Katastrophenschut­
zes" wird von Bund, Ländern und Gemeinden 
als das "Herzstück" des Zivilschutzes be-
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zeichnet. Dies läßt bei allen Beteiligten das 
Interesse an diesem vom Bund geschaffenen 
und vorgehaltenen Instrument erkennen, Ge­
meinsame Interessiertheit an einem Objekt 
bedeutet allerdings noch nicht eine Interes­
senkongruenz, Das Ist auch nicht erforder­
lich, sollte aber hervorgehoben werden, da 
nur die Kenntnis der unterschiedlichen Inter­
essenstandpunkte von Bund, Ländem und 
Kommunen die Möglichkeit zur Kompromiß­
findung eröffnen kann , 

Das vorrangige Interesse des Bundes liegt 
darin, seine Zivilschutzmaßnahmen im Be­
reich der "Erweiterung des Katastrophen­
schutzes" in nachvollziehbarer und nach­
prüfbarer Weise durch ein definiertes, kon­
kretes und bedürfnisgereChtes Hilfelei­
stungspotential sichtbar zu machen, Um dies 
zu erreichen, hat er in der Vergangenheit 
immer zwei Ziele verfolgt, die im Gesetz über 
die Erweiterung des Katastrophenschutzes 
und in den dazu erlassenen vier Verwal­
tungsvorschriften über Organisation, Ausbil­
dung, Ausstattung und Kosten deutlich zum 
Ausdruck kommen: 
1, Das Bundespotential muß identifizierbar 
sein, etwa durch festlegung von Zahl, Stär­
ke, Ausstattung und Gliederung der Einheiten 
und Einrichtungen des erweiterten Katastro­
phenschutzes sowie durch ihre Zuordnung zu 
bestimmten fachdiensten mit klar definier­
ten V-fall-spezifischen Aufgaben, 
2, Das Bundespotential soll integriert werden 
in den Katastrophenschutz der Länder durch 
Vollzug in Bundesauftragsverwaltung und 
durch Einräumung einer erleichterten Verfü­
gungsmacht zugunsten der Kreise und kreis­
freien Städte, 

Es hat sich gezeigt, daß sich diese beiden 
Ziele nur sehr schlecht auf einen Nenner 
bringen lassen, Die starke V-fall-Bezogen­
heit des erstes Ziels steht nämlich der Inte­
grationsabsicht des zweiten Ziels entgegen, 
Die Länder und Kommunen und natürlich 
auch die Hilfsorganisationen sind fast aus­
schließlich an dem zweiten Ziel der Integra­
tion interessiert, Ihre forderungen laufen 
daher auf eine möglichst unbeschränkte Dis­
positionsfreiheit über das Bundespotential 
für friedensmäßige Zwecke bei möglichst 
geringer Kontrollmöglichkeit seitens des 
Bundes hinaus, Sie sind der Auffassung, daß 
nur so eine Integration des Bundespotentials 
in ihren Katastrophenschutz erreichbar ist 
und daß nur durch eine solche Integration der 
Verstärkungseffekt, den der Bund in bezug 
auf die Befähigung des Katastrophenschut­
zes der Länder zur Bewältigung von Gefahren 
und SChäden eines V-falles angestrebt, rea­
lisiert werden kann, Dieser Standpunkt der 
Länder und Kommunen ist nicht ganz unei­
gennützig, Ihre Sorge gilt natürlich nicht in 
erster Linie der Qualifizierung ihres Katastro­
phenschutzes für die Aufgaben in einem V­
fall , sondem vielmehr der bestmöglichen 
Nutzung des Bundespotentials für friedens­
zei~iche Aufgaben mit der Absicht, dadurch 

eigene Aufwendungen einzusparen, Einzelne 
Länder haben daher auch in der jüngsten 
Diskussion um die Konsequenzen der Bedro­
hungsabnahme Berechnungen darüber an­
gestellt, in welcher Höhe Landesmittel be­
reitgestellt werden müßten, falls sich der 
Bund aufgrund der neuen Bedrohungssitua­
tion aus dem Bereich "Erweiterung des Kata­
strophenschutzes" zurückziehen würde, Das 
geht in die Millionen, Die Leidtragenden 
wären in einem solchen falle letztendlich die 
Kommunen, da sie in Anbetracht der allge­
meinen finanzknappheit nicht damit rechnen 
könnten, daß die Länder die durch Abzug der 
Bundesmittel entstehenden Defizite decken 
würden, 

Hier hat die Diskussion eine gewisse Un­
terschiedlichkeit der Interessen zwischen 
Ländem und Kommunen sichtbar gemacht. 
Sie besteht darin, daß die Länder eher ge­
neigt zu sein scheinen, eine Schwächung 
ihres Katastrophenschutzes durch Abbau des 
Bundespotentials in Kauf zu nehmen als über 
eine Verbreiterung der Rechtsgrundlage. et­
wa im Sinne emer Gemeinschaftsaufgabe, 
nachzudenken, die dem Bund die Möglich­
keit gäbe, trotz fortfalls der äußeren Bedro­
hung weiterhin Leistungen für den Katastro­
phenschutz der Länder zu erbringen, 

Demgegenüber haben die Kommunen aus 
der Erkenntnis, daß nach dem fortfall der 
äußeren Bedrohung nicht alles beim alten 
bleiben kann, andere Schlußfolgerungen ge­
zogen, Sie stehen einer Gemeinschaftsauf­
gabe, die den Bund weiterhin zu Leistungen 
für den Katastrophenschutz verpflichtet, auf­
geschlossen gegenüber und vertreten den 
Standpunkt, daß der Bund dafür künftig die 
Mittel für das Bundesamt für Zivilschutz, den 
Bundesverband für den Selbstschutz und die 
Akademie für zivile Verteidigung als "frie­
densdividende" einsparen sollte, 

Mittel für die neuen Länder . 
Unter den gegebenen Umständen er­

scheint es auch wenig hilfreich, die Notwen­
digkeit zur fortschreibung des Status quo der 
Zivilschutzaufgabe "Erweiterung des Kata­
strophenschutzes" mit dem Hinweis auf Un­
sicherheiten und Instabilitäten in anderen 
Teilen der Welt zu begründen, 

Derartige Argumente haben schon im mili­
tärischen Bereich nicht verhindem können, 
daß drastische Mittelkürzungen als "frie­
densdividende" von den Politikem einkas­
siert worden sind, Das ist auch richtig so, Mit 
Zivilschutzgesichtspunkten läßt sich jeden­
falls auch die "Erweiterung des Katastro­
phenschutzes" in dem bisherigen Umfang 
nicht mehr begründen, 

Der Bund wird sicherlich nicht soweit 
gehen, entsprechend der gegen Null tendie­
renden äußeren Bedrohung aus dem Osten in 
gleicher Weise auch sein Bundespotential für 
den erweiterten Katastrophenschutz abzu-



bauen. Er wird vielmehr einen Weg suchen 
und finden müssen, der ihm den Nachweis 
erlaubt, daß er trotz Fortfalls der äußeren 
Bedrohung seiner Verpflichtung nach Art. 73 
Nr. 1 Grundgesetz in angemessener Weise 
durch planerische Maßnahmen und durch 
Vorhaltung eines - wie auch immer - redu­
zierten Bundespotentials für den erweiterten 
Katastrophenschutz nachkommt. Die so er­
zielten Mitteleinsparungen könnten dann 
dem Aufbau eines leistungsfähigen Katastro­
phenschutzes in den fünf neuen Bundeslän­
dern zugute kommen. 

Auf tragbaren Nenner bringen 

Die auch bei anderen Zivilschutzkompo­
nenten gestellte korrespondierende Zusatz­
frage lautet: 

Besteht auf seiten der Länder ein Bedürf­
nis, künftig auf eigene Kosten Potential für 
diejenigen Aufgaben vorzuhalten, die bisher 
noch von den Einheiten der verschiedenen 
Fachdienste des erweiterten Katastrophen­
schutzes erfüllt werden? 

Sie ist vorstehend zum Teil schon beant­
wortet worden. Von den Kommunen wird sie 
eindeutig bejaht, teilweise auch von den 
Ländern. Wenn sich nun der Bund bis zu dem 
Maß, das verfassungsrechtlich, aber auch in 
der politischen Diskussion mit Ländern, 
Kommunen und Hilfsorganisationen vertret­
bar ist, aus dem ZivilSChutz1eilsystem "Er­
weiterung des Katastrophenschutzes" zu­
rückzuziehen beginnt, um Mittel für andere 
wichtige Aufgaben, insbesondere im Zusam­
menhang mit der Vereinigung der beiden 
Teile Deutschlands, freizusetzen, dann müß­
te es in diesem Prozeß möglich sein, die zur 
Zeit aus unterschiedlichen Motiven vorhan­
dene Interessiertheit von Bund, Ländern, 
Kommunen und Hilfsorganisationen an dem 
Bundespotential des erweiterten Katastro­
phenschutzes auf einen für alle tragbaren 
Nenner zu bringen. 

Es muß allerdings darauf hingewiesen 
werden, daß es einer solchen Grundsatzdis­
kussion abträglich wäre, wenn sie schon zu 
Anfang belastet werden würde mit Fragen 
zweiter oder dritter Priorität, etwa der pau­
schalierten Mittelzuweisungen, des Verzichts 
auf Verwendungsnachweise usw. Sollte ein 
Einvernehmen im Sinne einer Gemein­
schaftsaufgabe gefunden werden, dann wä­
ren derartige Probleme im Sinne der Vorstel ­
lungen der Länder und Kommunen relativ 
leicht zu lösen, denn bei einer Gemein­
schaftsaufgabe "Katastrophenschutz" läge 
die Sachherrschaft weitestgehend bei den 
Ländern. 

Auf der anderen Seite würde eine Nicht­
einigung notwendigerweise zur Konsequenz 
haben, daß, je weniger Bundesmittel für die 
Zivilschutzaufgabe "Erweiterung des Kata­
strophenschutzes" zur Verfügung stünden, 

um so stärker der Zivilschutzzweck (zu La­
sten des Doppelnutzungsaspekts) im Vorder­
grund stehen müßte. Es muß an dieser Stelle 
jedoch ganz klar herausgestellt werden, daß 
die ausschließliche Verantwortung für die 
Errichtung leistungsfähiger, risikoadäquater 
Gefahrenabwehrstrukturen im Frieden den 
Ländern als den alleinigen Kompetenzinha­
bern obliegt. Sie müssen in einem sicherlich 
nicht einfachen Überlegungsprozeß unter 
Berücksichtigung des Prinzips der Föderalis­
mus, der Finanzknappheit, des Wirtschaft­
lichkeitsaspekts und des Schutzanspruchs 
der Bevölkerung gegen friedenszeitliehe Ri­
siken zu einem sachgerechten Ergebnis 
kommen. 

Reibungsverluste abbauen 

Endlich stellt sich auch zu dem letz1en 
großen Zivilschutz1eilkomplex die Bedürfnis­
frage: Besteht für den Bund auch weiterhin 
ein Bedürfnis, Maßnahmen der Gesundheits­
vorsorge durchzuführen? 

Die Diskussion um die Gesundheitsvorsor­
ge im Rahmen des ZivilsChutzes ist insbe­
sondere durch die von Zivilschutzgegnern 
initiierte Polarisierung von .. Kriegsmedizin" 
auf der einen Seite und .. Notfallmedizin" auf 
der anderen Seite so verfremdet bzw. ver­
fälscht worden, daß kein vernünftiges Sach­
ergebnis in Form eines Gesundheitsvorsor­
gegesetzes oder Gesundheitssicherstel­
lungsgesetzes zustande gekommen ist. Das 
ist bedauerlich, denn die Begriffe "Massen­
anfall von Verletz1en" und "Triage" sind 
keine kriegsspezifischen Reizworte, sondern 
auch in Friedenszeiten durchaus Realitäten 
mit nicht geringer Eintrittswahrscheinlich­
keit, wie z. B. die Flugzeugunfälle von Ram­
stein und Remscheid belegen. Diese eine 
Sachdiskussion ausschließende Emotionali­
sierung, die seinerzeit bei den parlamentari­
schen Beratungen eines Gesundheitssicher­
stellungsgesetzes/Gesundheitsvorsorgege­
setzes entstanden ist, hat leider auch bei 
dem Katastrophenschutzergänzungsgesetz, 
das Anfang 1990 verabschiedet worden ist, 
noch eine erhebliche Rolle gespielt. Deshalb 
konnten lediglich einige planerische Gesund­
heitsvorsorgemaßnahmen in das Gesetz Auf­
nahme finden. 

Für den Bund ist jedoch nach wie vor eine 
enge Verklammerung zwischen dem statio­
nären Gesundheitswesen, dem Rettungs­
dienst für tägliche Notfälle und dem Sanitäts­
dienst des Katastrophenschutzes für außer­
gewöhnliche, folgenschwere Ereignisse von 
großer Bedeutung. Diesen Zusammenhang 
deutlich zu machen und die Verklammerung 
nach Kräften zu stärken, ist für den Schutz 
der Bevölkerung gegen Gefahren und Schä­
den im Frieden und im V-Fall gleichermaßen 
von entscheidender Bedeutung. In beiderlei 
Hinsicht wäre es sehr nützlich, wenn durch 

eine integrierte Gesamtplanung die zur Zeit 
noch zwischen den drei Bereichen Katastro­
phenschutz, Rettungsdienst und stationäres 
Gesundheitswesen vorhandenen Reibungs­
verluste möglichst weitgehend abgebaut 
werden könnten . 

Vorhaltung fraglich 

Diese Feststellung schließt nicht zwingend 
die Notwendigkeit ein, daß der Bund auch 
weiterhin Hilfskrankenhäuser und Sanitäts­
mitteIlager vorha~en müßte. Dabei kommt es 
nicht so sehr darauf an, daß zwischen regio­
nal vorhandenen Bettenüberhängen einer­
seits und dem Vorhalten zusätzlicher Hilfs­
krankenhausbetten andererseits ein gewis­
ser Ziel konflikt besteht. Bedeutsamer ist, daß 
der Nutzen von Hilfskrankenhäusern im Lau­
fe längerer Zeiträume durch technisch ver­
altete Ausstattung stark absink! und daß vor 
allem die Besetzung mit Ärzten und medizini­
schem Hilfspersonal im Ernstfall nicht immer 
gewährleistet erscheint. Der Fortfall der äu­
ßeren Bedrohung dürfte unter diesen Um­
ständen ein so starkes Ge\Vicht haben, daß 
die Einrichtung weiterer Hilfskrankenhäuser 
politisch nicht durchsetzbar ist und der Ab­
bau von Hilfskrankenhäusern, deren Vorhal­
tung besonders kostenaufwendig ist, gebo­
ten erscheint. 

Für die Reduzierung von Sanitätsmittella­
gern spricht, abgesehen von der gegen Null 
tendierenden äußeren Bedrohung, daß die 
Pharmaindustrie heutzutage in der Lage ist, 
die für den Zivilschutz benötigten wichtigsten 
Medikamente und Arzneien in kurzer Zeit 
herzustellen und zu liefern, so daß im Hin­
blick auf die stark verlängerten Vorwarnzei­
ten eine durch regelmäßige Wälzungsmaß­
nahmen sehr kostenaufwendige Sanitätsmit­
teibevorratung nicht mehr notwendig ist. 

Auch hier folgt die schon zuvor jeweils 
gestellte Zusatzfrage: 

Besteht auf seiten der Länder ein Bedürf­
nis, künftig Gesundheitsvorsorgemaßnah­
men zum Schutze der Bevölkerung gegen 
friedenszeitliehe Risiken durchzuführen? 

Sie stellt sich aber in diesem Zusammen­
hang nicht in gleicher Weise. Auch die Länder 
sind an einem strukturellen Verbund zwi­
schen den sanitätsdienstlichen Maßnahmen 
des Katastrophenschutzes, den rettungs­
dienstlichen Aktivitäten zur Bewältigung der 
täglichen Notfälle und den Aufgaben des 
stationären Gesundheitswesens interessiert 
und fördern die Optimierung der Zusammen­
arbeit dieser Bereiche. Für friedenszeitliche 
Katastrophenfälle stehen im Wege der Nach­
barschafts- oder Amtshilfe so viele Kranken­
hausbetten zur Verfügung, daß auf Hilfskran­
kenhausbetten nicht zurückgegriffen zu wer­
den braucht. Für den Zugriff auf Sanitätsmit­
tellager des Bundes bei friedenszeitlichen 
Katastrophen gilt im Prinzip dasselbe. Die 
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schnelle Heranführung der benötigten Medi­
kamente aus dem gesamten Bundesgebiet 
bereitet keine Schwierigkeiten, so daß ein 
BedürfniS zur Vorhaltung von SanitätsmitteI­
lagern für derartige friedensmäßige Zwecke 
aus Ländersicht nicht vorhanden ist. 

Sachgerechte 
Problemlösungen 

Diese Beispiele der fünf wesentlichen Zi­
vilschutzteilsysteme sollen deutlich machen, 
wie die Auseinandersetzung um die Neuord­
nung der ZIVilen Verteidigung geführt werden 
müßte, um zu sachgerechten, kompromißfä­
higen Problem lösungen zu gelangen. In einer 
bedürfmsorientlerten Diskussion dürfte näm­
lich für Jedermann einsichtig sein, daß die 
Sach- und Verfahrensherrschaft letztlich bei 
demjemgen Kompetenzinhaber liegen muß, 
der in seinem Aufgabenbereich die jeweili­
gen Bedürfnisse unter Berücksichtigung 
fachlicher und finanzieller Gesichtspunkte im 
Rahmen semes gesamten Aufgabenspek­
trums zu erfüllen hat. Eine interessenorien­
tiert geführte Erörterung unterliegt dagegen 
allzuleicht der Gefahr, daß Argumente und 
Begründungen einerseits und Vorwände und 
Scheinargumente andererseits gewollt oder 
ungewollt miteinander vermengt werden. 
Rückblickend betrachtet, blockierte diese 
DiskUSSIOnsweise in der Vergangenheit die 
Flndung von Problemlösungen nicht unbe­
trächtlich. In die Zukunft gerichtet ist aber 
festzustellen, daß Bund, Länder und Kommu­
nen sowie Hilfsorganisationen durchaus über 
hinreichend Konfliktlösungspotential verfü­
gen, um fortschrittsangemessene, allseits 
tragbare Lösungen zu finden. Dies läßt sich 
an hand zahlreicher Beispiele eindrucksvoll 
belegen. Einige mögen hier in Erinnerung 
gerufen werden: 

Als in dem großen Waldbrand in Nieder­
sachsen 1975 offenbar wurde, daß bei der 
Katastrophenbekämpfung die Trennung der 
Leitungsfunktionen in einen politisch/admi­
nistrativen Teil und einen technisch/operati ­
ven Teil zwingend geboten war, hat der Bund 
das Modell einer Katastrophenschutzleitung 
und Technischen Einsatzleitung konZipiert, 
das nach Erörterung in den zuständigen 
Fachgremien der Innenmimsterkonferenz im 
Jahre 1978 durch IMK-Beschluß zur Einfüh­
rung in den Ländern empfohlen wurde. Er­
freulicherweise ist dieses Modell in der Zwi­
schenzeit von den einzelnen Ländern unter 
Berücksichtigung der jeweiligen landesspe­
zifischen Bedürfnisse weiterentwickelt wor­
den, so daß die seinerzeitige Bundesinitiative 
damit ihren wesentlichen Zweck erfüllt hat. 

Als 1978 und in den Folgejahren Abstürze 
von Satelliten die erhöhte Aufmerksamkeit 
der Öffentlichkeit erweckten, weil sie entwe­
der Kernreaktoren bzw. Plutoniumbatterien 
an Bord hatten oder durch ihr großes Gewicht 
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eine potentielle Gefährdung für die Bevölke­
rung darstellten, hat der Bund ein internatio­
nal und national agierendes Informationssy­
stem zur schnellen Erfassung und Bewertung 
der absturzrelevanten Informationen aufge­
baut und dem Katastrophenschutz der län­
der zur Verfügung gestellt. Dadurch waren 
die jederzeit aktuelle Unterrichtung der Be­
völkerung über die Gefährdungslage sicher­
gestellt und Panikreaktionen der Bevölke­
rung infolge Desinformationskampagnen der 
Medien ausgeschlossen. Bund und Länder 
haben sich seinerzeit auf gemeinsame Emp­
fehlungen für die Zusammenarbeit beim Ab­
sturz von Weltraumflugkörpern geeinigt, die 
dann auch von der Innenministerkonferenz 
beschlossen worden sind. 

Als infolge des Reaktorunfalls von Tscher­
nobyl in der deutschen Bevölkerung große 
VerunsIcherungen in bezug auf die mögli­
chen gesundheitlichen SChäden und auf die 
zu ergreifenden Verhaltens- und Schutzmaß­
nahmen auftraten, hat der Bund am 1. Sep­
tember 1986 auf Drängen der Länder und der 
kommunalen Spitzenverbände ein Arbeits­
programm mit zahlreichen Maßnahmen zum 
Schutz der Bevölkerung gegen radiologische 
Unfälle beschlossen. Die wichtigsten sind 
erstens das Strahlenschutzvorsorgegesetz, 
aufgrund dessen der Bund unter Einbezie­
hung seines Zivilschutz-Warndienstnetzes 
ein bundesweites System zur Erfassung und 
Bewertung radiologischer Gefahren geschaf­
fen hat, und zweitens die Konzeption zur 
Optimierung des Krisenmanagements bei 
großflächigen Gefahrenlagen, die die Zusam­
menarbeit zwischen Bund, Ländern und Ge­
meinden bei Eintritt derartiger Ereignisse so 
regelt, daß der Bund eine koordinierende 
Funktion ausübt, ohne daß bestehende Kom­
petenzgrenzen verschoben werden.' Die In­
nenministerkonferenz hat diese Konzeption 
durch Beschluß vom 29. April 1988 ange­
nommen. 

Als in den 70er und 8Der Jahren infolge 
des sprunghaften Anstiegs des Aufkommens 
an Gefahrguttransporten deutlich wurde, daß 
das kommunale Gefahrenabwehrsystem zur 
Bewältigung von Gefahrguttransportunfällen 
der Unterstützung durch ein überregional 
operierendes Instrument zur schnellen Erfas­
sung und Bewertung chemischer Substan­
zen bei Gefahrgutunfällen bedurfte, hat der 
Bund - zunächst der BMI, später der BMU -
im Rahmen seines Infuchs-Systems eine 
Gefahrstoffschnellauskunft aufgebaut, zu­
sammen mit den Ländern für deren Zwecke 
funktionsfähig gemacht und trotz der noch 
offenen FinanzIerungsfragen, insbesondere 
was die Länderbeteiligung angeht, vorläufig 
in Betrieb genommen. 

Schließlich sei noch erwähnt, daß die 
Verbesserung des Kommunikationssystems 
der polizeilichen und der niChtpolizeilichen 
Gefahrenabwehr der Länder und Kommunen 
In Anbetracht der bisherigen und künftig zu 
erwartenden Entwicklung des Gesamtrisiko-

spektrums eine weitere wichtige Aufgabe 
von nationaler Dimension ist. Die politische 
Diskussion hat darüber gerade begonnen. 
Auch hier müssen Lösungen unter Einbezie­
hung der gesamtstaatlichen Verantwortung 
gefunden werden. 

Aufgaben für Bund und 
Länder 

Diese Beispiele werden ergänzt und abge­
rundet durch zahllose personelle und mate­
rielle Hilfeleistungen des Bundes bei kleine­
ren und insbesondere größeren Schadenser­
eignissen, für deren Bewältigung die Länder 
und Kommunen zuständig sind. Damit soll 
jedoch nicht belegt werden, daß die Einfüh­
rung einer Gemeinschaftsaufgabe .Katastro­
phenschutz" zwingend geboten erscheint. 
Man kann durchaus auch den Standpunkt 
vertreten, daß das Instrument der Amtshilfe 
das die öffentlichen Aufgabenträger nach 
dem Grundgesetz zu gegenseitiger Unter­
stützung verpflichtet, jedenfalls heutzutage 
noch ausreicht, um eine nSlkoadäQuate Ge­
fahrensbekämpfung zum Schutze der Bevöl­
kerung gegen friedenszeitliche Risiken ge-
währleisten zu können. . 

Wenn man die vorgenannten Beispiele 
einmal als .Bundesprojekte" zur Unterstüt­
zung der Gefahrenabwehrstrukluren der 
Länder und Kommunen bezeichnet, so ist es 
durchaus vorstellbar, daß in Zukunft weitere, 
ahnliche "Projektlörderungen" des Bundes 
stattfinden können, wenn etwa die weitere 
Industrieverdichtung oder terroristische Ak­
tivitäten oder die stetige Erhöhung des Ge­
fahrgutaufkommens nach Öffnung des EG­
Binnenmarktes eine Verschärfung der Risi­
kolage verursachen, die dies, auch nach 
Auffassung der Länder und Kommunen 
zwingend geboten erscheinen läßt. In diese~ 
Fall wäre es aber auch denkbar, daß man den 
Zeitpunkt für gekommen hält, die jeweils 
nach Risikolage vom Bund bereitgestellten 
.Einzelprojektförderungen" im o. a. Sinne zur 
Unterstützung der Gefahrenabwehr der län­
der und Kommunen durch eine Art "institu­
tionalisierter Beteiligung" des Bundes bei der 
Bewältigung friedenszeitlicher Gefahren und 
SChäden im Sinne einer Gemeinschaftsauf­
gabe zu ersetzen. Es ist aber, wie gesagt, 
allein Aufgabe der Länder (einschließlich 
Kommunen), ob, wann und wie sie diese 
Frage entsCheiden wollen. 

Die Zweckmäßigke~ oder Notwendigkeit 
einer Unterstützung der Länder auf nationaler 
Ebene sozusagen als Projekt oder in institu­
tionalisierter Form könnte sich auch dort 
ergeben, wo sie bisher schon stillschweigend 
geleistet wird, etwa auf dem Gebiet der 
Katastrophenschutzausbildung. Die Länder 
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verfügen über ein hervorragendes System 
der Ausbildung im Brandschutz, während der 
Bund für Zivilschutzzwecke auf Länderebene 
sieben und auf Bundesebene zwei Katastro­
phenschutzschulen vorhält, die jedoch zu 
einem beträchtlichen Teil Katastrophen­
schutzausbildung für Iriedenszeitliche Ge­
fahrentatbestände vermitteln. Daß dies künf­
tig offiziell und auf gesicherter Rechtsgrund­
lage geschieht, müßte eigentlich im Interesse 
von Bund und Ländern liegen. Entsprechen­
des gilt für die Katastrophenschutzfor­
schung. Während die Länder in Karlsruhe mit 
relativ geringen Mitteln eine Einrichtung für 
Brandschutzforschung unterhalten, wendet 
der Bund für Brandschutzforschung jährlich 
berächtliche Mittel auf. Gleiches gilt für die 
Katastrophenschutzforschung, die in erster 
Linie von der Schutzkommission im Auftrage 
des Bundesministers des Innern betrieben 
wird . Auch hier könnten Bund und Länder 

institutionalisiert stärker zusammenarbeiten, 
wenn es gelänge, eine Basis für gemeinsame 
Sachziele zu schaffen. Die Untersuchungen 
im Zusammenhang mit der internationalen 
Dekade für Katastrophenvorbeugung haben 
ergeben, daß bei uns auf dem Gebiet der 
Katastrophenforschung und der Katastro­
phenschutzforschung, für das die Länder 
zuständig sind, ein nicht unerheblicher Nach­
holbedarf besteht und daß - was die vorhan­
denen Kapazitäten anlangt - ein ebensolcher 
Koordinierungsbedarf vorhanden ist. Auch 
dies ist eine Aufgabe, die Bund und Länder 
gemeinsam anpacken sol~en . 

Last but not least verfügt der Bund noch 
über ein hervorragend ausgebildetes und 
organisiertes Ordnungsinstrument in Form 
des Bundesgrenzschutzes, das in die nicht­
polizeilichen Gefahrenabwehrstrukturen in 
Katastrophenfällen eingebunden werden 
könnte und so ganz wesentlich zur Verbesse-

rung der Leistungs- und Schlagkraft des 
KatastrophenSChutzes der Länder beitragen 
könnte. In vielen anderen Staaten spielt die 
Polizei bei der Bewältigung von Schadens­
und Gefahrenlagen eine entscheidende Rolle 
im Management der Gefahrenabwehr und ist 
nicht nur auf Hilfsdienste bei der Evakuierung 
der Bevölkerung, der Information und bei 
Absperrmaßnahmen beschränkt. Auch hier 
könnte sich - gerade in der gegenwärtigen 
Umbruchphase - eine interessante und be­
völkerungschutzpolitisch wirkungsvolle Ko­
operationsform zwischen Bund und Ländern 
entwickeln. 

Zum Schluß sei nochmals darauf hinge­
wiesen, daß diese Ausführungen nicht so 
sehr zum Ziel haben, inhaltliche Beiträge für 
eine Neuordnung des Zivilschutzes zu liefern, 
als vielmehr Anregungen für die verfahrens­
mäßige Handhabung einer sachdienlichen, 
weiterführenden Diskussion zu geben. 

Dipl.-Pol. Wolfram Geier, Generalsekretär des ~erufsverbandes für den Rettungsdienst e. V. 

Neue Gesetze für 
einen modernen 
Rettungsdienst 

Bundesländer regeln den Rettungsdienst 
in neuen Landesgesetzen 

Der Rettungsdienst in den Ländern der 
Bundesrepublik befindet sich in einer der 
bedeutsamsten Umbruch phasen seiner 
relativ kurzen Geschichte. Während in den 
60er und 70er Jahren die Grundlagen für 
eine präklinische Notfallve(Sorgung ge­
schaffen wurden, werden nun zu Beginn 
der 90er Jahre entscheidende Weichen­
stellungen im Rettungsdienst für die Zu­
kunft vorgenommen: Von den Alpen bis 
an die Küsten werden in allen Bundeslän­
dern die Landesrettungsdienstgesetze 
von Grund auf novelliert oder aber - wie 
in Hessen, Niedersachsen oder den fünf 
neuen Bundesländern - erstmalig als ge­
setzliches Regelwerk verfaßt. 

Bei der nun anstehenden Novell ierung auf 
Länderebene spielen einige wesentl iche 
bundesgesetzliche Entscheidungen eine re­
levante Rolle: 

1. Das 6. Änderungsgesetz zum Personen­
beförderungsgesetz (PBeFG) vom 25. 7. 
1989 nimmt den Rettungsdienst und qua­
lifizierten Krankentransport aus dem 
PBeFG heraus und ist somit für die Novel­
lierung der Ländergesetze mit ursächlich. 

2. Die neuen Bestimmungen im Sozialge­
setzbuch (SBG) V, die durch das Gesund­
heitsstrukturreformgesetz (GRG) der Bun­
desregierung determiniert werden, sehen 
eine neue wirtschaftliche und effiziente 
Kostengestaltung bei der Durchführung 
des Rettungsdienstes und qualifizierten 
Krankentransportes vor. 

3. Das Berufszulassungsgesetz für den neu­
en Beruf der Rettungsassistentin und des 
Rettungsassistenten regelt erstmals ge­
setzlich die Qualifikation von nichtärztli­
chem Rettungsdienstpersonal im Berufs­
bi ldungsgesetz (RettAssG) und der dazu-

gehörigen Ausbildungs- und Prüfungsver­
ordnung (RettAssPRV). 
Aller Voraussicht nach werden die Novel­

lierungen der Landesrettungsdienstgesetze 
(LRDG) in den westlichen Bundesländern bis 
zum 1. 1. 1992 abgeschlossen sein. In 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommem, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen gilt 
übergangsmäßig das noch von der Volks­
kammer der ehemaligen DDR am 13. 9. 1990 
beschlossene "Rettungsdienstgesetz der 
Deutschen Demokratischen Republik", das 
nach der Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten provisorisch als Gesetz der neuen 
Bundesländer den Rettungsdienst und den 
Krankentransport regelt. In den Paragraphen 
12 und 13 dieses Gesetzes ist festgelegt, daß 
innerhalb von vier Jahren neue landesrechtli­
che Bestimmungen zu erlassen seien, bezie­
hungsweise das Gesetz als Übergang läng­
stens vier Jahre in Kraft bleiben kann. 
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Neuregelungen erforderlich 

Vergleicht man die bislang vorliegenden 
Gesetzentwürfe der einzelnen Bundesländer 
und auch die Bestimmungen im Gesetz der 
ehemaligen DDR, so beziehen sich die wich­
tigsten Aussagen unter anderem auf den 
Charakter des Notfallrettungsdienstes und 
qualifizierten Krankentransportes. Grund­
sätzlich wird dem Rettungsdienst attestiert, 
daß er eine örtliche Aufgabe sei und der 
gesundheitlichen Daseinsvor- und -fürsorge 
sowie der Gefahrenabwehr diene. Dieser 
Charakter wird auch im Musterentwurf des 
"Bund-länder-Ausschusses Rettungswe­
sen" hervorgehoben. 

Durch die Gesetzesnovellen und Neufas­
sungen in den ländern der Bundesrepublik 
besteht derzeit die hervorragende Möglich­
keit, wichtige Erfordernisse rettungsdienstli­
cher Strategien und Taktiken sowie notfall­
medizinischer Erkenntnisse gesetzlich zu 
verankern. 

Diese Erfordernisse können sich zum Bei­
spiel auf die Bereiche: 
- Einsatzkocrdination 
- Einsatzsteuerung 
- Einsatzleitung 
- Fahrzeugausstattung 
- Fahrzeugtechnik 
- Aus- und Fortbildung 
- Finanzierungsplanung 
und vieles mehr beziehen. 

Der Berufsverband für den Rettungsdienst 
e. V. (BVRD) hat als neutraler Fachverband 
bislang bei den Gesetzesnovellierungen und 
Anhörungen in den Bundesländern Hessen, 
Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein ak­
tiv mitgewirkt. Weitere Stellungnahmen in 
anderen Bundesländern folgen. Grundsatz­
positionen zur gesetzlichen Neugliederung 
des Notfallrettungsdienstes und Kranken­
transportes ergingen aufgrund einer Doku­
mentationsstudie des BVRD schon im Früh­
jahr 1990 an alle zuständigen Regierungs­
steIlen im Westen und im Osten Deutsch­
lands. 

Hessen als Vorbild 

Bislang wird die Vorlage des Hessischen 
Rettungsdienstgesetzes (HRDG) zur Neure­
gelung des RettungSdienstes und Kranken­
transportes als das ausgereifteste gesetzli­
che Regelwerk bewertet. BVRD, Landesärz­
tekammer Hessen und auch die Vereinigung 
der Hessischen Notärzte sind sich diesbe­
züglich einig. Wichtige und teilweise neue 
Überlegungen sind im HRDG unter anderem 
in folgenden Positionen zu finden: 
- Einrichtung zentraler und kommunalisier­

ter Leitstellen für den Rettungsdienst! 
Krankentransport, Brand- und Katastro­
phenschutz in allen Rettungsdienstberei­
chen, 
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- Mehrzweckfahrzeugstrategie (Basis: DlN 
75 080 / 2 - Rettungswagen); Einsatz des 
nächstbefindlichen Rettungsmittels bei 
Notfällen in Kombination mit dem Notarzt­
Rendezvous-System. Wirtschaftlicher 
Einsatz von Rettungsmitteln durch den 
Einsatz von Mehrzweckfahrzeugen, 

- Einbindung der niedergelassenen Ärzte­
schaft in die notärztliche Versorgung (Ver­
einbarung des Landes Hessen mit der 
Kassenärztlichen Vereinigung), 

- Regelung der Maßnahmen bei Großscha­
densereignissen beziehungsweise dem 
Massenanfall von Verletz1en und Erkrank­
ten durch: 
a) eine rettungsdienstliche Technische 

Einsatzleitung (TEL) 
b) den Einsatz des Leitenden Notarztes 

(LNA), 
- Aufstellen von Rettungsdienstplänen für 

das gesamte Bundesland beziehungswei­
se die RettungSdienstbereiche (Bereichs­
pläne), 

- Abwicklung des gesamten Einsatzauf­
kommens über die zentralen Leitstellen 
und bedarfsgerechte Einbindung aller ge­
eigneten Leistungserbringer in den Ret­
tungsdienst!Krankentransport eines Be­
reiches (z. 8. Feuerwehren, Hilfsorganisa­
tionen, Privatunternehmen), 

- Gesamtplanung und Planaufstellung auf­
grund neutraler Daten aus Bedarfsgutach­
ten aus den einzelnen Bereichen. 
Wesentliche Punkte der neuen Landesret-

tungsdienstgesetze müssen aber auch in der 
Festlegung einer Mindestqualifikation des 
ni chtärztl ic he n/ärztl ich en Rettun gsd ienst -
personals bekannt sein. Eine Festschreibung 
der Qualifikation des Rettungsassistenten als 

verantwortlichem Transportführer im Ret­
tungsdienst sehen beispielsweise die Länder 
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Bayern 
und Hamburg vor. Die Qualifikation der Not­
ärzte sollte zumindest den Empfehlungen der 
Bundesärztekammer und der Deutschen In­
terdisziplinären Vereinigung für Intensivme­
dizin (DIVI) Folge leisten . 

Gesichtspunkt: 
EG-Binnenmarkt 

Wenig Beachtung findet in den bislang 
vorliegenden Gesetzentwürfen bzw. Geset­
zen die wirtschaftliche Einigung Europas im 
EG-Binnenmarkt 1993. Die Möglichkeiten 
des wirtschaftlich vereinten Europas werden 
auch den Bereich des Notfallrettungsdien­
stes und Krankentransportes tangieren. Um 
den Rettungsdienst in Quantität und vor 
allem Qualität zu sichern und auszubauen, 
müssen nationale Forderungen nach einer 
medizinisch-technischen Mindestausstat­
tung der Rettungsmittel sowie einer Mindest­
qualifikation des Rettungsdienstpersonals 
erhoben werden. Ein Abweichen beispiels­
weise von der DIN nach unten und eine 
Qualifikation unterhalb des Rettungsassi­
stenten muß aus fachlicher Sicht als äußerst 
kritisch betrachtet werden. 

Die Bundesländer als Verantwortliche für 
den Rettungsdienst sollten auch bezüglich 
der Perspektiven des EG-Binnenmarktes 
schon jetz1 entsprechende Vorkehrungen in 
den Gesetzesnovellen treffen und gemein­
sam mit dem Bund für deutschen Rettungs­
dienststandard auf der Europaebene verhan­
deln. 

Die Qualifikation eines Notarztes sollte den Empfehlungen von Bundesämekammer und Deutscher 
Interdisziplinärer Vereinigung für Intensivmedizin entsprechen. 



6. Münchner Gefahrstoff-Tage 

Der Gefahrguttransport 
Eine Vielzahl internationaler und nationaler Vorschriften regelt 

den Umgang mit gefährlichen Stoffen 

Zum sechsten Male trafen sich im No­
vember des vergangenen Jahres Experten 
und Interessenten aus den unterschied­
lichsten Tätigkeitsbereichen, um sich im 
Rahmen der "Münchner Gefahrstoff-Ta­
ge" über den aktuellen Stand von Gefahr­
gutrecht und -praxis zu informieren. Die 
intensive Informationsvermittlung aus er­
ster Hand sowie die vielfältigen Möglich­
keiten zum Erfahrungsaustausch waren 
die Hauptziele, die sich die veranstalten­
de Verlagsgesellschaft sowie die Ta­
gungsleitung gesteckt hatten. Erstmals 
konnten auch Teilnehmer aus den fünf 
neuen Bundesländern bei dieser jährlich 
stattfindenden Veranstaltung begrüßt 
werden. Diplom-Chemiker Karl Birett als 
Tagungsleiter hoffte, daß durch die Gäste 
das Verständnis für das nun gemeinsame 
Gefahrstoff- und Umweltrecht in Deutsch­
land gefördert und der Übergang für die 
neuen Bundesländer in diesem Bereich 
erleichtert wird. Doch auch für die Teil­
nehmer aus den "alten" Bundesländern 
bedurfte die Fülle der in Illtzter Zeit erlas­
senen Vorschriften zum Gefahrstoffrecht 
sowie die noch zu erwartenden Regelun­
gen, insbesondere seitens der Europäi-

sehen Gemeinschaft, der klärenden Dar­
legung. Schwerpunktthemen in München 
waren unter anderem die Gefahrstoffe am 
Arbeitsplatz, der betriebliche Umwelt­
schutz, Umweltchemikalien sowie Ge­
fahrstoffdatenbanken und der Gefahr­
stofftransport. Auf letztere Thematik soll 
im nachstehenden Beitrag näher einge­
gangen werden. 

Die Beförderung gefährlicher Güter nimmt 
intolge der raschen Entwicklung von Wirt­
schaft und Technik im Transportgeschehen 
einen immer größeren Raum ein. In bisher 
nicht gekannten Ausmaßen werden die ver­
schiedensten Gefahrstoffe, insbesondere als 
Vor- und Zwischenprodukte, befördert. Der 
Anteil gefährlicher Güter - einschließlich der 
Mineralöle - an dem heutigen Gesamtauf­
kommen der zu befördemden Güter beträgt 
mit etwa 30 Prozent rund 395 Millionen 
Tonnen. 

Gefahrstoffe müssen einerseits mit aus­
reichender Sicherheit für alle Beteiligten so­
wie die Allgemeinheit und andererseits zu 
tragbaren Bedingungen für die Wirtschaft 
befördert werden können. Doch erstgenann­
ten Ansprüchen wird eine Vielzahl von Ge-

fahrstoff-Transporten trotz zahlreicher Si­
cherheitsvorschriften noch immer nicht ge­
recht. Heute 20000 Liter Salzsäure, die nach 
einem Unfall ins Erdreich sickern, morgen 15 
Millionen Liter Öl, die bei einem Sturm von 
einem Tankschiff verlorengehen und den 
Nordatlantik verseuchen, derartige Meldun­
gen gehören zu den alltäglichen Nachrichten. 
Oft sind es äußere Umstände, die zu derarti­
gen Katastrophen führen, doch zahlreiche 
Getahrgut-Transporte weisen nach Angaben 
offizieller Stellen erhebliche Sicherheitsmän­
gelaut. 

So beispielsweise werden in Nordrhein­
Westfalen, dem bevölkerungsreichsten Bun­
desland, jährlich etwa 75 Millionen Tonnen 
explosive, entzündbare, giftige und ätzende 
Stoffe umgeschlagen. Der überwiegende Teil 
der Getahrguttransporte in Nordrhein-West­
talen, fast zwei Drittel, erfolgt nach Angaben 
des nord rhein-westfälischen Ministeriums 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales immer 
noch auf der Straße. Wie das Ministerium in 
Oüsseldorf kürzlich bekanntgab, ist bei ins­
gesamt 136440 Kontrollen durch spezielle 
Überwachungsgruppen, die mit mobilen La­
boratorien ausgerüstet sind, an Rhein und 
Ruhr fast jeder vierte der untersuchten Tank-
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wagen, Eisenbahnkesselwagen oder Tank­
container beanstandet worden. Die zuständi­
ge Gewerbeaufsicht habe in jedem zehnten 
Fall gar den Weitertransport untersagt, weil 
die schweren Sicherheitsmängel nicht sofort 
hätten abgestellt werden können. 

Vielzahl von Vorschriften 

Die Anzahl von Beförderungsvorschriften 
für Gefahrgüter aller Art wächst unterdessen 
stetig an. So gelten auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik derzeit insgesamt zwei inter­
nationale Empfehlungen (das ,Orange Book' 
zur Beförderung gefährlicher Güter der Ver­
einten Nationen sowie Empfehlungen der 
Intemationalen Atomenergieorganisation 
(IAEO) zur Beförderung radioaktiver Stoffe); 
fünf internationale Regelungen, die teilweise 
auch national gelten (Internationale Ordnung 
für die Beförderung gefährlicher Güter mit 
der Eisenbahn, Europäisches Übereinkom­
men über die internationale Beförderung 
gefäMicher Güter auf der Straße, Europäi­
sches Übereinkommen über die internationa­
le Beförderung gefährlicher Güter auf Bin­
nenwasserstraßen, internationaler Code für 
die Beförderung gefährlicher Güter mit See­
schiffen sowie die Vorschriften des Interna­
tionalen Lufttransport-Verbandes über die 
Beförderung gefährlicher Güter im Luftver­
kehr); und neben zehn Ausnahme- und So­
fortmaßnahmeverordnungen, wie zahlrei­
chen Richtlinien und Bekanntmachungen von 
sogenannten Grundsätzen gibt es zwei grö­
ßere nationale Verordnungen (Grundsätze zu 
Besondertleiten/Sofortmaßnahmeverord­
nungen, Gefahrgutbeauftragtenverordnung). 

Allgemeine Grundlage für den Transport 
von Gefahrgut in der Bundesrepublik 
Deutschland ist das Gesetz über die Beförde­
rung gefährlicher Güter vom 6. August 1975. 
Dieses Regelwerk behandelt nur die grund­
sätzlichen Dinge für die Beförderung gefähr­
licher Güter mit allen Verkehrsträgern in der 
Bundesrepublik und - soweit dafür ange­
sichts der internationalen Übereinkommen 
ein rechtsfreier Raum besteht - auch für den 
internationalen Verkehr. 

Im Dezember 1987 verabschiedete der 
Bundesrat eine Entschließung zur Verbesse­
rung der Sicherheit bei Gefahrguttranspor­
ten. SChwerpunkte dieser EntSChließung 
sind: 
- Die verbesserung der Qualifikationen der 

am Transport Beteiligten, 
- die Verbesserung der Fahrzeugtechnik, 
- die Verbesserung der Transportwege, 
- die Verbesserung der Lenk- und Ruhezeit-

vorschriften für das Fahrpersonal im Stra­
ßenverkehr, 

- eine Verschärfung der Ahndungsfolgen 
unter Berücksichtigung des Gefährdungs­
potentials, 
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Immer hAufiger sind Gefahrgut-Transporter auf deutschen Straßen in Unfälle verwickelt. 

- eine beschleunigte Einführung der elek­
tronischen Datenverarbeitung, 

- die Einführung der Gefährdungshaftung 
im Zusammenhang mit der Beförderung 
gefäh~icher Güter, 

- flankierende Maßnahmen (insbesondere 
Änderungen der Verhaltensvorschriften), 

- sonstige Maßnahmen wie beispielsweise 
Konsequenzen hinsichtlich der Anpas­
sung der internationalen Vorschriften über 
den Transport gefährlicher Güter an den 
nationalen Standard; Schaffung der ge­
setzlichen Voraussetzungen zur Bestel­
lung von Gefahrgutbeauftragten; 

- Verbot des Transports stark umweltge­
fährdender Stoffe in nicht ausreichend 
sicheren Transporteinrichtungen, 

- die Harmonisierung der Gefahrgutlisten 
und der Kennzeichnung für alle Transport­
arten, 

- die Überprüfung der Vorschriften über das 
Zusammenladen gefährlicher Güter sowie 
die Festlegung von Mengengrenzen. 

Mehr Sicherheit bei 
Transporten auf der Straße 

Wie Hermann Kirchner, Oberregierungsrat 
im hessischen Ministerium für Wirtschaft und 
Technik, in seinem Symposiumbeitrag "Än­
derungen im Gefahrgutrecht und Konse­
quenzen für die Unternehmen" bei den 6. 
Münchner Gefahrstoff-Tagen ausführte, fin­
den sich erste Ergebnisse der von der Bun­
desregierung eingeleiteten Überprüfung der 
gefahrgutrechtlichen Vorschriften in der 
zweiten und dritten Änderung der Verord­
nung über die Beförderung gefäMicher Güter 
auf der Straße (GGVS) sowie in der Gefahr­
gutbeauftragtenverordnung wieder. 

Die zweite GGVS-Änderungsverordnung 
enthält ein Bündel von Maßnahmen zur Ver­
besserung der Sicherheit von Straßengefahr­
guttransporten, die insbesondere auf die 
bereits erwähnte Entschließung des Bundes­
rates zurückgehen. Diese Änderungen be­
treffen : 
- die Verbesserung der Schulung der Fahr­

zeugführer, 
a) zusätzliche Schulung der Fahrzeug­

führer über die Bedienung der Be- und 
Entladeeinrichtungen, 

b) Verkürzung der Frist für die Wiederho­
lungsschulung auf drei Jahre 

c) Einbeziehung der Fahrer von Versand­
stücken und von gefährlichen Gütern in 
loser Schüttung in die Schulung 
(Stückgutfahrer); 

- Ersetzen des Erlaubnisverfahrens für die 
Straßenbeförderung hochgefährlicher Gü­
ter durch die Fahrwegbestimmung der 
Straßenverkehrsbehörden von und bis zur 
näChsten Autobahn und Vorlage einer 
Bescheinigung der Deutschen Bundes­
bahn beziehungsweise Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion über die Nichtverla­
gerbarkeit der Transporte auf Bahn oder 
Binnenschiff; 

- eine abgestufte Regelung über die Verla­
gerung und die Fahrwegbestimmung bei 
der Beförderung leicht entzündbarer flüs­
siger Stoffe (Flammpunkt unter 21 Grad 
Celsius). 
"Bei Berücksichtigung der nach Unfällen 

gewonnenen Erkenntnisse lassen sich Ver­
besserungen in der Sicherheitsanlage insbe­
sondere dort erzielen, wo es darum geht, den 
Unsicherheitsfaktor Mensch im Sichertleits­
system durch ge~ignete Maßnahmen positiv 
zu beeinflussen", führte Kirchner in seinem 
Referat weiter aus. Eine große Bedeutung 
haben nach Meinung der Experten dabei 



ausreichende Kenntnisse der beim Transport 
beteiligten Personen über die sachgerechte 
Anwendung der aufgeführten Vorschriften. 

Der Gefahrgutverkehrsbeirat hat daher 
nach eingehender Prüfung der Entschließung 
des Bundesrates dem Bundesminister für 
Verkehr mehrheitlich empfohlen, in den beim 
Gefahrguttransport beteiligten Unternehmen 
eine verantwortliche Person einzuführen, die 
sicherstellt, daß alle in der Vorphase eines 
Transportes gefährlicher Güter festgelegten 
Pflichten und Verantwortlichkeiten im erfor­
derlichen Umfang benücksichtigt werden. 
Dies soll über eine besonders geschulte 
Person in den betreffenden Betrieben, den 
Gefahrgutbeauftragten, erreicht werden. Ei­
ne entsprechende Gefahrgutbeauftragten­
verordnung wurde im Dezember 1989 im 
Bundesgesetzblatt veröffentlicht. 

Der Gefahrgutbeauftragte 

Demnach sind Gefahrgutbeauftragte in je­
nen Unternehmen und Betrieben zu bestel­
len, die in einem Kalenderjahr mehr als 50 
Tonnen (netto) gefährlicher Stoffe versenden, 
befördem oder für Zwecke der Beförderung 
verpacken oder übergeben. Diese Verpflich­
tung gilt auch dann, wenn ein Transport in 
das Ausland stattfindet. Sie gilt hingegen 
nicht für Transporte, die in die Bundesrepu­
blik einlaufen oder im Transit durchqueren. 

Die wichtigste Anforderung an einen Ge­
fahrgutbeauftragten ist detailliertes Fachwis­
sen bezüglich der verschiedenen Vorschrif­
ten zum Gefahrguttransport. Die Kenntnisse 
über die maßgeblichen Vorschriften und die 
unterschiedlichsten Gefahrstoffe müssen in 
speziellen Schulungen erworben werden. 
Entsprechende Fortbildung in Dreijahresab­
ständen sind für den Beauftragten unum­
gängliche Pflicht. Eine Übergangsregelung 
sieht derzeit vor, daß noch bis zum 1. 
Oktober 1991 auch solche Personen zu Ge­
fahrgutbeauftragten bestellt werden können, 
die seit mindestens einem Jahr im gleichen 
Unternehmen Aufgaben wahrgenommen ha­
ben, die mit dem Aufgaben des Gefahrgutbe­
auftragten vergleichbar sind. In diesen Fällen 
wird von der umfassenden Erstschulung ab­
gesehen, die vorgeschriebene Fortbildungs­
schulung ist in diesen Fällen bis spätestens 
zum 1. Oktober 1994 zu besuchen. 

Dr. Walter Fingerhut von der Akademie 
des Deutschen Kraftfahrzeug-Überwa­
chungsvereins (DEKRA) in Stuttgart, der bei 
der Münchner Veransta~ung die Le~ung des 
Symposiums .Gefahrguttransport' hatte, be­
schrieb in seinem Fachreferat .Der Gefahr­
gutbeauftragte' die Rechte und Pflichten 
dieser Personen folgendermaßen: Zunächst 
einmal hat der Gefahrgutbeauftragte die Ein­
haltung der Vorschriften über die Beförde­
rung gefährlicher Güter durch die mit dem 
Transport beauftragten Personen, wie bei-

spielsweise Fahrzeug- und Schiffsführer, 
nach den Vorschriften über die Beförderung 
gefährlicher Güter im Unternehmen zu über­
wachen. Dabei müssen die beauftragten Per­
sonen nachweislich ausreichende Kenntnis­
se über die für ihren Aufgabenbereich maß­
gebende Gefahrgutvorschriften haben. Ent­
sprechende Kenntnisse müssen durch zu 
wiederholende Schulungen vermittelt wer­
den, die vom Gefahrgutbeauftragten selbst 
durchgeführt werden können. 

Weiter hat der Gefahrgutbeauftragte 
schriftliche Aufzeichnungen über seine Über­
wachungstätigkeit zu führen . Ebenso ist er 
zum Festhalten der Namen der beauftragten 
Personen und deren Schulung angehalten. 
Auftretende Mängel, die die Sicherheit beim 
Transport gefährlicher Güter beeinträchtigen, 
müssen vom Gefahrgutbeauftragten unver­
züglich der Unternehmensführung angezeigt 
werden. Ein umfassender Jahresbericht über 
seine Tätigkeit hat innerhalb eines halben 
Jahres nach Ablauf des Geschäftsjahres vor­
zuliegen. 

Die Unternehmensführung hat dafür zu 
sorgen, daß der Gefahrgutbeauftragte an der 
für ihn vorgeschriebenen Schulung teilnimmt 
und seine Vorschläge sowie Bedenken un­
mittelbar der entscheidenden Stelle im Un­
ternehmen vortragen kann. Aus der Erfüllung 
dieser Aufgaben dürfen dem Gefahrgutbe­
auftragten keinerlei Nachteile entstehen. 
Ferner hat die Unternehmensführung dem 
Gefahrgutbeauftragten Gelegenheit zu ge­
ben, zu vorgesehenen Anträgen auf Abwei­
chungen von den Gefahrgutvorschriften Stel-

lung zu nehmen. Der Unternehmer ist dazu 
verpflichtet, den durch den Gefahrgutbeauf­
tragten erstellten Jahresbericht über die Ab­
wicklung von Gefahrguttransporten minde­
stens drei Jahre lang aufzubewahren. 

Gefahrgutkennzeichnung 

Einer der Schwerpunkte der Tätigkeit des 
Gefahrgutbeauttragten ist es, für die korrekte 
und ausreichende Kennzeichnung der Ge­
fahrstoffe Sorge zu tragen. In diesem Punkt 
kommt es nicht selten zu folgenschweren 
Fahrlässigkeiten. Dann zum Beispiel, wenn 
ein nicht ausreichend gekennzeichneter Ge­
fahrgut-Transport in einen Verkehrsunfall 
verwickelt wird und seine Ladung verliert. In 
diesen Situationen stehen die Männer der 
Feuerwehren vor der Aufgabe, einen nicht 
näher definierten Stoff zu beseitigen. Gefähr­
lich wird dies, wenn es sich um hoch ent­
zündbare, ätzende oder giftige Substanzen 
handelt. Vor Ort ist es aus der momentanen 
Unkenntnis über die Eigenschaften eines 
Gefahrstoffes dann kaum möglich, die geeig­
neten Maßnahmen zu treffen. Erschwert wird 
die Sachlage zudem, wenn der Fahrzeugfüh­
rer aufgrund einer Unfallverletzung oder aus 
fehlender Kenntnis heraus keine näheren 
Angaben machen kann. Personen- und Um­
weltschäden , die bei ordnungsgemäßem 
Vorgehen hätten vermieden werden können, 
sind oftmals die Folge derartiger Fahrlässig­
keiten. 

Gefährtich wird es für feuerwehr und PoIlzet, wenn freigesetzte Gefahmoffe nicht ausreichend gekennzeich­
net ,lmS. (Fotos: Metz) 
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Die Einstufung, Kennzeichnung und Ver­
packung der Gefahrstoffe ist im Chemikalien­
gesetz (ChemG) als Rahmenregelung festge­
schrieben. In der Gefahrstoffverordnung sind 
zudem konkrete Handlungsweisen aufge­
führt. Eine ausreichende Kennzeichnung der 
Gefahrstoffe muß zum Zeitpunkt des In ver­
kehrbringens erfolgen. Gesicherte wissen­
schaftliche Erkenntnisse für die ordnungsge­
mäße Kennzeichnung der Stoffe ergeben 
sich dabei aus einer umfassenden Prüfung 
der Stoffeigenschaften, der einschlägigen 
Fachliteratur sowie den Erfahrungen in der 
Praxis. 

Die Bestimmung entsprechender Kenn­
zeichnung liegt im Zuständigkeitsbereich des 
Bundesministers für Verkehr. Kontinuierlich 
bemüht sich das Ministerium um eine aussa­
gekräftige Kennzeichnung der verschieden­
artigsten Stoffe. Vom Bundesverkehrsmini­
sterium herausgegebene Schriften wie 
"Kennzeichnung der Straßenfahrzeuge mit 
gefährlichen Gütern", "Informationen zur Be­
förderung gefährlicher Güter" oder "Die Be­
förderung radioaktiver Stoffe" bieten zudem 
ein umfassendes Informationsangebot. 

Transport radioaktiver 
Stoffe 

Im Laufe des vergangenen Jahres wurden 
vom Bundesminister für Verkehr neue diffe­
renzierte Kennzeichnungen für Transporte 
mit radioaktiven Stoffen vorgeschrieben, wo­
bei diese nur einen geringen Bruchteil aller 
Gefahrgutbeförderungen ausmachen. Wie 
Diplom-Ingenieur Klaus Ridder aus Bonn auf 
den Münchner Gefahrstoff-Tagen ausführte, 
werden weltweit jedes Jahr schätzungswei­
se mehr als zehn Millionen Versandstücke 
mit radioaktiven Stoffen befördert. In der 
Bundesrepublik Deutschland sind es etwa 
400 000 Versandstücke. "Die meisten von 
ihnen enthalten jedoch nur kleine Mengen 
radioaktiver Stoffe, die einer Vielzahl von 
Verwendungszwecken dienen", so Ridder. 
Besonders sensibel reagiert die Öffentlich­
keit, wenn es sich um radioaktives Material 
aus dem Kernbrennstoffkreis handelt. Doch 
wie von seiten der Bundesregierung immer 
wieder bestätigt wird, ist das Risiko derarti­
gerTransporte trotz des hohen Gefährdungs­
potentials vertretbar. 

Geregelt wird die Beförderung radioakti­
ven Materials in der Bundesrepublik durch 
verkehrs- und atom rechtliche Bestimmun­
gen. Wie Klaus Ridder in seinem Fachreferat 
"Transport radioaktiver Stoffe" erklärte, be­
ruhen die verkehrsrechtlichen Bestimmun­
gen auf den Regelungen beziehungsweise 
Empfehlungen der Internationalen Atom­
energie-Organisation (IAEO) in Wien. "Hierzu 
ist zu bemerken, daß man bei der Verwen-

Hilfszug Chemie - im Rahmen von TUIS "Transport-UnfaIHnformations- und Hilfeleistungs-System" - eine 
Einrichtung, die vom Verband der Chemischen Industrie ins Leben gerufen wurdej ... 

dung radioaktiver Stoffe sehr früh erkannt ... ein freiwilliges Hlnelelstungssyslem für die Gefahrbese~lgung nach Transportunfällen mH chemischen 
hat, daß international einheitliche Regelun- _Pr_od_u_kt_en_a_u_f a_lI_en_v_"'_k.:..eh--'rs'--w..:;eo:..:e_n. __________________ _ 
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gen erfordertich sind, um ihre sichere Beför­
derung, Behandlung und Lagerung zu ge­
währteisten", ertäuterte der Referent vor dem 
Plenum in der bayerischen Metropole. 

Die neueste überarbeitete Ausgabe der 
IAEO-Empfehlungen wurde 1985 veröffent­
licht und trat im letzten Jahr weltweit in Kraft. 
Diese Neuausgabe berücksichtigt die Grund­
lagen des Strahlenschutzes in umfassender 
Weise. Dabei wurden die verschiedenen ra­
dioaktiven Stoffe auf der Basis internationa­
ler Maßstäbe bewertet und entsprechende 
Grenzwerte tabellarisch festgelegt. Die An­
wendung dieser Grenzwerte gewährleistet 
unabhängig von dem beförderten Radionu­
klid somit die gleiche Sicherheit", schlußfol­
gerte Ridder. 

Zur Vermeidung von Gefährdungen der 
Bevölkerung bei Unfällen unterscheiden die 
Experten zwei Alternativen : 
- der Inhalt eines Versandstückes ist so 

begrenzt, daß auch bei Transportunfällen 
- mit Beschädigung der Verpackung -
niemand eine höhere Dosis als 3 rem 
(roentgen equivalent man, a~e Maßbe­
zeichnung für die Äquivalentdosis, abge­
löst durch die neue Maßbezeichnung 
"Sievert"; 1 rem ~ 0,01 Sv) erhalten kann ; 

- in allen anderen Fällen sind unfallsichere 
Verpackungen unter Berücksichtigung 
des konkreten Inhalts zu verwenden. Die­
se unfallsicheren Verpackungen (Typ B­
Verpackungen) müssen den Auswirkun­
gen auch schwerster Unfälle standhalten. 
Zum Nachweis wird die Widerstandsfä­
higkeit gegen Stoß oder Aufprall, Durch­
stoßen, Feuer sowie beim Eintauchen in 
Wasser geprüft. Durch derartige Tests 
werden mögliche schwere Unfallbean­
spruchungen simuliert. 
Laut Klaus Ridder haben sich diese Trans­

portvorschriften in der Vergangenheit be­
währt, "das heißt, bei der Beförderung radio­
aktiver Stoffe hat es weltweit keine Zwi­
schenfälle gegeben, bei denen Personen 
durch Strahlung oder durch freigesetzte ra­
dioaktive Stoffe nachweislich wesentlich ge­
schädigt worden sind", so der Referent. 

Finanzielle Belastungen tür 
Unternehmer 

Zu den Erfahrungen mit dem geltenden 
Gefahrgutrecht sowie der Gefahrgutbeauf­
tragten-Verordnung aus der Sicht der betrof­
fenen Unternehmen nahm Kay Heibach vom 
"Bundesverband Spedition und Lagerei 
(BSL)", Bonn, Stellung. So ergeben sich für 
die Unternehmer Auswirkungen in personel­
ler und finanzieller Hinsicht - sowohl auf der 
Fahrerseite als auch im Bereich der gesam- . 
ten Gefahrgutorganisation - durch die Be­
stellung von Gefahrgutbeauftragten und de-

ren Schulungsverpflichtung wie die Schu­
lungspflicht für die beauftragten Personen. 
"Für eine Fahrerschulung müssen in der 
Regel etwa 400 Mark und für eine Gefahrgut­
beauftragtenschulung für einen Verkehrsträ­
ger etwa 1000 Mark veranschlagt werden. 
Bei einem Aufkommen von beispielsweise 40 
Fahrern in einem Unternehmen ein nicht 
unerheblicher Betrag", ging Heibach auf die 
anfallenden Kosten zur Einhaltung der Vor­
schriften ein. Hinzu kommen die Kosten für 
Fachliteratur und Fortbildungsschulungen. 

"Man muß davon ausgehen, daß durch die 
neuen Schulungspflichten die Kosten der 
Unternehmen für das Gefahrguthandlung 
steigen, sie andererseits dafür jedoch außer 
der nicht hoch genug anzusetzenden Sicher­
heit keine höheren Preise für die Beförderung 
ertösen können", beschrieb er die Problema­
tik der Unternehmer. 

Zur heutigen Tätigkeit des Gefahrgutbe­
auftragten merkte Heibach an, daß dieser 
eigentlich Grundsatzarbeiten leistet, die im 
Zusammenhang mit dem Aufbau einer Ge­
fahrgutorganisation stehen. Des weiteren 
haben sich die Gefahrgutbeauftragten dar­
über Gedanken zu machen, wie sie ihre 
Überwachungstätigkeit effektiv organisieren. 
"In erster Linie geht es darum, durchführbare 
und zumutbare Organisationsmaßnahmen zu 
treffen, ohne daß damit dem Aufsichtspflich­
tigen von staatlichen Stellen vorgeschrieben 
werden muß, wie er den Betrieb in seinem 
Verantwortungsbereich zu organisieren hat", 
so Heibach. 

Übergangsregelung tür die 
neuen Bundesländer 

Im Rahmen der Zusammenführung beider 
deutscher Staaten übernahmen die neuen 
Bundesländer alle bundesdeutschen Gefahr­
gutvorschriften, allerdings mit entsprechen­
den Übergangsregelungen. Daß auch in der 
ehemaligen DDR ein umfassendes System 
von gesetzlichen Vorschriften bestand, um 
die Sicherheit beim Umgang mit gefährlichen 
chemischen Stoffen zu gewährleisten, ver­
deutlichte Professor Ursula Stephan von der 
Forschungsstelle für chemische Toxikologie 
der Akademie der Wissenschaften in Leipzig 
vor den Experten in München. 

In ihrem Referat "Gefahrstoffpraxis in der 
DDR' führte Professor Stephan aus, daß 
durch zahlreiche Gesetze, Verordnungen, 
Technische Lieferbedingungen sowie Güter­
vorschriften, Normen, Grenz- und Richtwerte 
dem in der damaligen Verfassung veranker­
ten Schutz der menschlichen Gesundheit und 
dem Schutz der natürlichen Umwelt Rech­
nung getragen werden sollte. 

So beispielsweise wurde im Jahre 1977 
das Giftgesetz der DDR verabschiedet, eine 
umfassende Rechtsvorschrift für den Um-

gang mit gefährliChen chemischen Stoffen. 
Anliegen des Giftgesetzes war es, sowohl 
den Bürgern als auch die Tier- und Pflanzen­
welt vor Gifteinwirkungen zu schützen und 
"zugleich die volkswirtschaftlichen Aufgaben 
zu erfüllen", so die Referentin. Denn nach 
ihren Angaben war man bei der Konzipierung 
und Verabschiedung des Gesetzes davon 
ausgegangen, daß eine "giftfreie' Volkswirt­
schaft in absehbarer Zukunft nicht zu ermög­
lichen sei. 

Wesentliche Festlegung in diesem Gesetz 
waren : 
- Ausdehnung des Geltungsbereiches auf 

alle Wirtschaftszweige sowie auf Handel, 
Transport und auf das Bildungswesen. 
Dabei umfaßte die Bezeichnung" Verkehr 
mit Giften" alle Arten des Umgangs, das 
heißt sowohl die Herstellung, Gewinnung, 
Verarbeitung, Verwendung, Erwerb, Be­
sitz, Abgabe, Lagerung, Transport und 
Beseitigung; 

- Gifte wurden nach eindeutigen Kriterien 
geprüft und in hochgiftige StOffe und 
giftige Stoffe eingeteilt; 

- Erhöhung der Verantwortung der Betriebe 
beim Umgang mit Giften einschließlich der 
Maßnahmen zur Vorbeugung und Be­
kämpfung von Havarien; Festlegung von 
Grundsätzen über den Umgang mit Giften 
in den Betrieben vor der Einstufung; Ein­
satz von Giftbeauftragten mit Kontroll­
und Weisungsbefugnis; 

- Schaffung eines zentralen toxikologischen 
Auskunftsdienstes (ZTA); 

- Schaffung eines Gutachterausschusses 
zur Einstufung von Giften (GM), in dem 
Wissenschaftler und Praktiker vertreten 
waren, die den Minister für Gesundheits­
wesen in allen giftrechtlichen Problemen 
berieten; 

- als wesentlich anzusehen war die Erwei­
terung der Schutzfunktion des Giftgeset­
zes über den Menschen hinaus auf die 
Tier- und Pflanzenwelt und damit einher­
gehend die Einbeziehung der schadlosen 
Beseitigung nicht mehr nutzbarer Gifte in 
den Geltungsbereich; 

- ein weitgehend zentralisiertes Informa­
tions- und Kontrollsystem sorgte dafür, 
daß in den zwölf Jahren seit der Verab­
schiedung des Gesetzes der Umgang mit 
Giften für den Menschen sicherer und für 
den Gesetzgeber wesentlich transparen­
ter geworden war. 
"Im Zuge der Vereinigung kommt es dar­

auf an, alle am Umgang mit Gefahrstoffen 
Beteiligten auf die neuen gesetzlichen Be­
stimmungen aufmerksam zu machen und 
durch gezielte Schulungen die Übergangsfri­
sten effektiv zu nutzen. Es läßt sich aber 
sagen, daß alle Betriebe, die bislang die 
Gesetze der DDR beachtet haben, die wenig­
sten Probleme mit der Anwendung des Ge­
fahrstoffrechts haben werden ' , schloß Pro­
fessor Stephan die Ausführungen anläßlich 
der 6. Münchner Gefahrstoff-Tage. - sm -
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Dipl.-Ing. Hagen Ebel, Feuerwehr Hannover 

Die geplanten EG-einheit­
lichen Führerscheine und 

ihre Bedeutung für die 
Feuenvehren 

Europa ist in aller Munde, 1992 ist eine 
magische Zahl geworden. Zu diesem Zeit­
punkt sollen Handelsschranken fallen. Paral­
lel zu diesen heute noch vorhandenen Gren­
zen, die künftig den Warenaustausch nicht 
mehr behindem sollen, müssen auch andere 
gesetzliche Regelungen vereinheitlicht wer­
den. So sollen Ausbildungszeugnisse und 
berufliche Qualifikationen vereinheillicht und 
gegenseitig anerkannt werden. Eine ganz 
wesentliche Qualifikation ist die für den Beruf 
Kraftfahrer. Sein Zeugnis ist die Fahrerlaub­
nis (Führerschein), für dessen Erwerb und für 
dessen einzelne Abstufungen in Europa heu­
te noch Unierschiede bestehen. 

Schon seit geraumer Zeit werden Anstren­
gungen untemommen, diese Unterschiede 
abzubauen. Dies wurde schon jedem vor 
Jahren deullich, der sich einen - nur 1 Jahr 
gültigen - intemationalen Führerschein aus­
stellen ließ. Dort wurden in der Spalte Pkw­
Führerschein schon immer geringere 
Höchstgewichte akzeptiert als dies in 
Deutschland normalerweise der Fall war. 

Im Jahr 1986 sollte es dann emst werden 
mit der Vereinheillichung. Im Gestrüpp der 
EG-Bürokratie lauerten jedoch noch einige 
Fußangeln, die die Bestrebungen vorläufig 
zum Straucheln brachten. Mittlerweile ist 
jedoch eine EG-Richtlinie erstellt worden, die 
in den Grundzügen als einigermaßen ver­
bindlich betrachtet werden kann, wenn auch 
einzelne Details noch korrigiert werden 
sollten. 

Einteilung der Führerscheine 

Im Artikel 4 des Entwurfs der entspre­
chenden EG-Richllinie werden die einzelnen 
Klassen wie folgt eingeteilt: 

Klasse A: 
Krafträder mit oder ohne Beiwagen; 
Klasse B: 

nicht mehr als 8 Sitzplätzen außer dem 
Führersitz; 

Klasse C: 
Kraftwagen - ausgenommen jene der 

Klasse 0 - mit einer zulässigen Gesamtmas­
se von mehr als 3500 kg; 

Klasse 0: 
Kraftwagen zur Personenbeförderung mit 

mehr als 8 Sitzplätzen außer dem Führersitz; 
Klasse E: 
Miteinander verbundene Fahrzeuge, de­

ren Zugfahrzeug in die Klasse B, C oder 0 
fällt, zu dessen Führung der Fahrzeugführer 
berechtigt ist, die aber selbst nicht in diese 
Klasse(n) fallen. 

Dabei können in der Klasse E (Anhänger) 
noch verschiedene Unterklassen mit den 
oben aufgelisteten Klassen eingeteilt 
werden. 

Insgesamt ist das System verschachtelt, 
ähnlich wie dies heute schon der Fall ist, das 
heißt, ein höherwertiger Schein beinhaltet 
gleichzeitig den geringerwertigen (z. B. Fahr­
erlaubnis Klasse C schließt die Klasse Bein). 
Diese Zuordnung sowie die Frage, welche 

Klassen Voraussetzungen zum Erwerb einer 
anderen sind, ist für die hier dargestellte 
Problematik jedoch ohne Belang. 

Wesentlich interessanter ist jedoch die 
Frage, wie mit bereits erteilten Fahrerlaub­
nissen verfahren wird. Es Wird höchstwahr­
scheinlich so sein (dieser Vorbehalt muß 
wieder mit dem Hinweis auf das derzeitige 
Entwurfsstadium gemacht werden), daß alle 
bis zum Inkraft1reten der neuen Regelung 
ausgegebenen Führerscheine auch künftig in 
vollem Umfang Bestand haben werden. Dies 
bedeutet, daß alle diejenigen, die heute einen 
Pkw-Führerschein (Klasse 3) mit der Be­
schränkung bei 7,5 t besitzen, auch künftig 
derartige Fahrzeuge werden fahren dürfen. 
Diese "Besitzstandswahrung" wurde auch 
bei früheren Änderungen praktiziert und wird 
von allen beteiligten Stellen vorausgesetzt. 
Sichtbares Zeichen dieser Praxis sind heute 
noch die Kleinwagen, die teilweise mit ho­
hem Aufwand mit 250-cm3-Motoren ausge­
stattet werden, um den alten Klasse-4-Füh­
rerschein noch ausnutzen zu können. 

Interessant ist im Entwurf der EG-Richlli-

Kraftwagen mit einer zulässigen Gesamt- r 
masse von nicht mehr als 3500 kg und mit Viele FeuelWeMahrzeuge e" ",dem bereits heute den lkw-Führe_rsc_h_e_i"_. ~ __ _ 
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nie die Befugnis für jedes Mitgliedsland, 
weitere Einschränkungen (zum Beispiel Hub­
raum oder Motorleistung bei Krafträdern) zu 
erlassen. 

Daneben ist vorgesehen, in den einzelnen 
Klassen weitere Einschränkungen vorneh­
men zu können. So ist zum Beispiel bei der 
Klasse C (Lkw) schon von der Beschränkung 
auf 7500 kg die Rede. Es könnte also damit 
genau die heutige Grenze festgeschrieben 
werden. 

Ausschöpfung der 
Gewichtsgrenzen 

Die Führerscheingrenze bestimmt we­
sentlich die technische Konzeption der Fahr­
zeuge. Um im Bereich des heutigen Klasse-
3-Führerscheins zu bleiben, wurden viele 
Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtge­
wicht von 7490 kg zugelassen, obwohl der 
gleiche Typ eigentlich für höhere Lasten 
geeignet und zulässig wäre. Besonders fatal 
ist diese künstliche Beschränkung deswe­
gen, weil sie nicht am Gewicht des Fahrge­
stells ansetzt, sondern die Zuladung begrenzt 
und damit auch eine einschneidende Wir­
kung auf die Einsatzmöglichkeiten hat. 

Aus dieser Erkenntnis heraus wurde bei 
der letzten Überarbeitung von wichtigen 
Fahrzeugnormen wie beispielsweise dem 
Löschgruppenfahrzeug LF 8 und dem Tank­
löschfahrzeug TLF 8 bewußt eine Variante 
zugelassen, die über die bis dahin "magische 
Grenze" von 7,5 t hinausgeht. Wenn dies 
auch bei beiden Fahrzeugtypen jeweils nur 
für die Version mit Allradantrieb gilt, das heißt 
also für ein schwereres Chassis, so wird doch 
damit gleichzeitig ein zusätzlicher Spielraum 
für die umfangreichere Beladung geschaffen. 
Erkauft wird dies mit der Notwendigkeit, für 
eine hinreichende Anzahl von Klasse-2-Fah­
rern zu sorgen, um eine ständige Einsatzbe­
reitschaft sicherzustellen. 

Wenn bisher durch die neue Normung bei 
einigen Fahrzeugen die bis dahin feststehen­
de Grenze freiwillig überschritten wurde, so 
wird durch die künftige Regelung die nach 
unten verschobene Grenze eine Vielzahl wei­
terer Fahrzeuge erfassen. Es werden dies 
Fahrzeuge sein, die in großen Stückzahlen 
bei den freiwilligen Feuerwehren vorhanden 
sind. 

Betroffene Fahrzeuge 

Innerhalb der bisherigen Führerschein­
grenze waren vom TSF über das LF 8, TLF 8 
und TroLF 750 bis zum SW 1000 und der DL 
18 aus jeder Fahrzeugkategorie mindestens 
eine leichte Version vorhanden. Es war also 
möglich, einen "leichten" Löschzug zusam­
menzustellen, bei dem sämtliche Fahrzeuge 
mit dem Pkw-Führerschein lenkbar waren. 

Dies wird künftig nicht mehr möglich sein. 
Die Reduzierung auf 3,5 t zulässiges Ge­
samtgewicht führt dazu, daß außer dem TSF 
und dem ELW 1 keine weiteren genormten 
Fahrzeuge mehr in diese Kategorie fallen 
werden. 

In Zahlen ausgedrückt bedeutet dies: 
Während bisher bei den Freiwilligen Feuer­
wehren rund 23700 Fahrzeuge (entspre­
chend 65 % aller Fahrzeuge) noch mit dem 
Pkw-Führerschein gefahren werden durften, 
wird dies künftig nur noch für ca. 12600 
(entsprechend 35 %) Fahrzeuge gelten. Die 
Differenz von 11100 Fahrzeugen verlangt 
dann die höhere Qualifikation. 

In den anderen Sparten der Feuerwehren 
sieht das Bild naturgemäß etwas anders aus. 
Während bei den Berufsfeuerwehren der 
Bestand der Klasse-3-Fahrzeuge von rund 
600 auf 430 zurückgeht (entsprechend ei­
nem Anteil von 26 auf 19 %), verringert sich 
bei den Werkfeuerwehren der entsprechende 
Fahrzeuganteil von rund 1020 auf 520 (dies 
entspricht einem Rückgang von 42 auf 
21 %). 

Bei der entsprechenden Gesamtzahl aller 
Feuerwehrfahrzeuge ist ein Rückgang von 
rund 25350 auf rund 13600 (entsprechend 
61,9 auf 33,4 %) zu verzeichnen. 

Grob zusammenfassend gesagt befindet 
sich rund ein Drittel aller Fahrzeuge in der 
Gewichtsklasse zwischen 3,5 t und 7,5 t, die 
von der künftigen Regelung betroffen ist. 
Dabei handelt es sich bei den genannten 
Fahrzeugen um reine Feuerwehrfahrzeuge, 
die Fahrzeuge des Rettungsdienstes sind 
hierbei noch nicht erfaßt. 

Einfluß auf künftige Bauarten 

Wenn eine neue gesetzliche Regelung 
erlassen wird, hat dies auch immer Einfluß 
auf technische Lösungen. Es wird in der 
Regel ein technischer Kompromiß geschlos­
sen, um zum Beispiel mögliChst viel trans­
portieren zu können, ohne andererseits vom 
Fahrer die hohe Qualifikation zu fordern. Von 
dem früheren Klasse-4-Führerschein war in 
diesem Zusammenhang die Rede. Aber auch 
die heute gültige Führerscheineinteilung hat 
zu solchen Ergebnissen geführt. . 

Es wurde bereits auf die Praxis verwiesen, 
leistungsfähige Fahrzeuge durch eine selbst 
auferlegte Beschränkung in den gesetzlichen 
Rahmen zu pressen, um die Führerscheinfra­
ge zu klären. Gegen eine derartige Maßnah­
me ist vom Prinzip nichts einzuwenden, weil 
die technische Grenze des Fahrzeugs nicht 
voll ausgenutzt wird. Daß ein derartiges 
Verfahren letztlich unwirtschaftlich ist, weil 
vorhandene Kapazitäten nicht genutzt wer­
den können, ist ein anderes Problem. 

Anders müssen jedoch Versuche beurteilt 
werden, die eine Erhöhung der Zuladung zum 

Ziel haben. So wurden beispielsweise Fahr­
zeuge gebaut, die pro forma aus einem 
Zugfahrzeug sowie einem Einachsanhänger 
bestanden, der so kurz an das ziehende 
Fahrzeug gekuppelt war, daß optisch ein Lkw 
mit Doppelachse entstand, der dann mit 
einer durchgehenden Pritsche ausgestattet 
wurde. Auf diese Weise konnte ein Fahrzeug 
mit insgesamrf 7,5 t zulässigem Gesamtge­
wicht gebaut werden, für das aber die Fahr­
erlaubnis Klasse 3 ausreichte. Besondere 
Verbreitung haben diese Fahrzeuge im Be­
reich des Getränkevertriebs sowie als Ver­
kaufsfahrzeug gefunden. Sie stellten in aller 
Regel eine unglückliche Lösung dar. Wenn 
dies schon für den o. a. Verwendungszweck 
gesagt werden muß, so gilt dies in noch viel 
stärkerem Maße für die Feuerwehren. Hier 
sind diese Lösungen völlig untauglich, und 
dies betrifft die Mo!orleistung, die Fahreigen­
schaften, die Geländetauglichkeit und vieles 
andere mehr. 

Der Gesetzgeber hat wegen dieser Erfah­
rungen entsprechend reagiert und läßt diese 
spezielle Bauart nicht mehr zu. Übertragbar 
wäre sie in den Übergangsbereich der 3,5-t­
Grenze des neuen Führerscheins ohnehin 
nicht, da Gespanne nur bis zu einem Gesamt­
gewicht von 4,5 t zulässig sind. Insofern wird 
die Genehmigung nicht mehr vom ziehenden 
Fahrzeug allein abhängig gemacht, so wie 
dies heute der Fall ist, sondern es wird 
grundsätzlich auf das Gesamtsystem Bezug 
genommen. Die ist zu begrüßen, da damit 
auch den tatsächlichen Gefahren Rechnung 
getragen wird. 

Wie groß ist der 
Handlungsbedarf? 

Wie bereits erwähnt, ist für die zur Zeit 
erteilten Fahrerlaubnisse eine Besitzstands­
wahrung vorgesehen. Insofern werden sich 
die Konsequenzen aus der neuen Richtlinie 
nicht schlagartig ergeben, sondern allmäh­
lich auf die Feuerwehren - und auf alle 
anderen Bedarfsträger - zuwachsen. In die­
sem Zusammenhang sind die Zahlen der 
heute bereits erteilten Führerscheine interes­
sant. 

Es wurden zu diesem Zweck Angaben 
verschiedener Quellen (Erteilung von Fahrer­
laubnissen des Kraftfahrtbundesamtes sowie 
die Bevölkerungsstatistik) miteinander ver­
glichen. 

Daneben wurde versucht zu ermitteln, wie 
hoch der Anteil der Personen mit Lkw­
Führerschein ist. Zu diesem Zweck war es 
erforderlich, eine generalisierende Annahme 
zu machen: Den jährlichen Ersterteilungen 
wurde ein durchschnittliches Alter von rund 
22 Jahren zugeordnet, um eine Verbindung 
zu den einzelnen Geburtsjahrgängen herstel­
len zu können. 
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Die meisten Fahrzeuge des Rettungsdienstes können bisher mit dem FÜhrerschein der Klasse 3 gefahren 
werden. 

Dies ist zwar verallgemeinernd, dürfte 
jedoch wegen der großen Anzahl bei öffentli­
chen Dienststellen wie Bundeswehr, Polizei 
u. ä. abgelegten Fahrprüfungen realistisch 
sein. Dies unterstellt, ergibt sich, daß in der 
letzten Zeit jährlich rund ein Viertel der 
männlichen Bevölkerung die Fahrerlaubnis 
der Klasse 2 abgelegt hat. Wenn hier bewußt 
der Anteil der männlichen Bevölkerung her­
ausgestellt wird, so soll dies nicht diskrimi­
nierend sein. Es soll vielmehr dem Zustand 
Rechnung getragen werden, daß der Anteil 
der Frauen in den Feuerwehren noch gering 
ist und daß deswegen ein Bezug auf die 
Gesamtbevölkerung das Bild verfälschen 
würde, wenn das Fahrerpotential dargestellt 
wird. Interessanterweise wurde beim Kraft­
fahrtbundesamt bis einschließlich 1983 in 
den Statistiken nach Geschlechtern unter­
schieden, danach jedoch nicht mehr. In die­
ser Zeit lag der Anteil der weiblichen Klasse-
2-Absolventen in den einzelnen Jahren zwi­
schen 1 und 1,5 %. 

Wenn jeder 4. männliche Bürger in der 
Bundesrepublik den Lkw-Führerschein be­
sitzt, so ist dies auf den ersten Blick eine 
erstaunlich hohe Zahl. Dies gilt insbesondere 
dann, wenn man um die Probleme mit geeig­
neten Kraftfahrern in den Feuerwehren weiß. 

Insgesamt gesehen handelt es sich bei der 
Neuregelung nicht um ein ausschließliches 
Problem der Feuerwehren. Vielmehr sind 
auch die allgemeine Wirtschaft sowie alle 
anderen Behörden davon betroffen. In die­
sem Bereich ist der Anteil der Fahrzeuge, die 
künftig eine höhere Qualifikation des Fahrers 
erfordern, etwas geringer als bei den Feuer­
wehren. Die Zahlen des KBA weisen unter 
dem Stichwort Nutzfahrzeuge in der Klasse 
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von 3,5 bis 7,5 t einen Anteil von rund 25,5 % 
aller Fahrzeuge aus. 

Damit wird deutlich, daß auch in diesem 
Bereich reagiert werden muß. Der künftig 
vergrößerte Personenkreis wird dann seine 
Kenntnisse aus dem eigentlichen beruflichen 
Umfeld mit in die Feuerwehren einbringen. 

Wieviele Fahrer sind 
erforderlich? 

Im Gegensatz zu den Berufsfeuerwehren, 
bei denen in der Regel alle Mitarbeiter im 
Besitz des Lkw-Führerscheins sind, um eine 
universelle Einsetzbarkeit zu gewährleisten, 
wird bei den Freiwilligen Feuerwehren immer 
nur eine kleine Anzahl entsprechend ausge­
bildet. 

Als anstrebenswertes Ziel sollten 4 bis 5 
Fahrer für ein Fahrzeug vorhanden sein, um 
eine ständige Einsetzbarkeit sicherzustellen. 
Bel der Ausstattung mit mehreren Fahrzeu­
gen kann eine geringere Anzahl von Fahrern 
in Kauf genommen werden (ca. 3), wobei 
dies jedoch nur ein ganz grober Anhalt sein 
kann. Letztlich muß die jeweilige örtliche und 
persönliche (berufliche) Situation mit berück­
sichtigt werden. Unter der Voraussetzung, 
daß je Fahrzeug 4 geeignete Fahrer zur 
Verfügung stehen müssen, ist also künftig 
ein Mehrbedarf bei rund 12000 Fahrzeugen 
erforderlich. 

Es ergibt sich also die Notwendigkeit für 
rund 45000 bis 50000 zusätzliche Lkw­
Führerscheine. Bei einem Autwand von rund 
3000,- DM wird dies zu zusätzlichen Auf­
wendungen von rund 150000000, - DM füh-

ren. Dieser Aufwand wird sich allerdings über 
viele Jahre verteilen und erst allmählich 
beginnen. Er wird zudem reduziert um die in 
anderen BereiChen erworbenen Führer­
scheine. 

Als Vorteil dieses hohen Aufwandes 
schlägt für die Feuerwehren eine verbesserte 
Ausbildung der Kraftfahrer zu Buche, die 
möglicherweise zu verringerten Unfallzahlen 
führt. Inwieweit aber in diesem Bereich die 
einmalige Ausbildung oder aber die ständige 
Übung dominierend ist, kann nicht abge­
schätzt werden . 

Eigener Feuerwehr­
Führerschein? 

Bei diesen hohen Kosten wirft sich die 
Frage auf, ob eine spezielle Schulung für die 
Feuerwehren zu Kostenersparnissen führen 
kann. Die Ausbildung könnte abgemagert 
werden um Bereiche, die in den Feuerwehren 
mit Sicherheit nicht zur Anwendung 
kommen. 

In Nordrhein-Westfalen wurde ein derarti­
ger Führerschein im Jahr 1988 eingeführt, 
der wegen der verringerten Ausbildung einen 
Einschränkungsvermerk erhielt. Die Erfah­
rungen zeigten, daß die erhoftfe Wirkung 
ausblieb, so daß kürzlich diese besondere 
Version wieder zurückgezogen wurde. 

Als wesentliche Einschränkung wäre bei­
spielsweise der Verzicht auf den Anhänger­
betrieb möglich. Wenn man allerdings be­
denkt, daß im Bereich der freiwilligen Feuer­
wehren allein rund 6800 TS-Anhänger vorge­
halten werden, die mit Sicherheit schwerer 
sind als 750 kg (und damit künftig den Lkw­
Führerschein erfordern), sowie weitere ca. 
5400 Anhänger mit nicht genau bestimmba­
rem Gewicht, so scheint sich eine Einführung 
dieser reduzierten Ausbildung zu verbieten. 

Zusammenfassung 

• Die Einführung des einheitlichen EG-Füh­
rerscheins hat für die Feuerwehren er­
hebliche Bedeutung. 

• Die Einführung bildet allerdings keine 
Zäsur, sondern es wird wegen der Über­
gangsregelung eine allmähliche Ände­
rung geben. 

• Gemildert werden die Einflüsse wegen 
der gleichen Probleme Im gewerblichen 
Bereich. 

• Hinsichtlich der Bauarten wird sich bei 
den kleinen Fahrzeugen nichts Wesentli­
ches ändern, während die Begrenzung 
von 7,5 t in zunehmendem Maße an 
Bedeutung verlieren wird. 



Blickpunkt Bonn: 

Sicherstellung der 
Versorgung - eine 
staatliche Aufgabe 

Ernährungsvorsorgegesetz trat in Kraft -
Neufassung des Ernährungssicherstellungsgesetzes 

Nachdem der Deutsche Bundestag im 
Juni letzten Jahres das Ernährungsvor­
sorgegesetz (EVG) sowie das zweite Ge­
setz zur Änderung des Ernährungssicher­
stellungsgesetzes (ESG) verabschiedete 
und der Bundesrat einen Monat später 
zugestimmt hatte, traten beide Gesetze 
im August 1990 in Kraft. Die zur Bewälti­
gung friedenszeitlicher Versorgungskri­
sen und ergänzenden Regelungen wurden 

Nahrungsmittel als lebensnotwendige Gü­
ter gehören zu den Primärbedürfnissen der 
Menschen. Wie Rolf Solmecke und Hans­
Joachim Wolter in der Schriftenreihe "Zivile 
Verteidigung" zur Ernährungssicherstellung 
ausführen, hat im Rahmen der Daseinsvor­
sorge der Staat die Aufgabe, für eine ausrei­
chende Versorgung der Bevölkerung mit 
Nahrungsmitteln zu sorgen. 

Wie aber werden knapp gewordene Le­
bensmittel verteilt, etwa wenn der zu unserer 
Marktwirtschaft gehörende Güteraustausch 
gestört oder gar vorübergehend außer Kraft 
gesetzt ist, so daß alle Bürger gleichmäßig 
und sozial gerecht versorgt werden müssen? 
Um derartige Probleme bewältigen zu kön­
nen, sind umfangreiche Vorsorgemaßnah­
men zu treffen, um auf eventuelle Engpässe 
vorbereitet zu sein. 

Wichtigste Voraussetzung für eine gesi­
cherte Versorgung ist die Aufrechterhaltung 
einer leistungsfähigen Landwirtschaft. Und 
obwohl die hohen Erträge der deutschen 
Landwirtschaft die Notwendigkeit von Vor­
sorgemaßnahmen für Krisenzeiten häufig 
vergessen lassert, dürfen entsprechende 
Vorbereitungen für Krisenzeiten nicht ver­
nachlässigt werden. 

Jedoch drängt sich die Frage auf, warum 
gerade in einer Zeit, in der Agrarüberschüsse 
zu einem immer größeren Problem werden, 

als nicht mehr ausreichend ' angesehen. 
Insbesondere fehlte nach Ansicht der' 
Fachleute eine gesetzliche Verpflichtung 
des Bundes und der Länder, die notwendi­
gen Vorsorgemaßnahmen zu treffen. 
Durch das neu geschaffene EVG wird es 
nunmehr dem Bund und den Ländern 
einschließlich der Gemeinden zur Pflicht 
gemacht, die organisatorischen, perso­
nellen und materiellen Voraussetzungen 

ein neu es Gesetz für den Fall von Versor­
gungskrisen in Kraft tritt. Wie der zuständige 
Beamte im Bundesministerium für Ernäh· 
rung, Landwirtschaft und Forsten, Ministe­
rialrat Rolf Solmecke, jüngst in einem Inter­
view gegenÜber dem baden-württembergi­
sehen Mitteilungsblatt "Schwäbischer Bau­
er" ausführte, wird in der Bundesrepublik 
Deutschland eine politisch-militärische Krise 
weit weniger befürchtet als Gefährdungsla­
gen durch Unglücksfälle, beispielsweise in 
chemischen oder kerntechnischen Großanla­
gen oder durch Natur- und Umweltkatastro­
phen. "Ausschlaggebend für das neue Er­
nährungsvorsorgegesetz war letztlich das 
Unglück von TSChernobyl. Zwar kam es trotz 
der bundesweiten Kontaminationen von Bo­
den, Pflanzen und Tieren nicht zu Versor­
gungsproblemen, es hat sich aber gezeigt, 
daß man derartige Situationen nicht völl ig 
ausschließen kann", erklärte Solme~ke . 

Staatliche Vorsorgepflicht 

Der Staat muß sich also darüber Gedanken 
machen, was passiert, wenn "Tschernobyl" 
in weniger als 2000 Kilometer Entfernung 
und beispielsweise zur Erntezeit stattfinden 

zur Durchführung der Maßnahmen zu 
schaffen, die zur Sicherung einer ausrei­
chenden Versorgung erforderlich sind. 
Das neue EVG ist dabei ausschließlich für 
friedenszeitliche Versorgungskrisen ge­
dacht. Dagegen wurde der Friedensbezug 
aus dem ESG herausgegliedert. Dieses 
Gesetz beinhaltet jetzt lediglich Regelun­
gen, die für Zwecke der Verteidigung 
Anwendung finden. 

würde. "Aus der jetzigen Überschußsituation 
könnte es dann sehr schnell zu erheblichen 
Mangelerscheinungen kommen", so der Ex­
perte aus dem Bundesernährungsministe­
rium. Weiter erklärte er, daß das EVG im 
wesentlichen Ermächtigungen enthält. Das 
heißt, entsprechende Regelungen werden 
nur dann erlassen, wenn ein Mangel an 
Nahrungsmitteln nicht durch marktgerechte 
Maßnahmen - und zwar auch nicht im 
Rahmen des europäischen Binnenmarktes -
abgewendet werden kann. Dann allerdings 
muß der Staat für eine gerechte Verteilung 
der Lebensmittel sorgen. 

Auf die Frage, ob die Landwirte bei An­
wendung des Gesetzes in die Pflicht genom­
men werden, antwortete Solmecke: "Den 
Landwirt kann es mit Ge- und Verboten beim 
Anbau von Nutzpflanzen treffen, auch bei der 
Haltung von Tieren, und es gibt Vorschriften 
zur Erfassung sowie Ablieferung. Auch sieht 
das Gesetz die Mitwirkung berufsständischer 
Organisationen vor." Als eine konkrete Situa­
tion, in der das EVG Anwendung finden 
könnte, nennt Solmecke folgendes Beispiel: 
"Es kann sein, daß in einem Gebiet die Milch 
derart ,belastet' ist, daß sie nicht mehr 
verzehrt werden darf. Anderswo ist dies eben 
nicht der Fall. Dann ist der Staat verpflichtet, 
dafür zu sorgen, daß Kleinkinder und wer­
dende Mütter auch im Belastungsgebiet ver-
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sorgt werden können. Dazu braucht man 
Regelungsmaßnahmen!" 

Doch ohne ausreichende Vorbereitungs­
maßnahmen kann der Staat keine Hilfe zur 
Selbsthilfe anbieten, wenn sie von dem kom­
plizierten, auf der freien Marktwirtschaft ba­
sierenden Wirtschaftssystem dringen benö­
tigt würde. Die Daseinsvorsorge, die mit dem 
EVG bezweckt wird, entspricht der humanitä­
ren Verantwortung des Staates gegenüber 
seinen Bürgern. 

In einem Rundschreiben, das Staatssekre­
tär Dr. Kurt Eisenkrämer vom Bundesmini­
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten an die zuständigen j..änderministe­
rien sandte, heißt es: "Das EVG enthält 
zahlreiche Ermächtigungen zum E~aß von 
Rechtsverordnungen. Der Verzicht auf detail­
lierte materielle Regelungen erklärt sich da­
durch, daß weitgehend erst in der Krisensi­
tuation selbst absehbar ist, welche Vorschrif­
ten zu ihrer Bewältigung erforde~ich sind." 

Staatssekretär Eisenkrämer führte gegen­
über seinen Länderkollegen aus, daß im 
Zuge der bewährten Zusammenarbeit zwi­
schen Bund und Ländem vorerst zwei Grund­
verordnungen erlassen werden sollen. Dabei 
sei eine Meldeverordnung unabdingbar, da 
als Entscheidungsgrundlage jederzeit eine 
Übersicht über die Versorgungslage vorhan­
den sein müsse. Des weiteren soll eine 
Ernährungsvorsorgeverordnung erarbeitet 
werden , in der unter anderem Verwaltungs­
maßnahmen zur unmittelbaren Bewältigung 
von Versorgungskrisen geregelt werden 
sollen. 

Regelungen waren 
nicht ausreichend 

In der Begründung zum EVG heißt es, daß 
die bislang im ESG vorhandenen Ermächti­
gungen und ergänzenden Regelungen zur 
Bewältigung friedenszeitlicher Versorgungs­
krisen nicht ausreichend waren. Insbesonde­
re fehlte eine gesetzliche Verpflichtung des 
Bundes und der Länder, die notwendigen 
Vorsorgemaßnahmen zu treffen. "Im Hinblick 
auf die eigenständige Bedeutung der Versor­
gungssicherung in Friedenszeiten in der Bun­
desrepublik Deutschland sind daher außer­
halb des Emährungssicherstellungsgesetzes 
Regelungen zur Sicherung des Bedarfs an 
Nahrungs- und Futtermitteln für friedenszeit­
liche Versorgungskrisen für das gesamte 
Bundesgebiet zu treffen ", heißt es in der 
Gesetzesbegründung. 

Dies geschah im wesentlichen dadurch, 
daß alle Bestimmungen, Versorgungskrisen 
betreffend, aus dem ESG herausgelöst und in 
einem eigenständigen Gesetz, dem EVG, zu­
sammengefaßt wurden. Ergänzend hierzu 
sind als wesentliche Neuerungen die Ver­
pflichtung des Bundes und der Länder ein-
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schließlich der Gemeinden und Gemeinde­
verbände zur Vorbereitung notwendiger Vor­
sorgemaßnahmen (Paragraph 8), die Schaf­
fung einer Rechtsgrundlage für die Übermitt­
lung personenbezogener Daten für den 
Zweck der Versorgungssicherung (Paragraph 
9 Absatz 4) sowie die Aufhebung der auf­
schiebenden Wirkung von Widerspruch und 
Anfechtungsklage gegen bestimmte Verfü­
gungen zur Durchführung dieses Gesetzes 
(Paragraph 13) vorgesehen. 

Vorschriften auf Grund des Rechts der 
Europäischen Gemeinschaft bleiben unbe­
rührt; insbesondere können Rechtsverord­
nungen nach dem Emährungsvorsorgege­
setz nur im Einklang mit dem Gemein­
schaftsrecht e~assen werden. 

Zu den Finanzen: Durch das EVG werden 
für Bund, Länder und Kommunen insoweit 
zusätzliche Kosten entstehen, als besondere 
Vorbereitungsmaßnahmen nach Paragraph 8 
getroffen werden müssen. Die für die Vorbe­
reitungsmaßnahmen anfallenden Kosten 
aber dü~en nach Meinung der Experten 
'gering sein, da die zuständigen Behörden 
weitgehend auf ihre schon bestehenden Vor­
sorgestrukturen, die sie zur Aufrechterhal­
tung der Versorgung für andere Notsituatio­
nen getroffen haben, zurückgreifen können. 
Wegen mangelnder Erfahrungswerte können 
diese Kosten heute nicht näher Quantifiziert 
werden. 

In den einzelnen Bundesländern können 
darüber hinaus geringfügige Kosten durch 
Datenübermittlungen auf Grund der Schaf­
fung einer entsprechenden Rechtsgrundlage 
(Paragraph 9 Absatz 4) entstehen: " ... sind 
den für die Sicherung derVersorgung zustän­
digen Behörden und sonstigen öffentlichen 
Stellen auf Verlangen von den Meidebehör­
den Vor- und Familiennamen, Anschriften 
und Hauptwohnung der Verbraucher sowie 
zusätzlich der Tag ihrer Geburt, sofern sie 
das 14, Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, zu übermitteln .. ." 

"Da das Gesetz noch der Ausfüllung durch 
Rechtsverordnungen bedarf, kann es sich 
nicht unmittelbar auf Einzelpreise und auf 
das Preisniveau, insbesondere auf das Ver­
braucherpreisniveau, auswirken. Erst im Fal­
le einer Versorgungskrise sind bei Anwen­
dung der noch zu erlassenden Rechtsverord­
nungen Auswirkungen zu erwarten, die von 
den dann gegebenen Umständen abhängen", 
heißt es in der Gesetzesbegründung. 

Verbesserung der 
gesetzlichen Regelungen 

Die bislang im Ernährungssicherstellungs­
gesetz zusammengefaßten gesetzlichen Re­
gelungen haben nach Ansicht von Staatsse­
kretär Eisenkrämer zahlreiche Verbesserun­
gen erfahren. Hervorzuheben sind dabei we-

sentliche Neuerungen, die sich sowohl auf 
das ESG als auch auf das EVG beziehen, so 
beispielsweise die Schaffung einer Rechts­
grundlage für die Übermittlung personen be­
zogener Daten für Zwecke der Versorgungs­
sicherung sowie die Aufhebung der aufschie­
benden Wirkung von Widerspruch und An­
fechtungsklage gegen bestimmte Verwal­
tungsakte. 

Daneben ist nach Meinung des Staatsse­
kretärs aus dem Bundesernährungsministe­
rium bezüglich des EVG insofern ein erhebli­
cher Zuwachs an Rechtssicherheit eingetre­
ten, als nunmehr klargestellt ist, daß die 
Versorgungskrise nur durch Rechtsverord­
nung der Bundesregierung festgestellt wer­
den kann; bisher fehlte eine entsprechende 
Regelung. 

In der Begründung zur Änderung des 
Ernährungssicherstellungsgesetzes heißt es 
unter anderem: "Zur Bewältigung von Notsi­
tuationen, in denen nicht die Sicherheit unse­
res Landes bedroht ist, sondern die Versor­
gung der Bevölkerung mit Erzeugnissen der 
Ernährungs- und Landwirtschaft aus ande­
ren Gründen in wesentlichen Teilen des 
Bundesgebietes emsthaft gefährdet ist, soll 
eine eigenständige Rechtsgrundlage in Form 
eines Emährungsvorsorgegesetzes geschaf­
fen werden. Dies soll im wesentlichen da­
durch geschehen, daß die hierfür bislang im 
ESG mit enthaltenen Vorschriften aus diesem 
Gesetz herausgelöst werden." 

Durch die Schaffung eines Ernährungsvor­
sorgegesetzes wurde demnach das Ernäh­
rungssicherstellungsgesetz entsprechend 
geändert. Staatssekretär Eisenkrämer beton­
te gegenüber den Länderministerien, daß mit 
der Gesetzesnovelle zum ESG und dem neu­
en EVG ein solides Instrumentarium für die 
Bewältigung von - "hoffentlich niemals ein­
tretenden" - Versorgungskrisen, gleich wei­
chen Ursprungs, zur Verfügung steht. -sm-



B. Koch, B. Kuschinsky, U. POhl-Meuthen, H. Richter 

ErfolgskontroUe der Erste-Hilfe-Ausbildung 
mit integrierter Herz-Lungen-Wiederbelebung 

Die neue Konzeption 
bewährt sich 

Lehrgänge finden bei den Teilnehmern großen Anklang 
Mehr praktische Übungen - Prüfungsergebnisse äußerst positiv 

Die Forderung, auch Laien in der Technik 
der Herz-Lungen-Wiederbelebung (HLW) 
auszubilden, wurde in der Bundesrepublik 
Deutschland lange Zeit kontrovers disku­
tiert'· 9. 17. 18, obwohl zahlreiche wissen­
schaftliche Untersuchungen und Berichte 
aus dem europäischen und angelsächsi· 
schen Raum über Erfolge der Laienreanima­
tion berichten. Allmählich hat sich aber auch 
in der Bundesrepublik Deutschland die Be­
fürwortung einer Breitenausbildung in der 
HLW durchgesetzt" 4. 5. 6. 10. 11. 15. 16, 
zusätzlich bestärkt durch Ergebnisse von 
Pilotprojekten, die 1985 in verschiedenen 
Städten der Bundesrepublik begannen. 

Als Hauptargument für die Ausbildung von 
Laien in der HLW wird übereinstimmend der 
Faktor .Zeit" angeführt'· 20, da nach einem 
Herz-Kreislauf-Stillstand infolge Sauerstoff­
mangels innerhalb von vier bis fünf Minuten 
irreversible Schäden am Gehirn auftreten. 
Deshalb erweist es sich als dringend erfor­
de~ich , die kritische Zeitspanne zwischen 
Eintritt des lebensbedrohlichen Ereignisses 
und dem Eintreffen des organisierten Ret­
tungsdienstes durch sofortige Reanimations­
maßnahmen eines zufälligen Anwesenden zu 
überbrücken9. 

Hier kommt dem Laien eine Schlüssel· 
funktion zu . Nur er kann durch gezielte 
Wiederbelebungsmaßnahmen diese kriti· 
sche Zeit überbrücken. 

Dies setzt aber voraus, daß der Bevölke­
rung eine qualifizierte Breitenausbildung be­
sonders in der HLW angeboten wird. Um 
dieses Ziel zu erreichen, wurde es für das 
Deutsche Rote Kreuz notwendig, die bisheri· 
ge Erste-Hilfe-Ausbildung bezüglich einer in­
tegrierten HLW zu überprüfen und damit 
auch der Forderung nachzukommen, die zu 
umfangreiche, nicht mehr dem aktuellen 
medizinischen Stand entsprechende Erste­
Hilfe-Ausbildung zu reformieren und den 

neuesten pädagogischen und didaktischen 
Erkenntnissen anzupassen. 

Es erwies sich daher als dringend erfor­
derlich, ein neues praxisbezogenes Konzept 
bezüglich der - durch die HLW erweiterten -
Erste-Hilfe-Ausbildung, unter Berücksichti­
gung der Empfehlungen und Richtlinien der 
American Heart Association (AHA)2, zu erar­
beiten. 

Aufgrund der umfassenden Umstrukturie­
rung ergab sich die Notwendigkeit, im Rah­
men einer breit angelegten Studie eine wis­
senschaftlich exakte Überprüfung der neuen 
Ausbildungsunte~agen vorzunehmen. Das 
Deutsche Rote Kreuz beauftragte deshalb 
das Institut für Rettungsdienst, die wissen· 
schaftliche Begleitung und Auswertung eines 
Feldversuches vorzunehmen. 

Ziel dieser .Pilotstudie Bevölkerungsaus­
bildung (PIBE)" ist es, zu überprüfen, ob die 
.Neue Breitenausbildung" die Lehrgangsteil­
nehmer in die Lage versetzen kann , die 
Maßnahmen der HLW im Rahmen der Erste­
Hilfe-Ausbildung zu erlernen und korrekt 
durchzuführen. Darüber hinaus soll die Über­
prüfung des einmal E~emten nach 6, 12, 24 
und 36 Monaten Aufschluß über die zu 
diesen Zeitpunkten jeweils noch vorhande­
nen Kenntnisse geben. Aus den so gewonne­
nen Daten lassen sich möglicherweise weite­
re Konsequenzen und Empfehlungen ablei­
ten, die zu einer Verbesserung der Breiten­
ausbildung der Bevölkerung bezüglich der 
Ersten-Hilfe-Ausbildung mit integrierter HLW 
führen. 

Strukturelle Aspekte der 
lehrgänge 

An der Pilotstudie Bevölkerungsausbil­
dung beteiligen sich 11 Landesverbände des 

Deutschen Roten Kreuzes mit 24 Kreisver­
bänden, die insgesamt 66 Lehrgänge anhand 
des neuen Leitfadens .Erste·Hilfe·Ausbil­
dung" (Stand: 3. 6. 1987) durchführten. 

Von den Lehrgängen fanden statt: 
- 24 in Betrieben, 
- 15 waren offene Lehrgänge, 
- 12 in Schulen, 
- 11 in Vereinen/Interessen-

gemeinschaften. 
Zu vier Lehrgängen liegen keine diesbe­

züglichen Angaben vor. 
Im Durchschnitt besuchten jeweils 15 

Teilnehmer einen Lehrgang, insgesamt 985 
Personen, von denen 692 (71 %) männlich 
und 280 (29 %) weiblich sind. Das Durch­
schnittsalter der Lehrgangsteilnehmer liegt 
bei 25,6 Jahren, mit einer durchschnittlichen 
Abweichung von +/- 12 Jahren. Aus der 
Altersstruktur geht hervor, daß sich eine 
besondere Häufung der Teilnehmer im Alter 
zwischen 15 und 18 Jahren ergibt. 

Hinsichtlich des Geschlechts zeigen sich 
kaum Unterschiede in der Altersstruktur, 
allerdings sind die Frauen durchschnittlich 
2'h Jahre älter als die Männer. 

Die meisten Teilnehmer besuchen einen 
Erste·Hilfe-Lehrgang aus persönlichem In­
teresse (64 %) oder weil der Lehrgang für sie 
vorgeschrieben ist (56 %). Für 22 % der 
Teilnehmer in den Kursen war die Erfahrung, 
daß sie in einer Notfallsiluation keine Hilfe 
leisten konnten, Anlaß, einen Erste·Hilfe­
Kurs zu besuchen. Nur in 10 % der Fälle hat 
der Kostenfaktor Einfluß auf die Motivation 
zur Teilnahme. 

59 % der Teilnehmer haben schon früher 
an einem Erste-Hilfe-Lehrgang tei lgenom­
men. Allerdings liegt dieser Erste-Hilfe-Lehr­
gang bei 46 % der Teilnehmer 5 Jahre und 
länger zurück. Einen Herz-Lungen-Wieder­
belebungs-Lehrgang haben bislang nur 72 
(7,3 %) Teilnehmer besucht. 
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Erkennen 

• Bewußtsein 

• Atmung 

• Kreislauf 

nicht erweckbar, bewegungslos 

Bewußtlos 

keine sicht- und fühlbaren 
Atembewegungen, 
kein hörbares Atemgeräusch 

Atemstillstand 

an beiden Seiten des Halses 
kein Puls feststellbar 

Kreislaufstillstand 

Achtung: 
Alle Anzeichen müssen gleichzeitig vorhanden sein. 

Abbildung 1: Hen·Kreislauf·Stilistand. Erkennen (7) 

Ergebnisse der Überprüfung 
des Ausbildungserfolgs 

Die Teilnehmer absolvierten im Anschluß an 
den Lehrgang sowohl eine theoretische als 
auch eine praktische Prüfung, die nach 6, 12, 
24 oder 36 Monaten wiederholt werden soll, 
um den Ausbildungserfolg und die Behal­
tensleistung zu überprüfen. Gleichzeitig be­
urteilten die Teilnehmer die von ihnen be­
suchten Lehrgänge an hand eines standardi­
sierten Fragebogens. Diese Beurteilung 
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zeigt, daß die Neukonzeption der Erste-Hilfe­
Lehrgänge als durchaus erfolgreich angese­
hen werden kann. So geben von den Lehr­
gangsteilnehmern an 
92 % Stoffumfang angemessen, 
95 % Inhalte gut gegliedert, 
78 % zur Verfügung stehende Zeit ausrei­

chend (22 % zu wenig Zeit), 
98 % praktische Maßnahmen ausreichend 

bzw. intensiv, 
89 % Beteiligung am Unterricht oft möglich, 
87 % Verhältnis Theorie zu Praxis ausge­

wogen, 

69 % Verwendung von Hilfsmitteln gut (31 
% notwendig). 

Zusammenfassend bleibt festzustellen, 
daß die Teilnehmer die Lehrgänge insgesamt 
überaus positiv bewerten. 

Der theoretische Test 

Der theoretische Test überprüft an hand 
eines standardisierten Fragebogens, der ein 
Flußdiagramm zur HLW enthält, inwieweit die 



Leminhalte von den Teilnehmern erfaßt und 
behalten wurden. Insgesamt können in der 
theoretischen Prüfung 44 Punkte erreicht 
werden. 

Das Gesamtergebnis der theoretischen 
Prüfung stellt sich überaus positiv dar. Mehr 
als die Hälfte der Teilnehmer (54 %) erreicht 
37 und mehr Punkte in der theoretischen 
Prüfung, d. h., ihr Anteil an richtigen Antwor­
ten liegt über 84 %. Unter 50 % richtiger 
Antworten (22 Punkte) liegen nur 1,5 % der 
Teilnehmer. 

Im Durchschnitt erreichen die Lehrgangs­
teilnehmer 36 Punkte; die Standardabwei­
chung beträgt +/- 5,6 Punkte. Dies bedeu­
tet, daß die Teilnehmer durchschnittlich 82 
% der Fragen richtig beantworten. Von be­
sonderem Interesse sind die Ergebnisse der 
die HLW betreffenden Fragen (wie z. B. Herz­
Kreislauf-Stillstand, Druckpunkt und Auffin­
den einer Person). 

So kommt der Frage "Herz-Kreislauf-Still­
stand" eine zentrale Bedeutung zu. Denn die 
wichtigste Voraussetzung vor Durchführung 
einer HLW ist eine sichere Diagnose eines 
Herz-Kreislauf-Stillstandes. Anhand des 
nachfolgenden Schemas soll den Lehrgangs­
teilnehmer das Erkennen eines Herz-Kreis­
lauf-Stillstandes einprägsam vermittelt 
werden. 

Werden die Erkennungsmerkmale des 
Herz-Kreislauf-Stillstandes im Rahmen des 
theoretischen Tests überprüft, so zeigen die 
Ergebnisse - wie aus der Tabelle ersichtlich 
- daß die Lehrgangsteilnehmer über gute 
Kenntnisse verfügen. 

Erkennungsmerkmale 
des Herz-Kreislauf-Stillstands 

Erkennungs- Anzahl der 
merkmal Teilnehmer 

Kein Puls 948 
Keine Atem- 902 
bewegungen 
Nicht an- 845 
sprechbar 
Keine Atem- 870 
geräusche 

Prozent der 
Teilnehmer 
(N = 985) 

96,2 % 
91,6 % 

85,8 % 

88,3 % 

Die einzelnen Erkennungsmerkmale des 
Herz-Kreislauf-Stillstands sind mithin jeweils 
weit über 80 % der Teilnehmer des Lehr­
gangs bekannt. 725 Lehrgangsteilnehmer 
(73,6 %) können alle vier Erkennungsmerk­
male korrekt benennen, weitere 187 (19 %) 
kennen drei Erkennungsmerkmale und 43 
(4,4 %) zwei Erkennungsmerkmale, weitere 
18 (1,8 %) nur ein Merkmal. Gänzliche 
Unkenntnis beweisen nur 12 (1,2 %) der 
Teilnehmer, die keines der Merkmale für den 
Herz-Kreislauf-Stillstand benennen können. 
Dies zeigt, daß zumindest auf der theoreti­
schen Ebene recht gute Voraussetzungen für 

ansprechen/anfassen 

2 X Atemspende 

Pulskontrolle 
Hals 

Atemkontrolle 

vorhanden 

stabile 
Seitenlage 

staendige Kontrolle 
von 

, Bewusstsein 
, Atmung 
, Kreislauf 

Abbildung 2: Flußdiagramm "Auffinden einer Person" (die Prozentzahlen geben jeweils den Anteil der 
lehrgangsteilnehmer an, die die entsprechende Maßnahme richtig zuordneten, bezogen auf N = 985 
Probanden). 

eine adäquate Diagnose des Herz-Kreislauf­
Stillstands vorliegen. 

Ähnliches gilt auch für die unterschiedli­
chen Gefahren, die von einem falsch ange­
setzten Druckpunkt bei der äußeren Herz­
massage ausgehen. Von den drei vorgegebe­
nen möglichen Fehlern (Druckpunkt zu tief 
angesetzt, seitlich des Brustbeins angesetzt, 
zu hoch angesetzt) können die entsprechen­
de Schädigung zuordnen: 
- keine Schädigung 49 Teilnehmer (5 %) 
- eine Schädigung 115 Teilnehmer (12 %) 
- zwei Schädigungen 39 Teilnehmer (4 %) 
- alle drei Schädigungen 768 Teilnehmer 

(79 %) 
14 Teilnehmer beantworten diese Frage 

nicht. 
Das Flußdiagramm "Auffinden einer Per­

son" (vgl. Abbildung 2) dient der Überprüfung 
des Wissens bezüglich des richtigen Verhal­
tens der Lehrgangsteilnehmer vom Auffinden 
einer Person am Notfallort - je nach Bewußt­
seinslage und Zustand dieser Person - bis 
hin zur HLW. Die neun verschiedenen Maß­
nahmen müssen den einzelnen Schritten im 

Flußdiagramm von den Teilnehmern entspre­
chend zugeordnet werden. 

Neben dem allgemein positiven Ergebnis 
- jeweils weit über 50 % der Teilnehmer 
können die einzelnen Maßnahmen entspre­
chend zuordnen - zeigen sich jedoch einige 
Defizite im Bereich der HLW. So führen nur 
57 % die Pulskontrolle am Hals zum entspre­
chenden Zeitpunkt durch, ebenso wie nur 58 
% die Atemspende an der richtigen Stelle 
fortsetzen. Gleichzeitig gilt zu berücksichti­
gen, daß das Flußdiagramm in dieser Form 
den Teilnehmern bekannt war, da es in Form 
einer Folie als Unterrichtsmittel dient. 

Die maximal erreichbare Anzahl von 9 
Punkten erreichen 366 Lehrgangsteilneh­
mer, das sind 37 %. 

Auch der Anteil derjenigen, die weniger als 
die Hälfte der möglichen Punktzahl erzielen, 
liegt mit nur 18 % sehr niedrig. Nur 1 ,6 % der 
Lehrgangsteilnehmer können überhaupt kei­
nen der Schritte richtig zuordnen. Interessant 
ist, daß annähernd gleich viele Teilnehmer 
Geweils etwa 13 %) 5, 6 und 7 Punkte 
erreichen. Dieses Ergebnis kann als äußerst 
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positiv bewertet werden, da das theoretische 
Wissen um ein sehr komplexes Ablaufsche­
ma bis hin zur HLW erfragt und zu einem 
hohen Anteil auch richtig ausgeführt wurde. 

Somit zeigt sieh, daß Erste-Hilfe-Kurse mit 
integrierter HLW die Teilnehmer inhaltlich 
nicht überfordern und diese die vermittelten 
Lehrinhalte zumindest theoretisch nach Ab­
schluß des Lehrgangs größtenteils beherr­
schen. 

Der praktische Test 

Der praktische Test dient der Überprüfung 
der Fertigkeiten der Lehrgangsteilnehmer in 
Erster Hilfe - einschließlich der Maßnahmen 
der HLW - sowie ihrer Fähigkeit, ihre in den 
Kursen erworbenen Kenntnisse praktisch 
umzusetzen. Insgesamt sind 5 in bis zu 20 
Unterabschnitte gegliederte Aufgaben zu be­
wältigen, die von den jeweiligen Prüfern auf 
ihre Korrektheit hin bewertet werden. Maxi­
mal können 79 Punkte erreicht werden, 
dieses Ergebnis erzielen 6,8 % der Teilneh­
mer; nur 0,3 % der Teilnehmer erreichen 
keinen Punkt. Auch der Anteil der Lehrgangs­
teilnehmer, die weniger als 50 % der mögli­
chen Punkte (unter 39 Punkte) erreichen, 
beträgt nur 1,3 %. Hingegen liegt der Anteil 
derjenigen, die über 90 % der Aufgaben 
richtig lösen über 50 %. 

Die durchschnittlich erreichte Punktzahl 
ist mit 71 Punkten, das sind nahezu 90 % 
richtige Antworten, erstaunlich hoch und die 
mittlere Abweichung von +/- 8,4 Punkten 
recht niedrig. 

Die Aufgabe mit dem Thema ,Maßnahmen 
bei einem Herz-Kreislauf-Stillstand" über­
prüft die Kenntnisse und Fertigkeiten der 
Teilnehmer in HLW. Wie das Gesamtergeb­
nis, kann auch das Ergebnis dieser Aufgabe 
als äußerst positiv bezeichnet werden. Nahe­
zu die Hälfte der Lehrgangsteilnehmer (49 %) 
erreicht hier die maximale Punktzahl von 15; 
weitere 26 % machen nur einen Fehler im 
gesamten Handlungsablauf. Der Anteil derje­
nigen, die weniger als die Hälfte der Maßnah­
men korrekt durchführen (unter 7 Punkten) 
erweist sich mit 1 ,3 % als erstaunlich niedrig. 

Die Ergebnisse der Aufgabe ,Maßnahmen 
bei Atemstillstand" , bei der die Teilnehmer 
ihre Kenntnisse und Fertigkeiten sowie den 
korrekten Handlungsablauf an einer reglos 
auf dem Rücken liegenden Person (Phantom) 
demonstrieren müssen, deuten auf positive 
Auswirkungen der Integration der HLW hin. 
So konnten 582 (63 %) der Teilnehmer diese 
Aufgabe völlig fehlerfrei bewältigen (maximal 
13 Punkte). 

Von allen Aufgaben erreicht diese das 
beste Ergebnis; knapp 87 % der Lehrgangs­
teilnehmer erreichen hier über 90 % der 
möglichen Punkte. Unter 50 % richtige Ant­
worten liegen nur 1,7 %. Hier deutet sich 
zudem an, daß durch Einführung der HLW in 
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die Erste-Hilfe-Lehrgänge auch die Maßnah­
men bei Atemstillstand, wie z. B. die Beat­
mungstechnik, Kopf überstrecken etc., be­
sonders eingehend geübt und somit von den 
Teilnehmern nachfolgend auch beherrscht 
werden. 

Insgesamt kann somit das Ergebnis der 
praktischen Prüfung - besonders unter Be­
rücksichtigung der Integration der HLW - als 
äußerst positiv betrachtet werden . 

Gesamtergebnis aus 
theoretischem und 
praktischem Test 

Entsprechend den bereits diskutierten 
Einzeiergebnissen sowohl der theeretischen 
als auch der praktischen Prüfung, erweisen 
sich auch die Ergebnisse beider Prüfungen 
insgesamt als äußerst positiv. Nahezu alle 
Lehrgangsteilnehmer (95 %) erreichen mehr 
als 50 % richtige Antworten insgesamt. Aller­
dings lösen nur sehr wenige Teilnehmer (8, 
das sind 0,9 %) sowohl in der theoretischen 
als auch in der praktischen Prüfung alle 
Aufgaben richtig. Gleichzeitig zeigt die Über­
prüfung des Zusammenhangs, daß ein posi­
tives Ergebnis in der theoretischen Prüfung 
nicht zwingend mit einem positiven Ergebnis 
in der praktischen Prüfung einhergehen muß, 
gleiches gilt natü~ich für den Umkehrfall. 
Allerdings spiegelt sich auch im Gesamter­
gebnis der insgesamt sehr positive Erfolg der 
neuen Erste-Hilfe-Lehrgänge wider, da auch 
hier 50 % der Teilnehmer eine Fehlerrate von 
unter 12 % aufweisen. Durchschnittlich er­
reichten die Teilnehmer 86 % der möglichen 
Punktzahl. 

SChlußbetrachtung 

Sowohl die theoretische und die prakti­
sche Prüfung als auch das Gesamtergebnis 
zeigen, daß der Erfolg der neuen Konzeption 
der Ausbildungsunte~age, einschließlich der 
Integration der HLW, durchaus positiv zu 
bewerten ist, da die Teilnehmer stets weit 
über 80 % der ihnen gestellten Aufgaben 
richtig lösen. Gleichzeitig finden die Lehrgän­
ge bei den Teilnehmern großen Anklang. Dies 
gilt sowohl für den Inhalt der Lehrgänge 
selbst, hier insbesondere auch für die ver­
stärkte Einbeziehung praktischer Übungen, 
als auch für die didaktische Gestaltung sowie 
für die im Unterricht verwendeten Lehr- und 
H I~smittel. Ebenso scheint die Einbeziehung 
der HLW in die Lehrgänge keine besonderen 
Schwierigkeiten aufzuwerfen. 

Somit kann die neue Konzeption der Lehr­
gänge nach dem aktualisierten Leitfaden, 
auch hinsichtlich der Akzeptanz durch die 
Teilnehmer, nach den bisher vorliegenden 

Erkenntnissen als durchaus erfolgreich be­
zeichnet werden. Eine endgültige Aussage 
wird jedoch erst nach Abschluß des wissen­
schaftlichen Begleitprojekts (Tests nach 6, 
12, 24 und 36 Monaten) und Vorliegen des 
Abschlußberichts möglich sein . 
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Schnell-Einsatz-Gruppen (SEG) im Deutschen Roten Kreuz 

Ein Weg zu mehr Hilfe 
bei Großunfallen 

QualifIZierter Einsatz unterhalb der Katastrophenschwelle 
Zwei Organisationsformen nebeneinander 

Schon auf dem 5. Rettungskongreß 1982 
in Bremen wurden erstmals zum Thema 
"Massenanfall von Verletzten" konkrete For­
derungen zur Verbesserung der medizini­
schen Versorgung von Betroffenen durch den 
Rettungsdienst mit Unterstützung des Sani­
tätsdienstes erhoben. 

Beim Rettungskongreß 1986 in Nürnberg 
bildete das Thema "Massenanfall von Ver­
letzten" erneut einen Schwerpunkt. In der 
Folge wurde das Thema mit Vertretern der 
DRK-Landesverbände in einer Arbeitsgruppe 
in den Jahren 1987/88 im Verfolg der Ergeb­
nisse des 6. Rettungskongresses eingehend 
beraten und den zuständigen Fachausschüs­
sen eine "Rahmenempfehlung Massenanfall 
von Verletzten" zur Verabschiedung vorge­
legt. 

Die Rahmenempfehlung wurde vom DRK­
Präsidium und DRK-Präsidialrat einstimmig 
verabschiedet. 

In einer Sondertagung "Schnell-Einsatz­
Gruppen" (SEG) am 24./25. 11. 88 in Bonn 
wurden aufbauend auf den in vielen Kreisver­
bänden bereits bestehenden (u. a. wurden 
Schnelleinsatzgruppen aus den Kreisverbän­
den Bühl, Dortmund und Saarlouis praktisch 
vorgestellt) Organisationsformen für SEG, 
weitere Hilfestellungen auf der Grundlage der 
Rahmenempfehlung erarbeitet. 

Die vorgelegten Empfehlungen wurden 
danach erarbeitet und im Landesverband 
Westfalen-Lippe abgestimmt. Sie wurden in 
vier Fortbildungsseminaren "Leitender Not­
arzt" vorgestellt und fanden bei den Notfall­
medizinern einhellige fachliche Zustimmung. 
Des weiteren wurden die Empfehlungen ge­
meinsam mit einer Vielzahl von Ärzten und 
Führungskräften im DRK-Landesverband 
Westfalen-Lippe auf ihre Umsetzbarkeit hin 
überprüft. 

Autstellungsrichtlinien 
tür SEG 

In den Satzungen aller Verbandsstufen des 
DRK ist die Verpflichtung zur Hilfeleistung bei 
Notfällen festgeschrieben. Für den Bereich 

des Rettungsdienstes und den Katastrophen­
fall bestehen sowohl die gesetzlichen als 
auch die organisatorischen Rahmenbedin­
gungen. Neben dem rettungsdienstlichen 
Notfall einerseits und dem durch den Haupt­
verwaltungsbeamten auszulösenden Kata­
strophenalarm andererseits, sind eine Viel­
zahl von Schadensereignissen nicht nur 
denkbar, sondern in der Vergangenheit häu­
fig vorgekommen, in welchen der Rettungs­
dienst überfordert, die Katastrophenschwelle 
aber nicht erreicht war. Die Organisations­
strukturen des DRK ließen in solchen Fällen 
den Einsatz von Reservekräften aus dem 
Potential des Roten Kreuzes (z. B. wegen 
unzureichend schneller Alarmierungsmög­
lichkeiten) oft nicht zu . 

Es ist daher dringender Handlungsbedarf 
zur Entwicklung eines Instrumentariums für 
eine effektive Hilfeleistung bei Schadenser­
eignissen, bei denen die Regelversorgung 
des Rettungsdienstes an ihre Grenzen stößt, 
vorhanden. Unabhängig von den vom Ge­
setzgeber für diesen Fall noch zu schaffen­
den gesetzlichen Grundlagen sind alle Ver­
bandsstufen aufgefordert, die vorhandene 
Versorgungslücke mit ihren Möglichkeiten zu 
füllen. 

Es ist die Reorganisation des im DRK 
bereits vorhandenen Materials und Personals 
in der Form notwendig, die es den in diesen 
Situationen Verantwortlichen und den Einsatz 
abwickelnden Stellen (Rettungsleitstelle) er­
möglicht, auf das Potential des Roten Kreu­
zes schnellstens zurückzugreifen . 

Es ist abzusehen, daß es in Zukunft zwei 
Organisationsformen von Schnelle in satz­
gruppen nebeneinander geben wird : 

a) SChnelleinsatzgruppen Rettungsdienst 
Diese dienen vorrangig in Ballungsräumen 

der Verstärkung des Rettungsdienstes und 
seiner Aufgabe. Eine Mitarbeit von Helferin­
nen und Helfern des DRK ist dort möglich, wo 
das DRK am Rettungsdienst beteiligt, zumin­
destens eine größere Anzahl über eine Ret­
tungsdienstausbildung verfügt (Beispiel: 
SEG-Dortmund). Zu Fragen der Aufstellung 
und Ausstattung wird an dieser Stelle auf 
bekannte Darstellungen verwiesen. 

b) DRK-Schnelleinsatzgruppen 
Großschadensereignisse der Vergangen­

heit haben gezeigt, daß große Bereiche der 
Versorgung von Betroffenen, vor allem in der 
Anfangsphase, nicht ausreichend abgedeckt 
waren. So besteht im allgemeinen der Ge­
samtanteil der Betroffenen nur zu einem 
relativ geringen Prozentsatz aus Schwerver­
letzten. Der weitaus größere Teil der Betrof­
fenen ist leicht-, mittel- oder gar unverletzt. 
Die vorrangige Hilfeleistung durch Rettungs­
dienst und Feuerwehr richtet sich jedoch an 
die Schwerverletzten. Weiterhin besteht ein 
erheblicher Engpaß an Personal, Tragen, 
Decken, Verbandstoffen und Infusionen. Die­
se derzeit nicht unerhebliche Versorgungs­
lücke ist durch den Einsatz von SEG's wir­
kungsvoll zu schließen. 

Materialausstattung 

Fahrzeuge/Gerät 
- 1 Mannschaftstransportwagen (Anhänger­
kupplung, Sondersignal) + 1 Materialanhän­
ger (K-Anhänger) 
oder 
- 1 Arztlruppkrankenwagen (KatS) 
- 1 Funkgerät (4 m) 
- 2 Funkgeräte (2 m) 
- 1 Bürokasten (Registriermaterial, Karten-
material, usw.) 
- 1 Feuerlöscher (PG 6) 

- ggf. 1 SG 20 

Persönliche Ausstattung 
- 8 Funkmeldeempfänger 
- 8 Einsatzanzüge 
- 8 Parka 
- 8 Schutzhelme 
- 8 Paar Lederstiefel 
- 8 Paar Schutzhandschuhe 
- 8 Warnwesten DIN (Überwurf, mit RK-
Symbol) 

Ausstattung Rettung 
- 4 Rettungsleinen 
- 1 DRK-Werkzeugkasten 
- 1 DRK-Beleuchtungskasten 
- 2 Flutlichtstrahler (1000 W) 
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- 2 Beleuchtungsstative 
- 1 Notstromaggregat oder 
- 2 Batteriekästen 
- 2 Kabeltrommein (50 m) 
- 20 Krankentragen (DIN 13024) 
- 20 Infusionsstative 
- 2 Rettungstücher 

Sanitätsmaterial 
- 1 Sanitätskasten (K 50) 
- 1 Kasten Verbandstoffe für Verbrennungen 
- 1 Verbandstoff-Vorratskasten 
- 1 Kasten mit 20 .Erste-Hilfe Packs" 
bestehend aus: 
• 1 Dreiecktuch 
• 2 Verbandpäckchen M 
• 5 Wundauflagen 
• 1 .Rettungsdecke" 
• 1 Infusionslösung 500 ml (Ringerlactat) 
• 1 Infusionsbesteck 
• 2 Kanülen (mind. 1 x großvolumig) 
• 3 Pflasterstreifen 
- 2 AMBU-Taschen Ge 1 x Beatmungsbeutel, 
Absaugpumpe und Zubehör) 
- 2 Sauerstoffgeräte (z. B. MEDUMAT-Uni­
versal TG) oder 2 Sauerstoffbehandlungsge­
räte-KatS 
- 2 (Sätze) Luftkammernschienen 
- 2 Vakuummatratzen 
- 40 Wolldecken 
- 5 Blutdruckmeßgeräte mit Stetoskop 

Voraussetzung zur Schaffung 
von SChnelleinsatzgruppen 

Einsatzsituationen 
Die Schnelleinsatzgruppen werden bei al­

len Schadensereignissen innerhalb des Ein-

satzbereiches alarmiert, bei denen die Zahl 
der Betroffenen die Regelversorgung des 
Rettungsdienstes übersteigt oder das gemel­
dete Schadensereignis dies erwarten läßt. 
Die Alarmierung und Anforderung erfolgt 
über die örtliche Leitstelle. 

Ein Einsatz der SEG ist aber auch möglich, 
wenn der örtliche DRK-Verband (KV, OV oder 
Bereitschaft) für eigene Zwecke schnell über 
Einsatzkräfte verfügen möchte. 

AufgabensteIlung 
Die wahrzunehmenden Aufgaben richten 

sich nach der Notwendigkeit der vorgefunde­
nen Situation an der UnfallsteIle. Im allgemei­
nen werden die SEG in der Anfangsphase den 
Rettungsdienst unterstützen und soweit not­
wendig bei der Erstversorgung von Verletzten 
auf Weisung des LNA mitwirken. 

Im weiteren werden leicht- und unverletz­
te Betroffene versorgt und somit Rettungs­
dienst und Feuerwehr entlastet. Die Hilfelei­
stung erstreckt sich bis zu Maßnahmen, die 
unter dem Begriff "Unfallfolgedienst" be­
kannt sind. 

Im Einsatz sind die SEG dem .Organisato­
rischen Leiter" sowie dem "Leitenden Not­
arzt" (LNA) unterstellt. 

Alarmierung 
Der Einsatz von Schnelleinsatzgruppen ist 

nur möglich, wenn die Alarmlerung durch die 
Stelle erfolgt, die bei entsprechenden Scha­
densereignissen die Leitung der Schadens­
abwicklung hat. Dies ist die Rettungsleitstel­
le. Wegen des in solchen Situationen auftre­
tenden Arbeitsanfalls in der Leitstelle kommt 
eine Alarmierung über Telefon nicht in Frage. 
Die Alarmierung der Schnellelnsatzgruppen 
sowie der Alarmspitze des Kreisverbandes 

Aufbau einer SEG-Ausstattu"g ."'äßlich des Weltrotl<reuztage 1990 '" Saart>riH:ken. 
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hat über Funkmeldeempfänger zu erfolgen. 
Die Einsatzbereitschaft ist in höchstens 20 
Minuten sicherzustellen. Eine Alarmierung 
der SEG sollte im Bedarfsfall auch durch das 
DRK möglich sein. 

Anzahl und Stärke 
Die Zahl der aufzustellenden SEG riChtet 

sich nach den örtlichen finanziellen, mate­
riellen und personellen Möglichkeiten. Anzu­
streben ist jeweils mindestens eine SEG pro 
örtliche Rettungswache, dies ist schon we­
gen der geforderten kurzen Einsatzzeit zu 
fordern. 

Die Personalstärke sollte der einer Gruppe 
(ca. 8 Personen) entsprechen. 

Personal 
Die Mitwirkung in Schnelleinsatzgruppen 

ist, entsprechende Qualifikation vorausge­
setzt, allen Helferinnen und Helfern im DRK 
möglich. Wegen der vorgegebenen Einsatz­
zeit (20 Min.) ist jedoch ständige Erreichbar­
keit und somit Wohnsitz und Arbeitsplatz in 
räumlicher Nähe zur Bereitschaftsunterkunft 
nötig. 

Die Mitwirkung in Schnelleinsatzgruppen 
ist auch Helferinnen und Helfern möglich, die 
bereits zum Personal von Einheiten des Kata­
strophenschutzes gehören, da ja die SEG 
jeweils aus der unmittelbaren Umgebung der 
UnfallsteIle eingesetzt werden . Sollte ein 
Schadenereignis zum Katastrophenfall wer­
den, müßten KatS-Einheiten ohnehin aus 
Nachbarbereichen eingesetzt werden. 

Die Mitwirkung von Ärzten in Schnellein­
satzgruppen ist grundsätzlich wünschens­
wert. 



Ausbildung 
Für Helferinnen und Helfer, die in Schnell­

einsatzgruppen eingesetzt werden, ist die 
derzeit gültige Sanitätsdienstausbildung zu 
fordern. Nach vollzogener Umgestaltung der 
Sanitätsausbildung sind die Blöcke A und B 
als Voraussetzung vorgesehen . Für Mitglie­
der anderer Fachdienste gilt dies gleicher­
maßen. Eine Ausbildung im Rettungsdienst 
ist wünschenswert. 

Führungskräfte haben eine abgeschlosse­
ne UnterfÜhrerausbildung sowie den Führer­
lehrgang I nachzuweisen. Fragen, die den 
Einsatz von Schnelleinsatzgruppen betreffen, 
werden in Zukunft Bestandteil der Ausbil­
dung sein. 

Ausstattung 
Die Ausstattung von Schnelleinsatzgrup­

pen wird in Form einer Mindestausstattung 
vorgeschrieben. Die Ausrüstung orientiert 
sich an den zu erwartenden fachlichen Auf­
gaben und ist weitestgehend in den Bereit­
schaften bereits vorhanden. Notwendige Ma­
terialergänzungen sind ggf. vorzunehmen. 

Weitergehende Ausstattungen sind mög­
lich. Die Anschaffung von FunkmeIdeemp­
fängern für jedes SEG-Mitglied ist zur Siche­
rung der Alarmierung im vorgeschriebenen 
Zeitrahmen unerläßlich. 

Kosten 
a) Anfangskosten 

Da es bei der Aufstellung von Schnellein­
satzgruppen nicht urn die Schaffung völlig 
neuer Einheiten, sondern um eine durch 
Reorganisation von bereits vorhandenen 
Fahrzeugen, Ausstattungen und ausgebilde­
tem Personal in eine zeitgemäße Organisa­
tionsform geht, sind erhebliche Kosten nicht 
zu erwarten. In den meisten Fällen wird sich 

die Investition auf die Anschaffung von Funk­
meldeempfängern beschränken. Diese ist 
jedoch unumgänglich. 

Ein Kostenträger für umfangreiche Neuan­
schaffungen wird sich, auch wenn derzeit die 
Notwendigkeit zur Schaffung von SEG allge­
mein anerkannt ist, nicht immer finden, so 
daß der jeweilige DRK-Kreisverband/Ortsver­
ein diese Kosten übernehmen muß. (Vieler­
orts übernimmt der Träger des Rettungsdien­
stes einen Teil der Anschaffungskosten für 
die Funkmeldeempfänger.) 
b) Laufende Kosten 

Einsätze von Schnelleinsatzgruppen, die 
sich aus der Alarmierung über die örtliche 
Leitstelle ergeben, werden in der Regel nach 
dem Verursacherprinzip vergleichbar denen 
der anderen eingesetzten Kräfte abgerech­
net. Verhandlungen mit den örtlichen Behör­
den (HVB) zur Frage der evtl. Kostenübernah­
me oder Abrechnung mit Dritten sind ratsam. 
Der Kreisverband regelt die Fragen eines 
Einsatzes während der Arbeitszeit mit den 
Arbeitgebern der Mitglieder der SEG. 
Führung und Einsatz 

Die Leitung von Einsätzen unterhalb der 
Katastrophenschwelle hat die Leitstelle. Auf 
ihre Veranlassung wird ein Organisatorischer 
Leiter an der Einsatzstelle bestimmt und der 
Leitende Notarzt alarmiert. Bis zu dessen 
Eintreffen an der Schadensstelle übernimmt 
der jeweils als erster eintreffende Führer 
bzw. Notarzt diese Funktion. Alle eintreffen­
den Hilfskräfte sind ihnen unterstellt. 

Die an der Einsatzstelle eintreffende SEG 
ist dem Organisatorischen Le~er unterstellt, 
mit ihm arbeitet der Führer der SEG zusam­
men. Der Leitende Notarzt ist med. -fachli­
cher Leiter des Einsatzes, er ist in allen 
medizinischen Fragen wie z. B. Behand­
lungspriorität, Transportreihenfolge, Zielkli-

Eine DRK-Schnelleinsatzgruppe demonstriert den Einsatz bei einem Massenanfall von Verletzten. 
(Fotos: Hohmann) 

niken usw. den Notärzten, aber auch allen 
anderen Einsatzkräften gegenüber wei­
sungsbefugt. Der Organisatorische Leiter, 
der Leitende Notarzt und die Führer der 
SEG's arbeiten an der Einsatzstelle zu­
sammen. 

Beim Einsatz einer oder mehrerer SEG's 
eines Kreisverbandes sollte ein Mitglied der 
Kreisbereitschaftsführung oder ein von ihr 
beauftragter Führer die Kreisgeschäftsstelle 
besetzten, um bei Bedarf den weiteren Ein­
satz von DRK-Kräften sicherzustellen. Bei 
größeren Schadensereignissen ist die DRK­
Leitungsgruppe zu alarmieren. Oie Beset­
zung der Kreisgeschäftsstelle ist der LeitsteI­
le mitzuteilen. 

SEG-Einsätze auf Veranlassung des DRK­
Kreisverbandes 

Es sind Ereignisse oder Situationen denk­
bar, in denen eine Alarmierung der SEG durch 
die Leitstelle unterbleibt, weil z. B. die Not­
wendigkeit nicht erkannt wird. Der DRK­
Kreisverband kann in solchen Fällen auf­
grund seines satzungsgemäßen Auftrages 
tätig werden. Die schnelle Alarmierungsmög­
lichkeit und Verfügbarkeit einer Helfergruppe 
ermöglicht es der Kreisbereitschaftsführung, 
in solchen Fällen auch selbständig die SEG 
einzusetzen (Auflösen der FunkmeIdeemp­
fänger). 

Schlußbemerkung 
Mit der Schaffung von Schnelleinsatz­

gruppen kommt das Rote Kreuz in zeitgemä­
ßer Weise seinen satzungsgemäßen, ur­
sprünglichen Auftrag nach, allen in Not gera­
tenen Menschen uneigennützig zu helfen. 
Die veränderten Bedingungen im Bereich des 
Rettungswesens und die immer weiter hin­
ausgeschobene Katastrophenschwelle ver­
hindern gegenwärtig weitestgehend den Ein­
satz von Helferinnen und Helfern des DRK bei 
Schadensereignissen unterhalb der Kata­
strophenschwelle. Auch die Erwartungen der 
Bevölkerung an das DRK als größte Hilfsorga­
nisation machen es notwendig, daß das DRK 
von sich aus die erforderlichen Vorausset­
zungen schafft, um auch unterhalb der Kata­
strophenschwelle tätig zu werden. 

Die Mitwirkung in Schnelleinsatzgruppen 
und die Aussicht auf mögliche Einsatzaufga­
ben hätte nicht nur motivierende Wirkung auf 
die Helfer, sondern würde auch zu mehr 
Einsatzerfahrung führen. 

Allen Verbandsstufen wird empfohlen, auf 
ihrer Ebene schnellstmöglich die Bildung von 
Schnelleinsatzgruppen vorzunehmen und 
mit den zuständigen Behörden die notwendi­
gen Gespräche zwecks Integration der SEG in 
die Vorsorgepläne und Alarmierungssysteme 
für Großunfälle zu führen. 

Der DRK-Landesverband steht dabei un­
terstützend und beratend zur Verfügung. 

Nachdruck aus . Idee + Tat-, Mrtteilungsblatt des ORK­
Landesverbandes Westfalen-lippe e. V .• mit freundlicher 
Genehmigung der Redaktion. 
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Bundesärztekammer 
legt Tätigkeitsbericht '90 vor 

Verweigerung der ärztlichen Fortbildung in der NotfaUmedizin ist 
unverantwortlich - Kammer fordert mehr RettungsleitsteUen 

Wiederholt wurde seit vielen Jahren auf 
den Deutschen Ärztetagen gefordert, daß 
durch eine Fortbildung in Notfallmedizin, 
durch die Vermittlung katastrophenmedi­
zinischer Kenntnisse sowie durch die Er­
füllung ärztlicher Aufgaben im Zivil- und 
Katastrophenschutz dem ethischen Auf­
trag allumfassender ärztlicher Sorge für 
Menschen in medizinischer Notlage 
Rechnung getragen wird. Auf der Grund­
lage notfallmedizinischer Kenntnisse 
wurden dementsprechend auch 1990 von 
der Bundesärztekammer sowie den 
landesärztekammem vielfältige Fortbil­
dungsveranstaltungen für die Katastro­
phenmedizin angeboten. Die Notwendig­
keit einer derartigen Fortbildung in einer 
sich ständig weiterentwickelnden indu­
strialisierten Welt mit ihren vielfältigen 
Gefahren kann nach Meinung der Verant­
wortlichen nicht eindringlich genug be­
tont werden. 

"Das Eintreten sowohl für Frieden und 
Abrüstung als auch für VOrbereitungsmaß­
nahmen und Fortbildung in Notfall- und Kata­
strophenmedizin sowie für den gesundheitli­
chen Zivilschutz entspricht sowohl den Be· 
stimmungen der ärztlichen Berufsordnung 
als auch dem Gebot der Nächstenliebe", 
heißt es im Tätigkeitsbericht '90 der Bundes­
ärztekammer. Dabei muß die medizinische 
Versorgung in Not- und Katastrophenfällen in 
erster Linie darauf ausgerichtet sein, ein 
Maximum an Menschenleben zu retten und 
hierzu den Einsatz vorhandener Mittel und 
Kräfte so effizient wie möglich zu gestalten. 

Kritik an Triage 
zurückgewiesen 

Die Bundesärztekammer erklärt in diesem 
Zusammenhang ihren Einklang mit einer 
Studie der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO), laut welcher die grundlegenden Prin­
zipien des Katastrophenschutzes sowohl bei 
Natur- als auch bei Zivilisationskatastrophen 
die Triage (Sichtung der Verletz1en und Ein­
teilung in Dnnglichkeitskategorien für Trans-
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port und Behandlung), die Evakuierung sowie 
eine angemessene Erstversorgung sind. 

"Von Vertretern der deutschen Sektion der 
Internationalen Ärzte für die Verhütung des 
Atomkrieges (IPPNW) vorgetragene Argu­
mente, die Prinzipien der Sichtung seien mit 
dem ärztlichen Berufsethos deswegen un­
vereinbar, weil Kriterien der individualmedi­
zinischen Versorgung mißachtet und 
,Schwergeschädigte ohne Überlebenschan­
cen aussortiert' würden, haben vor den welt­
weit anerkannten Kriterien zur Bewältigung 
eines MassenanfallS von Verletz1en keinen 
Bestand", so der Bericht der Bundesärzte­
kammer. 

Verweigerung kostet 
Menschenleben 

Die Verweigerung von ärztlichen Fortbil­
dungs- und Vorbereitungsmaßnahmen auf 
Katastrophen, Unglücksfälle und letz1lich 
auch auf einen Verteidigungsfall würde nach 
Auffassung der Bundesärztekammer zu einer 
eindeutigen Verschlechterung der ärztlichen 
Versorgung der noHeidenden Bevölkerung 
führen. So ist man der Auffassung, daß beim 
Eintritt eines Not- oder Katastrophenfalles 
allein diese Verweigerung einer rechtzeitigen 
Vorbereitung den Tod vieler Menschen zur 
Folge haben wird, die sonst auch bei einge­
schränkten MögliChkeiten ärztlicher Hilfe 
hätten gerettet werden können, 

"Damit auch bei einem Mißverhältnis von 
Hilfebedürftigen und zur Hilfe Fähigen noch 
möglichst vielen möglichst wirksam gehOlfen 
werden kann, muß jeder Arzt die Prinzipien 
der Sichtung kennen und nötigenfalls an­
wenden können", verleihen die Fachleute der 
Bundesärztekammer ihrer Forderung nach 
intensiver Vorbereitung Nachdruck. 

So ist ihrer Meinung nach die Einstufung in 
die Dringlichkeitskategorien die wichtigste 
Voraussetzung zur Bewältigung eines Mas­
senanfalls von Verletz1en oder Kranken, da 
von ihr als entscheidendem medizinischen 
Element das weitere SChicksal der Verletz1en 
beziehungsweise Kranken abhängt. Das 
Prinzip der Sichtung wird immer dann zur 
Anwendung kommen müssen, wenn ein 
krasses Qualitatives wie Quantitatives Miß-

verhältnis zwischen dem Hilfebedürfnis vie­
ler Menschen und verfügbaren personellen 
Kräften sowie materiellen Hilfsmitteln be­
steht und unverhältnismäßig aufwendige 
Diagnose- und Therapiemaßnahmen nicht 
durchgeführt werden können. 

Ziel der Sichtung ist es, mit den zur 
Verfügung stehenden beschränkten Mitteln 
möglichst viele Notlallpatienten bzw. Verletz­
te mit Überlebenschancen zu behandeln, 
durch Herstellen der Transportfähigkeil einer 
zweckmäßigen Behandlung zuzuführen und 
bei den SChwerstgeschädigten durch Pallia­
tivmaßnahmen Leid zu lindem. 

"Sichtung bedeutet auch Setzung von 
Prioritäten unter Zeitdruck bei improvisierten 
Verhältnissen" , heißt es in dem über 650 
Seiten starken Bericht der Bundesärzte­
kammer. 

Übereinklang mit 
Katastrophenschutz­
ergänzungsgesetz 

Diesen Überlegungen folgend, stellte die 
Bundesärztekammer ihre Position bei den 
im Jahre 1988 begonnenen Beratungen 
zum Katastrophenschutzergänzungsgesetz 
(KatSErgG) dar, das am 1. Februar 1990 in 
Kraft trat. Der Referentenentwurf des Geset­
zes wurde bei zwei Anhörungen im Bundes­
ministerium des Innem und im Bundestag 
unter Mitwirkung von Vertretern der Bundes­
ärztekammer eingehend beraten. Einige 
landesärztekammem faßten ablehnende 
Beschlüsse zum Gesetzentwurf, während 
andere Landesärztekammern die Notwen­
digkeit des Gesetzentwurfes bejahten und 
hierin eine "mit den Grundsätzen Deutscher 
Ärztetage in Übereinklang stehende Vorsorge 
für die gesundheitliche Versorgung der Zivil­
bevölkerung im Verteidigungsfall" sehen. 

Unverändert aktuelle Bedeutung haben 
Überlegungen, die den Ärztekammem und 
kassenärztlichen Vereinigungen gesetzlich 
übertragenen Aufgaben der ambulanten ärzt­
lichen Notfallversorgung besser zu koordi­
nieren. Die Musterberufsordnung der Deut­
schen Ärzte legt fest, daß für die Einrichtung 
und Durchführung des Notfalldienstes durch 



die Ärztekammern Richllinien zu erarbeiten 
sind, mit denen die organisatorischen Vor­
aussetzungen für die Teilnahme des nieder­
gelassenen Arztes am Notfalldienst geregelt 
werden. Diese Richtlinien wurden gemein­
sam mit den kassenärztlichen Vereinigungen 
aufgestellt, um die Einheitlichkeit der getrof­
fenen Regelungen sicherzustellen. 

Normungsbedarf im 
föderalistischen System 

Neben diesem Versorgungssystem wurde 
als öffentlich-rechtliche Aufgabe auf länder­
rechtlicher Grundlage bundesweit ein Ret­
tungsdienst eingerichtet. Seine primäre Auf­
gabe ist es, im Notfalllebensrettende Sofort­
maßnahmen am Notfallort durchzuführen, 
die Transportfähigkeit herzustellen, Patien­
ten unter Aufrechterhaltung der vitalen Funk­
tionen in eine geeignete Versorgungseinrich­
tung zu transportieren sowie kranke und 
verletzte Personen, die keine Notfallpatienten 
sind, unter sachgemäßer Betreuung zu be­
fördern. Dem föderalistischen System und 
der Zuständigkeit der Bundesländer entspre­
chend, entstanden hierbei länderunter­
schiedliche Organisationsformen für den 
Rettungsdienst. 

Als Beitrag zur Vereinheitlichung widmet 
sich das Deutsche Institut für Normung (DIN) 
verschiedenen Bereichen des Rettungswe­
sens. Als grundlegendes Regelwerk für die 
Vereinheitlichung der im Rettungsdienst ver­
wandten Begriffe wurde die DlN 13050 "Be­
griffe im Rettungswesen" eingeführt. An die­
sen Arbeiten waren Vertreter der Bundesärz­
tekammer beteiligt. 

"Gleichfalls wurde den durch die Bundes­
ärztekammer gegebenen Empfehlungen zur 
,Fortbildung zum Leitenden Notarzt' im 
Normwerk Rechnung getragen", so der Tä­
tigkeitsbericht. "Dies, indem der Begriff ,Lei­
tender Notarzt' in die DIN 13050 in einer den 
Empfehlungen der Bundesärztekammer ent­
sprechenden Begriffsdefinition aufgenom­
men worden ist." 

20000 Ärzte bildeten 
sich weiter 

Dem Engagement der Bundesärztekam­
mer in der Notfallmedizin entsprechend und 
um einer größtmöglichen Zahl von Ärzten 
eine Fortbildung in der Notfallmedizin zu 
ermöglichen, wurden auf Kongressen der 
Bundesärztekammer notfallmedizinische Se­
minare angeboten. Sie umfaßten auch den 
Erwerb von Teilen der theoretischen Fortbil­
dung zur Erlangung der "Fachkunde im Ret­
tungsdienst" . 

Nach der Empfehlung des Vorstandes der 
Bundesärztekammer vom 1. Januar 1984 zur 

Einführung des "Fachkundenachl\leises Ret­
tungsdienst" sind zahlreiche Landesärzte­
kammern dieser Empfehlung gefolgt, wobei 
sich auch im Berichtsjahr wieder einige 
Landesärztekammern zur Übernahme der 
Empfehlungen entschlossen haben. Landes­
ärztekammern, die den Empfehlungen zur 
Einführung des "Fachkundenachweises Ret­
tungsdienst" bislang nicht folgten, bieten 
eine den Empfehlungen entsprechende Fort­
bildung an. Durch eine große Zahl von Ärzten, 
die an den Fortbildungsveranstaltungen zum 
Erwerb der "Fachkunde Rettungsdienst" teil­
genommen haben - laut Bundesärztekam­
mer sind es inzwischen annähernd 20 000 
Ärzte - sind wesentliche Voraussetzungen 
geschaffen worden, die es den Trägern des 
Rettungsdienstes ermöglichen, für den Ein­
satz auf arztbesetzten Rettungsmitteln auf 
entsprechend fortgebildete Ärzte zurückgrei­
fen zu können. 

Mehr Rettungsleitstellen 
gefordert 

Ein weiterer Schwerpunkt der Bemühun­
gen um qualifizierte Hilfe in Notfallsituationen 
muß nach Meinung der Bundesärztekammer 
in der vermehrten Einrichtung gemeinsamer 
Rettungsleitstellen gesehen werden. Damit 
bei akut lebensbedrohlichen Zuständen zeit­
liche Verzögerungen vermieden werden kön­
nen, hat die Bundesärztekammer bei den 
zuständigen Bundesministerien die Schaf­
fung gemeinsamer Rettungsleitstellen mit 
bundeseinheitlicher Telefonnummer für den 
ärztlichen Notfalldienst und den Rettungs­
dienst gefordert. "Hierdurch kann die Versor­
gung von Notfallpatienten rascher und wirk­
samer ohne Zeitverluste durch Koordinierung 
beider Einrichtungen erfolgen. Durch eine 
Reduzierung der Fehleinsätze wäre es in 
diesem Bereich darüber hinaus möglich, ei­
nen Beitrag zur Kostendämpfung im Gesund­
heitswesen zu leisten", betonen die Verant­
wortlichen der Kammer. 

Weiter sieht die Bundesärztekammer in 
einem Zusammenwirken beider Einrichtun­
gen der gesundheitlichen Versorgung die 
Möglichkeit einer Effektivitätsverbesserung 
im Bereich der Notfallversorgung bei gleich­
zeitiger Kostenreduktion. Die Kammer fordert 
die verantwortlichen Ministerien auf Bundes­
und Länderebene auf, gemeinsam mit ärztli­
chen Vertretern Regelungsvorschläge zu er­
arbeiten, die sicherstellen, daß in allen Bun­
desländern die an der Versorgung von Not­
fallpatienten beteiligten Ärzte über gemein­
same Leitstellen vermittelt werden können. 
Dies unabhängig davon, ob sie aus dem 
"Rettungsdienst" oder dem "Ärztlichen Not­
fall dienst" gestellt werden. 

Auch die nach der Ausräumung grund­
sätzlicher Probleme bundesweit bestehende 
Möglichkeit der Zuteilung der einheitlichen 

Rufnummer 1-9292 für den Ärztlichen Notfall­
dienst sieht die Bundesärztekammer als ge­
eignet an, die Hilfsmöglichkeiten weiter zu 
optimieren. 

Absage an paramedizinische 
Berufsebene 

Durch die kontinuierliche Begleitung des 
Gesetzentwurfes zum Gesetz über den Beruf 
des Rettungsassistentenlder Rettungsassi­
stentin durch die Bundesärztekammer konn­
te nach eigenen Angaben verhindert werden, 
daß durch eine gesetzlich festgeschriebene 
Übertragung ärztlicher Aufgaben auf den 
Rettungsassistenten eine deutliche Ver­
schlechterung der rettungsdienstlichen 
Struktur eintrat. Die Aufgabendefinition des 
Rettungsassistenten als "Helfer des Arztes" 
ist im Gesetz, das am 1. September 1989 in 
Kraft trat, festgeschrieben. "Somit ist allen 
Bestrebungen, mit dem Rettungsassisten­
tengesetz eine neue paramedizinische Be­
rufsebene mit eigenverantwortlicher Aus­
übung von Tätigkeiten, die der ärztlichen 
Heilkunde zuzuordnen sind, zu schaffen, eine 
deutliche Absage erteilt" , resümiert der Tä­
tigkeitsbericht '90. 

Klärung strittiger 
Einzelfragen 

Auch in der Zusammenarbeit mit der Bun­
desarbeitsgemeinschaft Erste Hilfe, dem 
Koordinierungsgremium der Sanitätsorgani­
sationen, wurden nach Aussage der Verant­
wortlichen erhebliche Fortschritte erzielt. So 
konnten zu strittigen Einzelfragen, wie bei­
spielsweise der Frühdefibrillation durch Ret­
tungssanitäter bzw. Rettungsassistenten 
oder dem bestmöglichen Infektionsschutz 
bei der Atemspende, fachkompetente Ver­
lautbarungen im Zusammenwirken mit der 
Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für 
Intensivmedizin erarbeitet werden. 

"Im Gespräch mit politischen Vertretern 
konnte zudem Verständnis für die Anliegen 
der Notfallmedizin geweckt werden", heißt 
es in dem Bericht. Die im internationalen 
Vergleich nach wie vor unbefriedigende Quo­
te der erfolgreichen Herz-lungen-Wiederbe­
lebung war Anlaß, koordinierte BemÜhungen 
der Hilfsorganisationen sowie der zuständi­
gen Bundesminister zu initiieren, um im 
Rahmen einer geplanten Öffentlichkeitskam­
pagne für eine verstärkte Teilnahme an Aus­
bildungsvorhaben in Erster Hilfe und Herz­
Lungen-Wiederbelebung zu werben: 
Die Erfüllung dieser Aufgabe war im Jahre 
1990 wesenllicher Arbeitsschwerpunkt der 
notfallmedizinischen Bemühungen der Bun­
desärztekammer. 
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BVS-Direktor Helmut Schuch: 

"Wir sehen uns als Partner 
der Hilfsorganisationen 

und Kommunen" 
BVS-LandessteUenleiter Hartmut Schemer in den Ruhestand 

verabschiedet - Staatssekretär Henner Wittling, Saarländisches 
Innenministerium, dankte für stets gute Zusammenarbeit 

Offiziell lerab.chiedet wurde jetzt 
der Leiter der BVS-Lande,stelle Saar­
land, Hanmut Scheffler, durch Dlfe~­
tor Helmut Schuch und Staatssekretär 
Henner lVinling. Ministerium des ln­
nern des Saarlande,. Scheffler gehörte 
über 30 Jahre dem BVS hauptberuflich 
an. Die Landesstelle leitete er drei 
Jahre lang. Der Staals>C~retär dan~te 
Scheffler für die gute Zusammenar­
beit. Im Eimernehmen mit den Ver­
tretern zahlreicher Hilfsorganisati0-
nen würdigte er Schefflers Einsatz. 
dle<c ZusammenarbeIl und das Errei­
chen gemeinsamer Ziele durchzuset· 
zen. Dies sei nicht Immer leicht ge~e­
sen, so lVinling. 

Mehr Phantasie 

Mit der si h lerändernden ~eltpoli­
tischen Lage, führte der StaalSse~retär 
"eiter aus. gehe selbstlCl~tändlich 
auch beim BVS ein Aufgabenwandel 
einher. Er plädiere In diesem Zusam­
menhang dafür, die betreffenden Fra­
gen mit Ruhe und Gelassenheit, aber 
dennoch zügig zu behandeln und wün­
sche sich, daß man sich auf allen 
Seiten bemühe. etwas Phantasie bei 
der Lösung der Fragen walten zu las­
<cn. wenn es darum gehe, die Aufga­
ben zum Schutz der BC\öl~erung sinn­
voll wahrzunehmen. Er sei sich insge­
samt sicher, daß es die Mitarbeiter des 
BVS nicht ander; sehen würden. 

Peter lVelrich. Landeshelferwrtre­
ter Im Saarland, ~onstallerte eine mehr 
als angenehme Zusammenarbeit mll 
dem scheidenden LandessteIlenleiter. 

Unter Schefflers Lellung seien im 
Saarland neue Impul<c gesetzt 
worden. 

Selbstschutz jederzeit 
wirksam 

Der Direktor des BVS, Helmut 
Schuch, würdigte die Verdienste 
Schefflers und führte aus: "Sie haben 
in unserem Verband ,iele Funktionen 
innegehabt und kennen wie kaum ein 
anderer die Probleme, die der BVS im 
Laufe seiner Ge.chichte meistem 
mußte_" 

Es sei ein ~eller lVeg Ion dem 
Anfang der fünfziger Jahre inhaltlich 
und organisatorisch konzipierten 

Selbst.chutz bis zum heutigen Ange­
bot: und es habe zwischenzeitliclrteils 
heftige Auseinandersetzungen gege­
ben, so Schuch. "Die welt- und 
deul>Chlandpolitiscben Veränderun­
gen gerade der letzten Monate waren 
grallerend und fUhren z~angsläufig 

dazu, Viele sIcherheitspolitischen 
Stru~lUren in Frage zu stellen - ist 
damll aber auch die Aufgabe ,Selbst­
schUtl' schon passe. erledigt? Alle. 
die im Bereich der Sicherheit wirken, 
und ich zähle hier die persönliche 
SicherheIl des einzelnen hinZU. müs­
sen sich angesichts der stark abneh­
menden Bedrohung Ion außen natür­
lich fragen. ob Sich die Aufgabe JOtzt 
noch so \tellr'. sagte Schuch. Schon 
vor Jahren habe der BVS seine Aufllä-

H\ S-Direklor .. " I mut Schuch \Crabschiedcl I.Ol1des.o. lc llC'nle il ('r Uarlmul 
Schcm er: rechts Staatssekretär 11 ('"ncr \ \'ittlinJ:. Saarländisches I nm'nmi­
nisterium . (Foto: Felh ) 
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rungs- und Ausbildungsarbcit unter 
dem Aspekt neu gewichtet: lVelchen 
konkreten NUlzen hat der Bürger vom 
BVS, und zwar hier und heu te? .,Die 
Antwort lag auf der Hand - Selbst­
schutz wird jederzeit wlr~sam. bei 
Unglücksfallen im Straßemerkehr, im 
Beruf. im Haushalt und in der Freizeit, 
bei Katastrophen wie Obel'Chwem­
mungen, Stürmen usw. und letztlich 
auch bei Großschaden\lagen nach 
technischem Versagen, mit Freisetzen 
von chemischen oder radioaktiven 
Stoffen." 

Auftrag weiterhin aktuell 

Im ~eiteren Verlauf semer Rede 
sagte Schuch: "Der Bürger selbst muß, 
da der Staat und die staatliche Hilfe 
ihm nicht alle Lebensnsiken abneh­
men können, zur Selb,thilfe fahig 
<cm. Hilfe zur Selbsthilfe ist der 
Grundgedanke des BVS, und zwar 
nicht nur im Rahmen der futen Hilfe, 
sondern auch bei der Bergung von 
Verletzten. ihrem Transport, bei der 
Bekämpfung Ion Ent\tehungsbr'Jn­
den. 

Danach hat der BVS emen humani­
tären Auftrag, der in diesem Umfang 
weiterhin aktuell ist und der im übri­
gen nach wie vor denkbare - sagen 
wir einmal - Restrisiken der äußeren 
Sicherheit mi tberücksichtigl. Ich 
weiß, daß derzeit auch die Kompe­
tenzverteilung zwischen Bund und 
Ländern hinsichtlich des Zivil- und 
KatastrophenschUlzes erneut in der 



Diskussion ist. Einen Anlaß flir den 
Bund, den Ländern und Kommunen 
die bisherige UnlerslÜlzung durch den 
BVS zu enlziehen, sehe ich nichl ... " 

Partner der 
HilfsorganisatIonen 

"Nalürlich will ich hier nichl daflir 
plädieren, in Sachen ,SelbslschUlz' 
könne alles beim ahen bleiben; der 
BVS muß sich den erheblich "eränder­
ICn Rahmenbedingungen slellen. Wir 
haben eine Neukonzeplion des Selbsl­
schUlzes erarbeilCI, sie liegl den Mil­
gliedern des BVS vor. Danach sehen 
wir es als niehl erforderlich an, jene 
planerisch-organisalorischen Maß. 
nahmen vor On. elwa die Einleilung 
des Gemeindegebieles in Wohnberei­
che, die Fe;llegung der SelbslschUlZ­
BeralUngsslCllen und ähnliche, unler 
der früheren Sichl nOlwendige Vorbe­
reilungen jelZI zu lreffen. Was wir 
jedoch flir unabdingbar hallen - und 
darauf müßlen sich aus ihrer jeweili­
gen Veranlwonung heraus Bund. Län­
der und Kommunen verständigen kön­
nen - das iSI das Vermineln von 
Kennlnissen über Gefahren aller An. 
die dem Bürger drohen können, das 
Kennen des gemeinsamen öffenlli­
ehen Hilfeleislungssyslems ein­
schließlich dessen MöglichkeilCn und 
Grenzen, der Appell an den Bürger. 
Vorsorge zu !reffen. sich in NOisilua­
lionen richlig zu verhallen und sich 
praklische Fähigkeilen zur effizienlCn 
Selbslhilfe und Nachbarschaflshilfe 
anzueignen - mehr als nur Ersle 
Hilfe. 

Im übrigen slChl der BVS mil dieser 
Aufgabenslellung nichl in Konkurrenz 
zu den Hilfsorganisalionen; im Gegen­
lCil, er bemühl sich um die Sicherung 
des SICIS einirelCnden Vorlaufs, bevor 
die Organisalionen helfend eingreifen, 
und mÖChlC so mil verhindern, daß 
hier ilereils irreparable Fehler gemachi 
werden. Wir sehen uns slärker als 
Panner der Hilfsorganisalionen und 
der Kommunen, als es früher viel­
leichl den Anschein gehabi hat." 

Zum Schluß meinlC Schuch, 
Scheffler hinlerlasse im Saarland ein 
wohlbeslClhes Haus. Er wünsche ihm 
persönlich alles GulC flir die Zukunft. 
"Und wenn Sie, dessen bin ich sicher, 
demnächsl wieder über dem Saarland 
und der BVS-Landesslelle im wahr­
Sien Sinne des Wones als Segelflieger 
schweben. dann hoffe ich, Sie können 
sagen: Da unlen wars eigen11ich ganz 
schön'" 

Ehrung in Bremen: II clfcncrlrelcr Werner Sch\\ank. Horst Wittoesch, 
Uwe Woltcmath. Landesstellen leil cr Diethelm Singer, Fachbearbeilcr 
Georg Jakubcit (\on links). 

Ntlcllricllten 
tlusBremen 

Bremen 

In einer Jahresabsch lußveranslal­
IUng wurden in Bremen jClzl erslmals 
nichl nur langjährige Helfer geehn. 
sondern auch vier neue ehrenamtliche 
Milarbeiler vorgeslClit. 

In Werbeaklionen waren die Helfe­
rin Manha Haacke sowie die Helfer 
Peler Pschaick, GÜnlher lVesemann 
und Theodor Ennen g .. onnen wor­
den. Sie haben bereils ihre erslC Aus­
bildungsslUfe erreichl und werden nun 
in der praklischen BVS-Arbeil einge­
seIlt. 

Inzwischen zehn Jahre iSI Uwe 
Wollemalh als journalislischer Milar­
beiler rur die LandessIeIle Bremen 
lälig. Seine FachkompelCnz erleichlen 
die Pressearbeil der LandessIeIle er­
heblich. 

Die Ehrengabe flir 30jährige Milar­
beil erhiell BVS-Beauflragler Horsl 
Willoesch. Seil Schließung der bis 
1980 hauplamllichen besClZlen BVS­
DienslSlelie Bremerhaven siehl er im 
Millelpunkl des ehrenamilichen Mil­
arbeilerkreises von Bremerhavon. 

Querdurcll 
Niederstlcllsen 

Cuxhaven 

Zum Ablauf des Jahres 1990 lrafen 
sich die Milarbeiler der BVS-Diensl­
slelle Cuxhaven im Zenlrum des 
Dienslhereiches. in Bremervörde. 23 
aklive Helferinnen und Helfer aus den 

Landkreisen Verden Oslerholz_ Ra­
lenburg, Slade und Cuma\Cn konnIe 
DienSislelienleiler Klaus Gissel be­
grüßen. 

Anlaß dieser Tagung waren fachli­
che Themen_ aber es gah auch. eine 
Reihe von Milarbeilern zu ehren und 
einige in den wohlverdienlen Ruhe­
sland zu verabschieden. 

Blickpunkt 
Nordrllein­
Westltllen 

Münster 

Mehrere lausend Bürger der Dop­
pelsladl Rheda-lViedenbruek infor­
mienen sich bei den vom BVS ange­
bolenen .,SelbslschulZlagen" über die 
ganze Themenbreile des Bevölke­
rungsschulzes. Im Miuelpunkl sland 
dabei die Ausslellung ,,zivilsehulz -
mil dem Bürger. flir den Bürger'. 

Don, wie auch am BVS-Compuler 
flir den NOIvOrral, kam es zu zahlrei­
chen Gesprächen zwischen den Besu­
chern und den Milarbeilern des BVS. 
wobei deullich wurde_ daß der Gedan­
ke des SelbslSChUlzes eine hohe Ak­
zeplanz bei den Bürgern haI. So erklän 
sich auch. daß mil einer Reihe Ion 
Behörden und Schulen rur das kom­
mende Jahr Selbslschulzlehrgänge ab­
gesprochen werden konnlen. 

Oberhausen 

Bei den Facharbeilerprüfungen im 
Bereich Melallverarbeilung in Duis­
burg spiell das Thema .,Brandschulz'· 

Unler diesen war auch der an Jahren 
äheSle ehrenamiliehe Milarbeiler der 
BVS-Diensisielle, Hubenus Weinen 
aus Cuxhaven. Nach über 15 Jahren 
aklim Helferschafl erhieh der Träger 
der Ehrennadel des Verbandes die 
Dank- und Enllassungsurkunde aus 
der Hand des DienslSlelienleilers. 
Dank saglen neben dem Leiler der 
BVS-Landesllelle Niedersachsen. Ed­
gar Sohl. auch der neue Helfervenre­
ler der Diensisie lle Cuxhaven, Oskar 
Thiel aus Schwanewede. 

Hildesheim 

Dem ehrenamiliehen Milarbeiler 
Hans Kensche wurde jelzl in einer 
kleinen Feierllunde in der BVS­
DienslSlelie Hildesheim die Ehrenur­
kunde flir 20jährige Milarbeil über­
reicht. Kensche iSI in der Juslizverwal­
IUng Hildesheim Behörden-Selbsl­
schulzleiler. Diensisiellenleiier Harry 
Jankowski dankle dem Jubilar rur sein 
ehrenamlliches lVirken beim BVS , 
das auch Helfervenreler Plenz wür­
digle. 

zunehmend eine Rolle , wie der zuslän­
dige Ausbildungsleiler der Finna Oe­
mag-Mannesmann anläßlieh eines Ge­
sprächs mil Frank Heuenon der BVS­
DienslSlClie Oberhausen miueihe. So 
sollen bei den Prüfungen zum Beispiel 
Fragen zu den öITlichen Lösehvorrich­
lUngen in den Belrieben angesprochen 
werden. 

Andere Themen beziehen sich auf 
den Fachbereich "Verbrennungslehre" 
sowie auf brennbare Malerialien im 
Belrieb. Der BVS siehl in den von 
Demag-Manne;mann praklizienen 
Prüfung;krilerien gUle Ansälze rur ei­
ne Zusammenarbeil. 

leverkusen 

SelbslSChulz in ArbeilsSläuen ge­
winnl an BedeulUng. So haben, wie 
die BVS-Diensisielle Leverkusen fesl­
slellen konnlC, sämlliche 750 Milar­
beiler eines Krankenhauses in Solin­
gen an einer BraodschUlzausbildung 
leilgenommen. Und auch große Be­
!riebe_ wie die bekannle Slahlwaren­
firma Henckels-Zwillingswerk, zäh­
len zu den Inleressenlen an dieser vom 
BVS angebolenen Ausbildung. 

Jeweils in vier Veranslallungen 
wurden die Milarbeilerder Firmen und 
Inslilulionen über das riehlige Verhal-
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len beI Brmn. den Umgang mil 
Lö<.chgerdlen. Brandschulzonlnungen 
usw . inronmen. Damll dIe Rererenten 
auch önliche Gegebenhellen berucl­
sichtigen können. erFolgl in der Regel 
vor der Ausbildung eine BeIriebsbege­
hung in dem jel1ieiligen Unternehmen. 

Die B VS-DlenSblelle lann lich ul>­
rigenl auch der Unterslullung der Feu­
e",ehr ,icher sem. die - zum Be"plel 
in Le\Crlu<en und Solingen - Ausbll­
dungl"ünIChe 'on Finnen an den 
BVS I1ieilervennillell. 

Paderbom 

Da slaunlen die BVS-Mllarbeller 
3U\ PndertJom_ als Sie an läßlich eines 
Be,"chs der geschlchl\lrächugen 
Wanburg in Eisenach aur eme Klein­
bus sließen. der die un'e",ech<elba­
ren Farben eine, Fahrzeuges Ion der 
FaASI. lrug. Ein Imum'l Bei naherem 
Hin<ehen entpuppte sich da; AUlo laI· 
sächlich all ehemaliges BVS-Vehikel. 
Jelzl iSI es als PendehaxI zwischen 
dem Sladlzenlrum Ion Ei<enach und 
der an Parlraumnol leidenden IVan­
burg im Einsalz. 

Düren 

wellschull"S selzen. Auch ronlene 
sie. den Aulbau des Sclbslschulzel in 
den runr neuen Bundeslandem umer­
züglich in Angnrr zu nehmen. weil es 
don einen großen Nachholbedarf 
gebe. 

Zur Erinnerung an den Besuch über­
reichle DienslllellenleJler Jansen der 
Poillikerin die BVS-Medaille. 

Wuppertal 

Trolz zunächsl schlechlen Wille­
rungsbedingungen wurden die IVu!>" 
penaler SelblLschUlzlage. Ion Bürger­
meisler Kun Dree, Im BVS-Rundzeh 
eröITnel. zu einem großen Erfolg. Dies 
war \or allem den mlenlilen Vorbe­
reilungen zu verdanken, die rur diese 
GroßveranslallUng gelrorren I1iorden 
waren. So präsenliene der BVS den 

\ iclen Be~uchem nicht nur intere\~n­
le Inronnalionen_ er bot mil Hilre Ion 
Schirmen und Zehen auch ausreichen­
den Schulz gegen den Regen. Kein 
Wunder. daß die Bürger in Scharen 
kamen. 

Großes Imeresse rand vor allem der 
Sicherheillwellbewerb. rur den - mil 
UmerslÜlzung der Polizei - em mler­
eslanler Parcours geseharren wonlen 
war. Die 66 TCllnehmer erfuhren da­
bei zum Beilpiel. wie man am Unrall­
on ,erlelzlen Personen beslmögllchll 
Hilre leillel. 

Wenige Tage spälcr bIldeIe die Sie· 
gerehrung den Abs<:hluß der Selbsl­
",humage. die dun:h Vonrnge. Allio­
nen und Quil\eranslahungen millen m 
der Fußgängenone Ion IVuppenal­
Bannen zusälzllch bereichen worden 
waren. Oberbürgenlleislerin Uf\ula 
Kraus übergab jedem Teilnehmer ei-

Prominenter Besuch m dcr B VS­
Diensl;lelle Düren: Die Slaalsmmlsle­
rin im AUlwünlgen AmI. Dr. Innganl 
Adam-Schwaelzer. lnJr mll Diensl­
Ilellenieher Edgar E. Hansen zu einem 
Inronnauonsgespräch zusammen. Die 
Polilikerin sleille dabeI deutlich her­
aus. daß der SelbslschulZ rur sie nach 
wie ,or einen hohen Slellenwen haI. 

Frau Dr. Adam-Schwael'" I'coral 
die Ansiehl. der BVS mÜlse zuneh­
mend Akzenle Im Bereich des Um-

SiegerehrunR in Wup p('flal (\ on lin ks): I. SicJ!cr Hernd Ochmers, Diensl­
siellenleilcrin ~tarion Weslenberg. Oberblirgermt'istcrin Ursu lu KrulLli und 
die "eileren Ge,.inner Peler Fichte. G. ZicsM)"ie Theodor I-I aberstumpr. 

Die StmllSmin ßlerin im Auswiirtigen Amt und stcU\'crtrelendc "'1)I)~I':lrtc i ~ 

"orsilLcnde Ur. Irmgard Adam·5(:hwüctler erhielt anliißlich ihres ß~uches 

in der IJ VS·OienSlslellc OUl"t'n üus der I-I and \ on l>ien'ilSlellen leiter Edgar 
E. Ja ns.en die ß\ S-Erinnerungsml'daille mrgule Zusammenarbeit . 

(Foto: courte) 
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nen Preis. Einen Sonderpreis. eine 'on 
Außenminiller Hans-Dielrich Gen­
scher gesliFtele Z"eilagerahn nach 
Bonn . gewann ein Ehepaar aus Enne­
pelal. 

Preise gab es schließlich auch 10m 
BVS. von HJIF>organilalionen ",wie 
der Sladll·e",ahung. Am Ende war 
man sich Clmg. eine solche Veranstal­
lung baldmöglichsl zu wiederholen. 

• 
Die BedeulUng des Sclbslschulzes 

als Slaalsaurgabe belomen F.D.P.-Po­
lill~er MIChael Ruppen. MdL. und 
Dr. Rolr Küsler. KreissorsJlzender der 
F.D.P .. bei einem Besuch der BVS­
Dienslslelle lVuppenal. Dabei müsse 
der NUlzen rur den einteinen Bürger. 
rur die Belriebe und Behörden slärker 
als bisher hervorgehoben "enlen. 

Beide Pollnler. die von Dienslslel­
lenleilerin Marion lVesle",eg will-

lommen geheißen wunlen, schlossen 
sich im übrigen eIner Forderung de 
F.D.P.-Bundestagsabgeonlnelen 0,. 
Burkhanl Hirsch an, eine unabhängige 
Kommiv~ion mil der Erarbeuung eine~ 
verbessenen Konzepls der zivi len 
Veneidigung zu beauFtragen. 

Zenlrales Gesprächsthema war ins­
besondere die Frage der Anpassung 
der Arbell des BVS an die "rdndenen 
polilischen Verhähnisse. Hier gih es. 
durch Aufklärung über die Gerahren 
des Alilags den Bürger von der NOl­
wendigkeil des Selbslschulzes zu 
überzeugen und zur Vorsorge und Ei­
genhilre zu mOli'leren. Ons Wissen 
um SelbvlSChullmaßnahmen. so Frau 
IVesle",eg. müsse .. abrufbn(· vorhan­
den sein. um im Augenblick der Ge­
rahr soron und riehlig handeln zu 
lönnen. 

Im "eileren Verlaur wies Fachleh­
rer H. P. Ziegner aur die Themenaus­
wahl hin. die Behönlen und Belrieben 
zur Ausbildung I'on Milarbeilern ser­
slärkl angeboIen winl. 

Die Darslellung des Inronnalions­
und AufklärungsangeboIs des BVS 
dun:h Fachbearbeher Thierbach über­
zeuglen die Gäsle. Beide Poliliker 
wollen das umrangreiche Angebol des 
BVS in Wuppenal nUlzen. So regle 
Dr. Rolr Kösler an. bei enlSprechen­
den Anlässen einen InrornJationssland 
des BVS zu prnsemieren. 

Viersen 

"Planen Sie Inronnalionmranslal­
lungen in unserer Schule rur das näch­
sleJahr resl ein." Mil dieser Aurrorde­
rung umerslreichl Sludiendirellor 
Hennann-Joser Lupenz von der Be­
rursschule Krereld. rur wie w ichlJg 
und l1Ol.endig er die Zusammenarbeil 
mil der BVS-Dienslslelle Viersen häll. 

BVS und Berursschule machlen be­
reils in der Vergangenheil gUle Erfah­
rungen mil gemeinsamen Veranslal­
lUngen. So ersl Im o"mber vergan­
genen Jahres. al\Sich rund 1200 Schü­
ler über Aurgaben und Ziele des BVS 
inronnieren ließen. Auch fur 1991 
slehl die Tenninplanung bereils wie­
der resl. 

Recklinghausen 

DIC BVS-DJCn ISleile Recklinghau­
sen haue die SelbslschUlz-Sachbear­
beher aus dem Kreis Recllinghausen 
nach Dorslen-Wulren eingeladen. An­
gesichll der Enlwicklung in Europa sei 
es nOl .. ndig. über die "rJndene Si­
lUalion zu diskUlieren und neue Per­
spellisen rur den Besöllerungsschulz 



BVS-Oienststellenleiter Franz Hienbeck (1.\\eiter von rechts) im Kreis der Ein GruppenrOIO nach dem Erfahrungsaustausch. 
Selbstschut1.-Sachbcarbciter. (Foto: Neubauer) 

zu ent.ickeln, erkläne BVS-Dienst­
stellen leiter Franz Bienbeck in seinem 
Eröffnungsreferat. 

Die Genihrdung der Bevölkerung 
durth kriegerische Auseinander,,"· 
zungen sei, so Bienbeck, auf ein 
Wahrscheinlichkeitsminimum redu· 
zien. Doch die Bedrohung der Bürger 
durth tägliche Gefahren .achse stän· 
dig: "Meldungen über Unfalle und 
Unglücke nehmen ständig zu." Hier 
bestehe die Notwendigkeit. die vor­
handenen Kräfte im Rahmen der Vor­
beugung sinnvoll einzusetzen. Mit ei­
ner guten Ausbildung seien die Bürger 
in der Lage. manchen Schaden zu 
vermeiden oder zu mindern. 

In der Gesprächsrunde waren sich 
die Teilnehmer einig. daß die Bevöl­
kerung mehr als bisher auf die tägliche 
Gefahrdung aufmerksam gemacht 
werden muß. wobei den Bürgern 
gleichzeitig Informationen zur Milde· 
rung von Unfallgefahren an die Hand 
gegeben werden müssen. Hinweise 
sollten knapp, kurz und gut verständ· 
lieh sein; eine längere Ausbildungszeit 
wird vom Bürger häufig nicht akzep­
tien. 

Für 1991 kündigte die BVS·Dienst· 
stelle Recklinghausen eine verstärkte 
Öffentlichkeitsarbeit an. Dabei sollen 
u. a. Sichemeitswettbe"erbe und 
Quizaktionen angeboten .erden. 
Schließlich will der BVS die Effektivi­

. tät der Selbstschutz·Ausbildung in Be-
trieben steigern. 

Körtlinghausen 

Mit Dank und Anerkennung rur die 
über viele Jahre geleistete Arbeit im 
Dienste des BVS verabschiedete Lan­
desstellenleiter Peter Eykmann in der 
BVS-Schule Könlinghausen drei ver­
diente Mitarbeiter in den Ruhestand. 

Verabschiedung in Körtlinghausen. 

Die BVS-Dienststellenleiter Karl 
Schuster, Wesel, Werner Loechel, 
Obernausen, und Kun Stelten. Hagen. 
hätten mit ihrem engagienen Einsatz 
die Aufgaben und Ziele des Selbst· 
schutzes vorbildlich venreten und 
. ,vor Ort" umgesetzt. 

Schuster, der dem BVS 26 Jahre 
angehöne, Loechel. dem BVS 23 Jah­
re verbunden, und Stelten, seit 1%3 
im Dienste de, Verbandes, hätten da· 
bei stets bewiesen, so Eykmann in 
seiner Laudatio, "daß sie ihre Aufgabe 
als eine Berufung angesehen haben. 
die nicht selten den alltäglichen Rah­
men sprengte". Die drei nunmehr ver­
abschiedeten Dienststellenleiter böten 
ein Beispiel rur die jüngeren Kollegin­
nen und Kollegen. 

• 
Angehörige des "Institutes rur Zivi­

le Vorsorgeplanung" und die im Kri­
senstab der Stadt Essen tätigen Amts­
leiter waren zu Gast an der BVS­
Schule Körtlinghausen. Für diesen 
Kreis stand das Thema .,Schutzmög­
lichkeiten des Bürgers bei Unglücks­
fallen" ebenso auf dem Programm wie 
praktische Vorführungen auf dem 
Übungsgelände der Schule. 

Gesprächsthema war auch das ein­
heitliche Hilfeleistungssystem von 
Bund. Ländern und Kommunen. Die 
Teilnehmer zeigten sich schließlich 
beeindruckt von der auf die Zukunft 
ausgerichteten Informations- und Aus­
bildungsarbeit des BVS . 

Aus der Sicht der Stadt Essen, so 
betonte der Beigeordnete rur das Ord­
nungs- und Rechtsdezernat der Stadt 
Essen, Dr. Bernhard Görgens, wird es 
auch in Zukunft eine gute Zusammen­
arbeit mit der BVS-Dienststelle Essen 
geben. Einhellige Meinung beider Sei­
ten: Kontakte sollen weiterhin ge­
pflegt werden, damit die Selbstschutz­
arbeit auch künftig unterstützt .erden 
kann. 

• 
"Wie mache ich dem Bürger be­

wußt. daß Vorsorge und Eigenhilfe in 
seiner Verantwonung liegen~' Dies 
war das zentrale Thema einer Veran­
staltung, zu der Vertreter verschiede­
ner Katastrophenschutzstäbe, Verbän­
de und Organisationen aus dem Be­
reich der BVS-Dienststelle Reckling­
hausen nach Schloß Könlinghausen 
gekommen waren. Bei dem intensiven 

Erfahrungsau<tausch ging es vor allem 
um die Möglich~eiten. durth gemein· 
same Veranslahungen wie Sicher· 
heits"ettbe.erbe. Sichemeitstage 
und lnfonnations\'eranstaltungen den 
Bürger zu erreichen. 

• 
,.Sclbstschutz - jederzeit" - dies 

war das Fazit einer InformationSfa­
gung an der BVS-Schule Könlinghau­
sen. Teilnehmer waren diesmal vor 
allem Mitarbeiter aus den Bergbaube­
trieben der Ruhrkohle AG. Im Mittel­
punkt standen Themen des Unfall- und 
Arbeitsschutzes unter dem Gesichts­
punkt der Selbst-, Nächsten- und ot­
hilfe; Bereiche, mit denen die Mitar­
beiter der Ruhrkohle beinabe täglich 
konfrontiert .erden. wie sich bei den 
Gesprächen in Körtlinghausen zeigte. 

Um so erstaunlicher war die Fest­
stellung der Gäste, daß die BVS-Refe­
renten mit ihren Ausführungen über 
Vorsorge und Eigenhilfe neue Er­
kenntnisse vermitteln konnten. Über­
einstimmende Meinung arn Schluß: 
die Selbstschutz-Ausbi ldung des BVS 
ist zeitgemäß und läßt sich auch im 
gewerblichen Bereich jederzeit sinn­
voll umsetzen. 

IIlttuelles tlUS 
Rllelnltlnd-Pftllz 

Ludwigshafen 

Die BV$-Zusammenkunft im eu­
potzer Rathaus hatte dieses Jahr einen 
besonderen Mittelpunkt: Amanda 
Werling. BVS-Beauftragte der 
Dienststelle Ludwigshafen beim 
Landkreis Germersheim , wurde für 30 
Jahre ehrenamtliche Mitarbeit geehrt. 
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n ürgermeis ler \\ ünschcl (li nks), DiensL~l c llenleiter Rai<;Ch (M itte) und 
L:lI1dral Stöckei mit der Jubilurin Amanda Werl ing. 

Bereits 1960 hatte Frau Werling mit 
der Grundausbildung ihre ehrenamtli­
che Mitarbeit beim BVS begonnen. In 
den folgenden Jahren war ;ie Fachleh­
rerin und Beauftragte rur Frauenar­
beit. Für Ihren unermüdlIChen Einsatz 
wurde sie nach zehnjähriger Tatigkeit 
1970 mit der Ehrennadel de; Verban­
des ausgezeichnet. 

Auch Landral Joachim Slöckle 
\Chloß sich den Ehrungen an. Nach­
drücklich wies er darauillin. daß unse­
re demokratische Ge;elilchaft nur 
dann bestehen kann. wenn c\ immer 
Menschen gibl, die ; ich auch in ihrer 
Freizeit rur das Wohl der Mitmen­
!lehen einsetzen. 

Koblenz 

Je mehr Spektakel, deslo mehr Zu­
\Chauer. Auf diese alte Werbeweisheit 
\Ctzte der BVS Koblenz bei seinen 
Aktionen auf dem Koblenzer Sehän­
gel-Markt. Und - der Erfolg blieb 
nicht aus. 

Sehon Wochen vorher hatte der 
BVS auf die bevor\tehenden Aktionen 
hingewiesen. Oie orange-blauen 
Transparente bildete den Beginn des 
Sichemeitswettbewerbs. der in Zu­
sammenarbeil mit DLRG und JUH 
durehgeruhn wurde. Oie Vorführun­
gen zur Versorgung von Verletzten 
und da; Ablö",hen brennender Klei· 
dung zogen wie immer zahlreiche Be­
sucher in ihren Bann. 

In Gesprächen mit den Vertretern 
der Stadl und der Werbegemeinschaft 
wurde auf die Bedeutung deI Selbsl­
schutzes in der heutigen Zeit hinge· 
wiesen. 

Mainz 

Mil herzlichen Worten begrußle 
Prof. Kurt Dörr, Zivil· und Katastro­
phenschutzdezernenl der Stadt Mainz. 

haupl- und ehrenamtliche Milarbeiler 
der BVS-DienSISlelie Mainz. Wie je­
de; Jahr hatte er sie ab Dank rur ihre 
Arbeit im Auftrag des Oberbürgernlei­
>!er; zu einem Empfang ins Ralhaus 
eingeladen. 

"In dieser Sladt, in der ich rur den 
Katastrophenschutz zusländig bm. 
brauche ich Sie dringend". belonle 
Dörr in seiner Ansprache. Dureh die 
geschichtlichen Ereignisse im letzten 
Jahr,;o Dörr weiter. sie in der Be,öl· 
kerung das Bewußtscin rur Gefahren 
geringer geworden. Weltweite Kri~n 
und Industriegefahren bedrohten die 
Bevölkerung jedoch nach wie 'or. 
Aus diesem Grund sei es wichtig. daß 
sich die Milarbeiler des BVS auch 
weitemin als Multiplikatoren rur ein 
Bew ußtsein der Hilfe in Not einsetzen. 

BVS-Dienststellenleiterin Brigille 
Weißenhagen dankte anschließend 
Dörr und seinen Mitarbeilern Jürgen 
Franz und Wilhelm Krenzer rur die 
gUle Zusammenarbeit. 

Saarland­
Rundscllau 

Saarbrücken 

.. Entschlosscnheit im Unglück ist 
der e",le Weg zur Rellung '" Mit die­
sen Worten Heinrich Pestalozzis eröff­
nele Dieter Bold vom Zivilschulzamt 
der Sladt Saarbrucken einen bemer­
kenswerten Vortrag. Bald sprach bei 
einer Informations'eranslaltung der 
BVS-LandeS\telie Saarland vor inter­
essierten Vertrelern der im Katastro­
phenschulz läligen Organisationen 
und der Städte und Gemeinden sowie 
zahlreichen BVS-Helfern im Evanoe­
lischen Gemeindehau; in Saarbrllk­
ken-JägelSfreude. Im Anschluß an den 
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Vortrag. ergänzt dureh Ausführungen 
von Ministerialral Wilhe1m Klein vom 
Saarländischen Innenministerium. 
wurde BVS-Landewellenleiler Hart­
mut Seherner 'on seinen Mitarbeitern 
und Freunden nach drei Jahren Diensl­
zeil an der Saar verabschiedet. Scheff­
ler trat in den verdienten Ruhestand. 

Bold betonte die Bedeutung der 
Selbsthilfe und deI Selbslschutz~s ab 
wesentliche Ergänzung des Hilfs- und 
Reltungspotentials. Der Geselzgeber 
habe es nichl dem Zufall überlassen. 
ob und in welcher Fornl dies vonstat­
ten gehen soll. Den Gemeinden oblie­
ge es demnach nach wie vor, den 
Selbstschutz aufzubauen. zu fOrdern 
und zu leilen. Bald warnte davor, die 
Arbeil des Selbstschulze; ausschließ­
lich im Zu>ammenhang des Verteidi­
gungsfalles zu sehen. "Im Gegenteil: 
Naturgewalten und eine hochtechni­
sierte Umwelt lassen größer werdende 
Sicherheitsrisiken erkennen", stellte 
der Zivilschulzfachmann heraus. Er­
höhte Anstrengungen. enlsprechende 
Schnlzvorkehrungen seien hier zu tref­
fen. Diese Vorkehrungen. so Bold. 
könnlen aber nichl wirksam werden. 
wenn sie von unge;chulten Kräften 
durchgeführt würden. Hier greife die 
partnerschaft liehe Zusammenarbeil 
der Gemeinden mit dem BVS. 

Aueh in Zukunft seien diese Aufga­
ben zu erfullen. Oie Bereitschaft, wi­
der aller Gefahren die Bevölkerung zu 
schüt~en. sei vorhanden. ~Iändige 
Ausbildung und Sehulung selOn not­
wendig, die Bürger, die Mitarbeiter 
der Behörden und Betriebe zur Selbst­
hilfe fahig zu machen. In diesem Zu­
>ammenhang sehe er. so schloß Bald. 
den Auftrag de; BVS. 

Wilhelm Klein, Ministerialral im 
Saarländischen Innenministerium, 
stellte "den Bürger als das letzte Glied 
der Reltungskelte" m den Miltelpunkt 
seiner kurzen Rede. Über 30(0) Bür­
ger hälten in den letzten Jahren die 
Möglichkeiten einer "Grundausbil­
dung" genutzt. Nicht zulelzt würden 
Tausende Bürger als Helfer in den 
verschiedenen Hi lfsorganisalionen ak­
liv milarbeiten. Auch die landesregie­
rung. die Kreise und der Sladl\erband 
Saarbrücken sow ie die Gemeinden lei­
sten ihren Beitrug zum Kata.slrophen­
schulz, wenn man beispielsweise be­
rucksichtige, daß im Saarland 110000 
Schutzraumplätze 'orgehallen 
würden. 

In einer schr pelSönliehen Rück­
schau zog Landesstellenleiler Hartmul 
Seherner eine Bilanz seiner dreijähri­
gen Arbeil rur den Verband im Saar­
land .. ,lch bin sehr froh, daß ich dieses 
Jahr erleben durfte. ein Jahr mit ",Ich 
interessanten Wandlungen im Weltge­
schehen, im Zusammenleben der Völ­
ker", erklärte Scherner. Der BVS im 
Saarland. dies könne er nur betonen, 
habe im zurückliegenden Jahr gut ge­
arbeitet. So sei u. a. die Präsenz im 
Bereich der Öffentlichkeitsarbeil so­
wie der Ausbi ldung gC.\teigert wor­
den. Besonder.; erfreulich sei die Tat­
sache, daß neue Helfer gew onnen wer­
den konnten und der Helferstamm 
stark verjüngt worden ~ei. 

Im Anschluß verabschiedete sich 
Seherner von den Milarbeitern und 
Helfern der Landesstelle Saarland. 
Zahlreiche Freunde Sehern", ließen 
es sich nicht nehmen, sich pelSönlich 
zu verabIChieden und für die jahrelan­
ge gute Zusammenarbeil zu danken. 

Zah lreiche Vertreter , ·on Hi lfsorgnn isationen souic Städten und Gemein­
den \ erabM'.hicd.clcn 'iich von Hartmut Schcm cr (von links): Franz \Vagner. 
Maltcser-Hll fsdlenst . I.n ndcsslcllenleiter Schem er. I-I orst Frc)"gang, Zivil­
schulz:llut. Otto HiIL. Malteser· Uilfsd ienst , Uorst Sc ll"inn . DRK Dud· 
"eiler. 



Südwest aktuell 

Aalen 

Auf Einladung von Landeshelfer­
vertreter Ernst Lauer (Mannheim) rag­
ten im Dezember 1990 erstmalig in 
Aalen die Helfervertreter aller BVS­
DienslSIelien Baden-Württembergs. 
Die offizielle Begrüßung erfolgte 
durch den Aalener Oberbürgenmeister 
Ulrich Pfeifte. der es sich Irotz vollen 
Tenminkalenders nicht nehmen ließ. 
die Gäste persönlich willkommen zu 
heißen. Pfeifte verwies in seiner An­
sprache auf die zahlreichen Aklivilä­
ten des Verbandes. insbesondere in 
Aalen. und lobte das Engagemem der 
örtlichen Helfer und ihres Helferver­
IrCiers Gerhard Banzhaf. 

Im Vordergrund der Tagung Sland 
das Referat von Ernst Lauer. in dem er 
die wichtigsten Besprechungspunkte 
der jüngsten Tagung mit dem Bundes­
helfervertreter und BVS-Direktor Hel­
mut Schuch erläUlerte. 

Schwäbisch Hall 

Peter Grab. DienslStelienleiter der 
BVS-DienstSielie Schwäbisch Hall. 
auch ru r den Bereich Osralb und 
Rems-Murr-Kreis zuständig, konnte 
vor kurzem sein silbernes Dienstjubi­
läum feiern. In einer FeierslUnde über­
reichte in Vertretung des Landesstei­
lenleiters VerwallUngsamlSrat Man­
fred Büchler dem Jubilar die Dankur­
kunde. verbunden mit dem Gruß des 
Direktors. In seiner Laudatio würdigte 
Büchler das starke Engagemem von 
Grab auch in der PersonalvertrelUng. 
Er dankte rur das beispielhafle enga­
gierte Wirken und die kooperative Zu­
sammenarbeit. 

Grab kam 1961 zum BVS. wurde 
1965 hauptamllich und übernahm 
1971 die Leitung der BVS-DienslStel­
le Schwäbisch Hall. Seit 1985 iSi er 
Vorsitzender des Bezirkspersonalrates 
und ab 1988 auch Mitglied im Haupt­
personalral. Neben dem PersonalraIS­
vorsitzenden der DiensISteIle. Gerbard 
Bock. beglückwünschte auch Helfer­
vertreter Gerhard Banzhaf semen 
..Weggefahrten" Peter Grab. 

Stuttgart 

Während der Aktion .. Sicherer le­
ben - auch im Urlaub" wurde für 
einen Urlauber aus Theorie plötzlich 
binere Wirklichkeit Auf dem stark 
frequemierten AutobahnraSlhof Stun­
gart - die Mitarbeiter der BVS­
Dienststelle Stungart infonmierten ge­
rade Urlaubsreisende über den otruf 
- fing ein auf dem nahegelegenen 
Parkplatz abgestellter Wohnwagen ei­
ner holländischen Familie plötzlich 
Feuer. Schnell schlugen aus dem 
Wohnanhänger helle Rammen. Trotz 
Slarker Rauchentwicklung und großer 
Hitze gelang es den BVS-Mitarbeitem 
mit ihren eigentlich als Demonstra­
tionsobjekt gedachten Feuerlöschern. 
den Brand erfolgreich zu bekämpfen. 
Der alanmierten Feuerwehr und der 
Polizei blieb letzIlieh nur noch die 
Aufnahme des Brandschadens. Das 
Eingreifen der BVS-Mitarbeiler und 
ihr beherztes Handeln fand bei den 
zahlreichen SchauluSligen Anerken­
nung und ein durchweg posilives 
Echo. Gelernt ist eben geIernI. 

• 
Zu einem Erfahrungsaustausch tra­

fen sich im Dezember 1990 der Lan­
desgeschäflsruhrer des DRK-Landes­
verbandes Baden-Würtlemberg e. V .. 

Aus der Hand von Verwallungsamtsrat Manfrcd ßüchler (rechts) nimmt 
Peler Grab die Dankurk lfnde entgegen. 

BVS-Landesstellcnlciler Wolfgang Rauch im Gespräch mit DRK-Landesge­
schäftsni hrcr \Vcrner Stei nmetz (links). 

Werner Steinmetz. und BVS-Landes­
stellen leiter Wolfgang Raaeh. Im Mit­
telpunkt des Gespräches stand die In­
tensivierung der erfolgreichen Zusam­
menarbeit sowie ein Resümee über 
1990 gemeinsam beSirinene Veran­
Slaltungen. So haben die BVS-Dienst­
stellen in Baden-Würtlemberg rur das 
DRK 51 Infonmations- und Ausbil­
dungsveranstallungen durchgeführt 
Lind dabei über 1000 Helferinnen und 
Helfern zusätzliches. über ihren Auf­
gabenbereich hinausgehendes Wissen 
venmineln können. Außerdem hat sich 
das DRK Baden-Württemberg an 29 
BVS-SicherheilSweubewerben betei­
ligt. bei denen über 14000 Besucher 
gezählt wurden - eine positive Bi­
lanz, die das gemeinsame .,Miteinan· 
der nach außen hin dokumentiert. 

• 
Die Sonderaktion .. Sicherer leben -

auch im Urlaub" war 1990 ein großer 
Erfolg. Im Rahmen ihrer Einzelveran­
sialtungen auf ausgesuchten Auto-­
bahn-RaSlstänen. auf Campingplät­
zen. in Feriendörfern und Fußgänger­
zonen ist es den BVS-DienSistelien 
wiederum gelungen. nahezu 70000 
Menschen über Maßnahmen de.\ 
SelbSischUlzes zu infonmieren. 

Die mit realiSlisehen Schadensbil­
dern und Ereignissen dargeSiellten 
Beispiele reichten vom Absetzen eines 
Notrufes über den richtigen Umgang 
mit Löschgeräten bis hin zu den le­
bensrenenden Sofortmaßnahmen. 

Über die erfolgreiche Bilanz infor­
mierte LandesSielienleiter Raach in 
seinem Jahresrückblick alle an der Ak­
tion - deren Folgeveranstaltungen bis 
in den November 1990 andauernden -
beteiligten MiniSierien. Organisatio­
nen und Verbände. Mit dem. im Ver­
gleich zum Vorjahr. qualitativ verbes-

serten Angebot traf der BVS genau 
den Geschmack der .. Verbraucher" 
und nicht zuletzt auch der Medien. 
Das Fernsehen. die öffentlich-rechtli­
chen und vor allem die privaten Rund­
funbnbieter berichteten in 21 Beiträ­
gen und einer Sendedauer von m 
SlUnden noch häufiger als im vergan­
genen Jahr. milUnter live. von bzw. 
über die rund 180 Einzell'eranSial­
lUngen. 

Über die Eröffnungsveranstaltung 
auf dem Campingplatz Neuenburg bei 
Freiburg berichtete der Südwestfunk 
im Rahmen der Landesschau sehr aus­
ftihrlich. Nicht nur die Medien waren 
von der SonderveranSialtung des BVS 
angetan. sondern auch viele Urlauber. 
darumer einige Ausländer. Hier einige 
Stimmen aus dem Kreis der Urlauber: 

Ein Holländer: .. Wir sind über­
rascht. daß es so etwas wie diese 
Aktion hier in Deutschland gibl. Das 
ist gul. Schade. daß es das in Holland 
nicht gibl. Es ist prima. daß Sie uns 
über Notruf in Deutschland infonmie­
ren. Das haben wir nicht gewußI. Aber 
jetzt bin ich sicher - wirk lich prima. 
Danke!" 

Eine Karlsruher Familie: .. Der Ta­
petenwechsel im Urlaub. die neue 
Umgebung und das neuerlebte Zusam­
menleben der Familie im Urlaub 
macht aufgeschlossen rur Neues. 
Schönes. Es ist sehr gut. daß der BVS 
nicht nur auf die kleinen und großen 
Gefahren des täglichen Lebens auf­
merksam macht, sondern auch gleich 
zeigt. wie man sie selbst bewältigen 
kann,'; 

Ein Hamburger: .. Wenn man end­
lich \\'eit weg vom Büro und Betrieb 
iSl. wenn man AbSiand von Vorschrif­
ten, vom Belriebssanitäter und Sicher­
heitsbeauftragten gewonnen hat. dann 
wird man durch solch eine Aktion 
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leicht Ion der Notwendigkeit des 
Selbstschutzes und der Selbsthilfe 
überzeugt. Aber ich muß noch viel 
dazulernen." 

Ein Ehepaar aUI der Schweiz: 
"Wenn man Reisen macht und fern der 
Heimat ist, dann empfindet man durch 
solch eine Aktion auch die Entfernung 
zum Krankenhaus, zur Feuerwehr 
plötzlich viel bedrohendcr all früher. 
Die Einsicht in die otwendigkeit der 
Selbsthilfe ist ""fon da." 

8t1ye/n "eule 

landshut 

Ernst Kilger, BVS-Beauftragterdes 
Landkreises Rottal-Inn, schied nach 
30jähriger ehrenamtlicher Tätigkeit 
aus: BVS-Dienstslellenleiter Georg 
Seemann, Landshut, würdigte den Ju­
bilar in seiner Ansprache und hob sein 
weit überdurchschmttliches Engage­
menl hervor. 

Seit 1961 war Ernsl Kilger ehren­
amtlicher Milarbeiter. 1977 wurde er 
ehrenamtlicher Dienststellenleiler, 
übergab seine Aufgaben aber bereits 
1979 an die Dicnstslelle Landshut. Als 
Beauftragter fUr den Landkreis Rottal­
Inn richlete er nun sem Augenmerk 
besonders auf die Organisation Ion 
Veranstaltungen und auf die Öffent­
lichkeitsarbeit. "Die Dienststelle Eg­
genfelden zählle zu den beslen auf 
ehrenamtlicher Basis gefUhnen in 
ganz Bayern. Ernst Kilger hat nie 
aufgehön, sich belOnders um die Be­
lange des Verbande; zu bemühen", so 
zollte Georg Seemann der Arbeit Kil­
gers seine Anerkennung. 

Als äußeres Zeichen übergab er die 
Dankurkunde de; Verbandes fUr die 
geieisleien treuen Dienste. Bürger­
meister Karl Riedler überreichle dem 
Altgedienten den Zinnbecher der Sladl 
Eggenfelden. "Für Sie war es nie eine 
Frage, don zu helfen, wo Ihre Hilfe 
auch benötigl wurde", betonte der 
Bürgenneister in seiner Laudalio. 

Schwabach 

Winfried Berger, Leiter des Amles 
rur Gewerbe, Straßenverkehr und Ka­
tastrophenschutz der Stadt Schwa­
bach, erhielt die ,om Prdsidenten des 
Bunde;lerbandes rur den Selb\tschulz 
verliehene BVS-Ehrennadel. Im Rah­
men einer kleinen Feierslunde im gol­
denen Saal des Ralhauses nahm 
Dienststellenleiter Erhard Ho\Cmann 

in Anwesenheil von OberbürgernlCi­
sler Hanwig Reimann die Ehrung vor. 
Reimann \\ürdigte die Verdienste Ion 
Berger und bedankte sich bei ihm rur 
sein unennüdliches Engagemenl beim 
Aulbau des Selbmchutzes in der Stadt 
Schwabach. 

Berger war crslaunt über die uner­
wanele Ehrung und versprach. sich 
auch "eiterhin rur den Selbst- und 
Kataslrophenschutz einzuselzen . 

München 

Für das Fußbalilumier des Münchc­
ner Kalastrophenschutzes um den von 
der Landeshauplstadt München geslif­
teten Fußball pokal hatte Stadlral Ru­
dolf Hierl die Schinnhenrschaft über­
nommen. Das Ergebnis vorweg: Die 

Aw. der " und \ion IlVS·Oienststellcnle il er Erhard U()S(!ma nn nimmt Win­
rrit.'d Herger die Ehrennadel entgegen. Mitte: Oberblirgcrrncister I-I artnig 
Rcirnann. (Foto: Riechert) 

BVS-Mannschaft konnle zum sech­
stenmal den so heiß begehnen Pokal 
erringen. 

BVS-Landesstellenleiler Helmul 
Schneider w.r an beiden Tumienagen 
anwesend und feuene die BVS-Mann­
schaft an. Quasi als Antrittsgeschenk 
konnte er, wie sein Vorgänger. den 
Pok.1 mit der BVS-Mannschaft entge­
gennehmen. 

Die Siegerehrung nahm in Anwe­
senheit Ion Kreisverwaltungsreferent 
Dr. Uhl der Schinnherr des Turniers. 
Stadlrat Rudolf Hierl , vor. Er stellte 
bei seiner An&prache die bei Einsälzen 
bewähne Zusammengehörigkeil aller 
Katastrophenschulz-Organisationen 
heraus. 

Verabschiedung in Landshut (von links): Stadtrat Krapr, Oicnststcllcnleiter 
Sct!rnann. Ernst Kilger. t. Uürgermeisler Ricd lcr. 

Die BVS-Dienslstelle München 
haue im übrigen zwei Informations­
stände eingesetzt, um dem interessier-(Foto: ROllaler Anzeiger). 
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ten Publikum die Aufgaben des Ver­
bandes zu verdeutlichen. 

* 
Lucia Schuster, Bürofachbearbeite­

rin im Fachgebiet ,,Ausbildung" bei 
der BVS-Laode&stelle Bayern, tral 
kürzlich in den Ruhesland. Als 
Schreibkrafl begann sie I %2 bei der 
damaligen Bezirksstelle Oberbayern. 
Zehn Jahre war sie milICrantwonlich 
rur den gesamten Arbeil"blauf in der 
Mittlerstation zwischen LandessIeIle 
einerseils und den Dienslstellen ande­
rerseits. 

1972 wechselte sie zur Landesstelle 
ins Sachgebiet .,Personal"; 1985 wur­
de sie mil Aufgaben im Fachgebiet 
,Ausbildung" betraut. Ihr Engage­
menl und ihre unkomphziene An er­
leichtenen ihr auch diese neue Auf­
gabe. 

In einer kleinen Feier I'erabschiede­
ten die Bediensteten Lucia Schusler. 
Landesstellenleiter Schneider 
wünsch" ihr rur ihren neuen Lebens­
abschnin alles Gute, und Fachgebiets­
leiter Rehberg besläligle Ihr mit launi­
gen Versen, "daß sie eine seelengute 
Frau" gewesen sei. 

Aschaffenburg 

Fünfzehn Bürgenneister aus dem 
Landkreis Miltenberg folgten der Ein­
ladung der BVS-Dienst;telle Aschaf­
fenburg und nahmen an einer Infornl'­
lionsl.gung .n der BVS-Schule Ge­
retsried teil. Zusammen mit BVS­
Dienst\lellenleiler Rigoben Hagel 
stanete man Ion Miltenberg mit dem 
Bus nach Gerelsried. 

Die Teilnehmer wurden von Lan­
desstellenleiter Helmut Schneider und 
Schulleiter Eberhard Baer begrüßt. 
Gastreferent Ministerialral Hennann 
Grube vom Ba)er. Staatsministerium 
des Innem zeigte sich erfreut über das 
starke Interesse und das Problembe­
wußlsein rur die Aufgaben der Ge­
meinden im Selbstschulz. Seinem Re­
ferat über die aktuelle Lage des Bel'öl­
kerungsschutzes speziell in Bayern 
folgte eine rege Diskussion. 

Neben praklischen Vorführungen 
von selbstschutzmäßigem Verhalten 
konnten die Gäste das Warn.mt X in 
Pähl besichtigen. Der Leiter des 
Warnamtes, Bolch, gab einen Ober­
blick über die Aufgaben des Wam­
diensles. 

Bei der abschließenden Diskussion 
zeigte Dienststellenleiter Hagel Mög­
lichkeiten auf. wie die Gemeinden den 
Selbslschutz ihren Bürgern näherbrin­
gen können. Die Bürgenneisler dank-



Die Bürgermeister des Landkreises Miltcnberg in Geretsried . 

len dem BVS, über den' gesamlen 
Bereich Bevölkerungsschull umfas­
send infonniert worden zu sein und 
saglen zu, fUr den SelbslschUllgedan­
ken zu werben und gemeinsam mil 
dem BVS-Veranslahungen zu planen. 

Nürnberg 

Umer der Schinnhcrrschafl von 
Oberbürgermeisler Dr. Peler Schön­
lein wurde in ümberg ein "Tag der 
offenen Tür" durchgefUhn. Alle Kala­
slrophenschulz-Organisalionen belei­
liglen sich daran und zeiglen ihre Lei­
slungsfahigkeil im Kalaslrophen-

schUIl-Zenlrum an der Kongreßhalie. 
Zahlreiche Zuschauer konmen die in­
leressanlen Übungen verfolgen. Radio 
Charivari war mil einem Übenra­
gungswagen anwesend und beriehlele 
ganzlägig über die Aklionen. 

Die Vorftihrungen wurden morgens 
vom BVS eröffnel. Milarbeiler de­
monslrienen das richlige Ablöschen 
von Kleinbränden und brennender 
Kleidung. Anschließend konmen die 
Zuschauer ihr Können beweisen. 

Danach zeiglen die Organisalionen 
ihre Einsallbereiischafi bei einer ge­
meinsamen Übung. Übungsannahme: 
Alarmierung der Polizei .,Verkehlliun­
fall mil Verleilien, Fahrzeug brenm, 
Sirahlengefahr". 

RCl.llistisch dltrgcstellt: Ein Verkchrsunrall. 

Die Demonstrationen des ßVS stoßen aur breites I'ublikumsinteresse . 

Freiwillige Feuerwehr, THW, 
ASB. BRK, JUH, MHD und ABC­
Dienst arbeiteten eng zusammen. Die 
Schadenslelle wurde ausnahmsweise 
nichl abgesperrt, denn es soille gezeigl 
werden, wie berumslehende Zuschau­
er die HilfeleislUngen behindern. Bis 
zum Eimreffen der HilfsdiensIe wur­
den die Zuschauer von einem Kom­
menlalOr aufgeforden, die E",,,,,,,r­
gung der .,VerielZlen'· zu ü!J.:m,hmen. 

Die Sanilälsorganisalioncn zeiglen 
dann korrekle MaBnahmen zur EIliI­
velliOrgung der "Verleilien". 

Anschließend demonslrienen auf 
der Aklionsbühne Helfer die Praxis 
der Menscbenrellung und Brandbe­
kämpfung sowie Maßnahmen des 
Slrahlenschulzcs. Die Ableilung 
"SIrahlenphysik" des Slädl. Klini­
kums fUhne modeme Slrahlenmeßge- ' 
räle vor und gab Auskünfle zum The­
ma Umwe!lradioakliviläl. Ein großes 
Kindel]lrogramm wurde von einer be­
kanmen Gelränkerlrma organisien, 
und ein Sieherheillwellbewerb des 
BVS umrahmle die Veranslahung. 

Rosenheim 

Nach Vollendung des 65. Lebens­
jahres !ral der Leiler der BVS-Diensl­
sielle Rosenheim , Heinl Helm, zum 
I. November 1990 in den RuheSland. 

Helm hal sich in seiner 24jährigen 
Täligkeil akliv fUr die Belange des 
SelbslSChulles eingeseIlI. In Rosen­
heim war er Siels Ansprechpanner fUr 
die Bevölkerung, Behörden und Be­
lriebe in Sachen Bevölkerungsschull 
und NOlfalivolliOrge. Helm kam 1966 
nach Rosenheim. nachdem er einige 
Jahre vorher bereils an der BVS-Schu­
le TUlzing und in Regensburg lälig 
war. 

In Anwesenheil von Landesslellen­
leiler HelnlUl Schneider und Sachge­
biellieiier Erich Brockmann verab­
sch iedele sich Helm von den Milarbei-

LandesslelJenleitcr Schneider 
(rechts) "erabschiedet Heinz Helm. 

lem seiner Diensisielle. Schneider 
dankle Helm fUr seine Täligkeil und 
überreichle ihm die Dankurkunde des 
Direklolli des Verbandes. 

• 
Im Beisein von BVS-LandeSSIellen­

leiler Helmul Schneider und Sachge­
biellleilCr Erich Brockmann wurden 
jettl die Helfer Genove,a und Manin 
Berchlold verabschiedeI. Frau Berch­
lold begann ihre ehrenamiliehe Tälig­
keil im Jahr 197 1 und versah den 
Dienslposlen der Fachbearbeilerin 
,,Frauenarbeir- bei der DienslIlelie 
Rosenheim. Manin Berchlold wirkle 
seil 1%5 mil und übemahm 1966 die 
Kreisslelle Miesbach. Späler kam er 
zur Dienslslelle Rosenheim. Aufgrund 
seiner gUien Kon!akle zu Gemeinden, 
Behörden und Belrieben nahm Berch­
lold die Aufgabe des Kreisbeauflrag­
len fUr den Landkreis Miesbach wahr. 
Als Team fUhne er zusammen mil 
seiner Frau bei vielen Schulen Selbsl­
schulz-Grundlehrgänge durch. 

Landesslellenleiler Helmul Schnei­
der dankle dem Ehepaar Berchlold fUr 
ihre langjährige Täligkeil und über­
reichlC ihnen die Dankurkunde des 
BVS mil den beslen Wünscben fUr die 
Zukunfl. 

'""" Dank rur langjährige Tätigkeit spricht Landesstellenleiter Schneider (links) 
GenO"eva und Martin Bcrchtold (rechts) 8llS. 
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Technisches Hilfswerk 
Hamburg 

Führungskräfte­
seminar in Schwerin 

Sch~ crin . Da; dlcsJahnge Füh­
rungskr'aflescminar fand eNmals in 
der LandeshauplSladl Ion Merklen­
burg-Vorpommern. Sch .. enn. ;lall. 
45 Führungskräfle aus lIamburg hal­
len Gelegenheit. mit der Landesl"er­
bandsfUhrung. dem RefemlSleiier 
THW I. Reglerungsdlreklor Derrn. 
und dem Präsidenlen des BZS. Dusch. 
alle anstehenden Probleme eingehend 
zu diskulieren. 

Als Gasigeschenk halle ZugfUhrer 
Wilhelm Bienng vom Bellfk;verband 
Hamburg-Mille einen Ginkgo-Baum 
g~sliflel. den die sleillenreiende Bür­
genneislenn. Frau Pia-Madeleine Ga­
nll. und der PnlSldent des BZS. Hans­
Georg Dusch. in Sch .. elln an ,enlTaler 
Sielle einpnanzten. 

156 Helfer aus den Bemkslerbän­
den Hamburg-Mille und Hamburg­
Bergcdorf. die LUr gleIChen Zeit einen 
MOI-M3N:h nach Schwenn durch­
ruhnen. bildelen 10 einer M:mchpausc 
ein eindruckslolles Spalier. als der 
Baum gepnanZi wurde. 

Der Leiler des Amlcs fUr Zivi l­
IChull. Lange. infonniene die Füh­
rungskräfle aUl Hamburg Im Laufe des 
SeminaT'i über den ZIVil- und Kala-

llrophenschulZ in der ehemaligen 
DDR. 

Regierungsdirektor Derrn sprach 
anIChlieBend über die PeT'ipektiven 
des THW in den kommenden Jahren. 
Für alle Belelliglen .. r da; Führungs­
krafte",minar in dem neuen Bundes­
land fUr die künftige Arbeil im Kala­
llrophenschUlz ein Ge. inn. Die ge­
knüpflen Komakte sollen auch In Zu­
kunfl leniefl und erweilen .. emen. 

A. K. 

Ehrung Hamburger 
THW-Helferin 
und -Helfer 

Hamburg. Im Rahmen einer Feier­
slUnde am 30. NOlember 1990 wul1len 
81 Bürgennnen und Bürger der Freien 
und Hansclladl lIamburg rur Ihr eh­
renamtliches Engagemenl rur das Ge­
mein.escn durch I. Bürgenmeisler 
Dr. Henning Voscherau mil der .. Me­
daille fUr lreue Arbeil im DienSIe des 
Volkes" in Bronze ausgezeichnel. 

Damit .. ul1len ",il Jahrzchnlcn eh­
renamllich läIige Milglieder le!'iChie­
dener Hilfsorganisalionen ebenso. ie 
Milarbciler sozialer EinnchlUngen 
und Vereine so. ie ehrenamllichc 
Richlennnen und Richler "",ge­
zeichnel. 

Vom THW erhielien die Ehrenme­
daille: Jürgen Waldl. Bernd Balzer. 
Jürgen Schlumbohm und Frau Hanna 
Schlumbohm. Auch Landesbeauflrag-

IJZS-Präsidenl lI ans Georg Ousch und THW-Landcsbeauftragter Günlcr 
Traut\etler im Ccspriich mit dem der SIelI v. UÜ'1:ermCiSlerin Ilia-Mlldelein 
Gnril t . (1"010: Krüger ) 
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I. lJürgernlt'isler Or. Yl&herau 1~lille ) und Tf-J\\-Lalldt.~bc'lUrtnt);ICr 
Traul\ ctter (rechb J mit den Gt.'C hrtcll . ("010: Schlul1Ibohm) 

ter Dipl.-Ing. Günler Traul'eller 
"'Ohnle der Au;lCIchnung bei. 

Dr. Henning Voschcrau ruhne u. a. 
in seiner Dankelrede aus: .,Mlt Ihrem 
\elbllloscn ehrenamilichen Engage­
ment liefern Sie Tag fUr Tag em über­
zeugendes Gegenbeispiel don. '0 

sich soziale Kähe und Ellenbogen­
Memaliläl "",zubrellen drohen. Die­
scs ehrenamlhchc Wirken findet meisl 
im stillen lIau. I'.s bedeulet den Ver­
ziehl auf Freizeit und belaslel ofl das 
Familienleben . Fur unser Gemei""e­
scn iSI es uOlerLIchlbar. Wo Immer 
der Slaal nichllälig .. rden kann oder 
soll. iM frei. ill igel Engagemcm ge­
fragl und gefomen. nichl um Lücken 
zu stopfen. sondern weil die Erfahrun­
gen. die PhanlaSie und das Einfuh­
lungsvernlögen der Frauen und Män­
nenorOrt uneT'iClLlich lind." Sch. 

Weiterbildung 
bei den Hamburger 

Gaswerken 

Hamburg. Scll Anfang 1989 be­
lIeiben die Hamburger Gas .. rke auf 
dem Gelände der ehemaligen Landes­
feuerwehT'iChule (Hamburg-Veddel) 
em SicherheilSlraining rur Milarbciler 
der Firnlen. die Ga.\rohrlcilUngen_,er­
legen. 

Die Gas.erke haben sich bei der 
InSlalialion der Anlage bereil erklärt. 
auch Führungskräfle des THW Ham­
burg mil den Gefahren der Einsa"sl.l­
le bei GasrohrbTÜchen vertraul zu ma-

ehen. och Ei""eisung der Gruppen­
fUhrer der Gas-W",,,,r-Gruppen An­
fang 1990. wurden Ende lergangenen 
Jahres die Bergung1LUgruhrer in einer 
AbendmanSiallUng durch die Gas­
.erke .eilergebildel. 

In emem Rohrgraben .urde nllt 
einem Bergungsr'äumger'äl ein Rohr­
bruch dargeSIelli, .obci Ga.s zur Ent­
zündung gebrachi .. me. Alle Sicher­
heilSregeln wurden den Bergungslug­
fUhrern anschaulich aufgezeigl und die 
Sicherung der SchadenS11eIle prak­
tlICh durchgefuhn. 

Auch dieses Jahr soll rur einen an­
deren Personenkreil die Veranllahung 
.iederhoh .emen. A. K. 

Zusammenspiel 
von zwölf Einheiten 

Hamburg-\\andsbek. Zusammen 
mil sieben Jugendfeuemehren nahm 
die THW-Jugend Wandsbek an der 
Übung der Dlreklion Osl der Feuer­
.. ehr Hamburg lel l. Vier Aufgaben an 
Stationen im Raum Tonndorf waren zu 
löscn: Z.ei nach einem Veri.ehr"un­
fall sch.er ,erlelzle Per..onen waren 
zu ;er.;orgen. Eine lorgegebene 
Rückmeldung soilie. nachdem sie die 
.~Iille Pos'" der Gruppe durehlaufen 
halle. möglichll uOlerlidschl .. ieder­
gegeben "erden. Ein Lkw ' .ar mil 
einem Hebegeräl eigener Wahl anzu­
heben und eine BrandschulZubung 
durchzufuhren. 

Diese Slalionsübungen .. erden seil 
elf Jahren im OSlen Hamburgs von den 



Jugendfeuerwehren durchgefühn. 
Ziel ist es. die Motivation fUr den 
Unterricht zu verbessern. Dies ge­
schieht durch die Simulation von Ein­
satlSituationen . Deshalb wurden "Ein­
satz." und "Rückmeldungen" über das 
4-Meter-Band abgegeben und die 
Onsangaben als UTM·Gitter·Koordi· 
nation durchgesagt. Die Jugendlichen 
bedienten die Funkgeräte und ermittel· 
ten mit Planzeiger und Karre den "Ein· 
satzon". Zwischen den Aufgaben 
wurden die Einheiten durch eine Art 
Funkrallye beschäftigt. 

Ein Team von Mitgliedern von vier 
Einheiten wirkte dabei zusammen. 
Das THW Wandsbek organisiene die 
Bergungsübung und stellte den "Stütz· 
punkt". Drei Freiwillige Feuerwehren 
teilten sich die restlichen Aufgaben. 

H.N. 

Eine Idee 
wird Wirklichkeit 

Hamburg. Die Idee fUr eine ge­
meinsame I-Dienst-Übungsstrecke 
enlltand 1985 während einer verlager­
ten Standonübung des I-Zuges 31/55 
des Bezirksverbandes Hamburg-Mitte 
an der KatS-Schule des Bundes -
AußensteIle Hoya. 

Die darauffolgenden andenhalb 
Jahre wurden genutzt. um konkrete 
Pläne zu entwickeln. Als Zielvo",tel­
lung wurde festgelegt: 

Die Anlage soll alle Übungsteile, 
die zur Standonausbildung notwendig 
sind sowie ein reales Straßenprofil 
erhalten. 

Hierfür sind folgende Übungsein­
richtungen geplant: 
• Anlagenteil Elektrische Ver.,or· 

gung (EGr) 
- Niederspannungskabel5 x 35' 
- Straßenbeleuchtung 
- Femmeldekabel 
- HausanSChlußleitungen 

• Anlangeteil Gas-IWasser".rsor­
gung (GWGr) 
- Gasleitung DN 80 aus Stahl 

und PE 
- Wasserleitung DN ISO ausver­

schiedenen Materialien 
- Hausanschlußleitungen für Gas 

und Wasser 
• Anlagenteil Abwasserentsorgung 

und Olschadenbekämpfung 
- Kanal Regenwasser DN 1000 

mit Einstiegschächten 
- Kanal Schmutzwasser DN 500 

mit Einstiegschächten 
- Becken für Ölschäden und 

Atemschutzübungsstrecke 
• Anlagenteil Freileitung 

- Außerhalb der Übungsstraße 
soll eine Niederspannungsfrei­
leitung mit verschiedenen 
Mast- und Leitungssystemen 
auf ca. 300 m Länge errichtet 
werden. 

Die Übungsstraße erhäh in Teilbe· 
reichen Bordsteinkanten. Gehweg­
und Straßenbeiag. 

1988, nachdem die Planung geklän 
war, wurde die Anlage den weiteren 
Bezir1<sverbänden des LV Hamburg 
vorgestellt. Es wurde beschlossen. die 
Anlage fürdie landesweite Nutzung zu 
erstellen. Zu den Vorarbeiten gehöne 
auch Beschaffung der notwendigen Fi­
nanzmitte!. Dabei hat sich die Zusam· 
menarbeit mit dem LV-Hamburg be­
wähn. 

Ein weiterer, wichtiger Schritt bei 
den Vorarbeilen war die Verlegung 
der KriechSIrecke. Sie wurde in die­
sem Zusammenhang erneuen und er· 
weitert. 

Es standen nun umfangrciche Erd· 
arbeiten an. Dabei haben sich beson­
ders die Radlader der Bergungsrnum­
gruppen bewähn. 

Bis Ende 1988 waren die Bergungs­
strecke umgeselzl, die Freileitungs­
masten geselzl und das Materiallager 
erslelh. Auch war mil den Erdarbeilen 

Bei den Erdarbeiten bewährt sich der Rad lader der nergungsriiumgruppe. 

für die Sielleilungen begonnen 
worden. 

Aufgrund der intensiven Kontakte 
zu den Hamburger Gaswerken 
(HGW), wurde noch in der Planungs· 
phase eine Gasbrandübungsanlage 
durch die HGW mil in das Gesamlkon· 
zept eingebunden. Dieser Anlagenteil 
wurde durch die HGW finanzien und 
erstelh. 

Bis heUle wurden folgende Arbeilcn 
durchgefühn: 
- Bauslelleneinrichtung, 
- Freileitungsslrecke mit verschiede-

nen Maslformen und lsolaloren auf 
einer Länge von 1SO m. 

- Kanal Regenwasser D 1000 mit 
Einstiegschächlen, 

- Planum der Übungsslraße. 
Während die Arbeilen voranschril­

len, nossen ständig neue Ideen in den 
Prozeß der Planung ein. Die Hambur­
ger Ver.,orgungsunlemehmen beob­
achten die Entwicklung aufmer1<sam 
und sind an einer Zusammenarbeit 
interessiert. 

Das Projekt "I-Dienst-Übungsslrek­
ke" hai viel Engagement der Helfer 
erforden. Bisher wurden ca. 6000 
Helferslunden für den Aufbau der 
Strecke durch die I-Züge des LV Ham­
burg erbracht. Der Bau an sich iSI 
bereits Übung unter realislischen Be­
dingungen und hai hohen Ausbil­
dungs\\en. Die Helfer sehen sich einer 
echlen Aufgabe gegenüber. womil der 
pädagogische Wen dokumentien ist. 

Zu danken iSI an dieser Sielle nam­
haften Hamburger Baufirmen und der 
Hamburger Feue",ehr für ihre lalmf­
lige Unterstützung. B.lK. 

Niedersachsen 

"THW schlägt 
feste Brücken 

der Völker­
verständigung" 

Meppen, Das cIOjährige Grün­
dungsjubiläum des THW nahmen die 
Emsländischen Onsverbände zum An­
laß. am Samslag, dem 17. November 
1990, zu einem Empfang in die Unter­
kunft Meppen einzuladen. Die Festan­
sprache hiell vor zahlreichen Ehrengä· 
sten - Repr'.isenlanlen der Behörden 
und DiensISteIlen in Sladl und land­
kreis. der Bundeswehr und der Poli­
zei. aller Hilfsorganisalioncn, weile· 

rer exlemer Gäsle sowie einer großen 
THW-Abordnung mit Direklor Gerd 
Jürgen Henkel an der Spitze - der 
Ehrenvorsilzende der THW·Helfer­
\'ercinigung Niedersachsen e. V., 
Kanzleramtsminisler Rudolf Seilers. 

In seiner Feslrede blickle Minister 
Seiters zunächst auf die .,Geschehnis­
se von hislorischer Dimension und das 
gigantische Vorbild in der Geschichle 
nach 40jähriger Kommandoherrschaft 
in der ehemaligen DDR" zurück. Da­
bei gehe es nichl nurum rechlliche und 
malerielle Fragen. sondern Probleme 
der Gesellschaflsordnung. Seilers: 
.. Wir brauchen eine Stimmungslage. 
in der Einfühlungsvermögen und die 
Bereitschaft, aufeinander zuzugehen, 
und der Wille zur gegenseitigen Hilfe 
dominieren~" 

Diese "Slimmungslage" "erde im 
THW durch die sländige Hilfsbereil­
schafl in eindrucksvoller Weise doku­
mentien. Nach einem in den Grün· 
dungsjahren nichl immer einfachen 
Weg dürfe das "Werk" jelzi "nur Re· 
spekt und Anerkennung" emlen. Die 
Wenschätzung des THIV spiegele sich 
auch in der Gesetzgebung wider, be­
lonle der Ehrenvorsilzende der Helfer· 
vereinigung und erinnene an das 
THW-Helferrechlsgesetz. 

Verantwortliche Friedenspolilik be­
dürfe auch in Zukunft des Schutzes der 
Zivilbevölkerung. Und wirksame 
Vor.,orge erfordere den Einsalz erheb­
licher Mine!. Die wachsende Zahl der 
Einsätze des THIV mache deullich, 
daß man auf seine Leislungen nichl 
mehr verzichlen könne. Seilers belon· 
te. daß für die Bundesregierung kein 
Anlaß bestehe. Aufgaben des THW 
auf andere Organisationen zu übertra­
gen. ichl nur die jüngsle Vergangen­
heit habe bewiesen. daß die Organisa­
tion feste Brücken der Völkerverstän­
digung zu schlagen vermöge. 

Gerd Jürgen Henkel , Direklor des 
THW, hob die Aufgaben der Organi­
salion sowohl im Zivil· als auch im 
Katastrophenschulz hervor und ver­
wies auf das große Helferrese"oir, die 
gUle Jugendarbeil und das ,orbildliche 
Engagemenl der Helfervereinigung. 

Dip\.·lng. Eckhard Leiser, THIV· 
Landesbeauflragler für iedersach­
sen, erklärte: "Im Emsland slehl mit 
dem Technischen Hilfswerk eine lreue 
fesle Gemeinschaft, die über ihre 
Pnichlgrenzen hinaus wir1<sam iSI'" 
Sein Wunsch: .. Daß wir mit unserem 
Gedankengul im neuen Jahr auch in 
der ehemaligen DDR lälig werden 
dürfen'" 

Eine hohe Auszeichnung wurde 
dem Meppener Ons- und Kreisbeauf­
lraglen Alo)s Büring zUlei l: Für sein 
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Kanzleramismin ister Rudolf Seilers nimmt als .:rinnerungs~l'SChenk ein 
Grenu.aun. Relicrentgegcn. (Foto: ~ I eppcn ) 

beispielhaft" Engagement erhielL er 
da; "Ehrenzeichen in Silber der Bun­
desanstalL THW". 

Jahrestagung 
niedersächsischer 

THW-Führungskräfte 

Hannol"erlBad Essen. Über 100 
Führungskräfte des THW-Landmer­
oondes iede"ach",n kamen am 
Sarmtag. dem 24 NOI'ember 1990. in 
Bad E-I",n. Landkreis Ü>nabrück. zu 
ihrer Jahre;tagung zu"'mmen. All 
Gastredner konnte Landelbeauftmgter 
Eckhard Leiser. MIn"terialmt Dr. 
Ammennüller. BM!. Ltd. Ministerial­
mt Gallwitz. NMI. sowie THIV-DI­
rektor Henkel und Refemtsleiter Läp­
ke begrüßen. In den le~hiedenen 
RedebeItrugen I<urde den Krel - und 
Ortsbeauftmgten verdeutlicht. daß 
sich da; THW im Spektrum der ge-

",mtpoliti\Chen Entw Icklung eben­
falls in einer Zelt des Umbruchs befin­
det. Einer zukünftigen verandenen 
Aufgabenstellung - so das Fazit -
muß lich dal THW fl .. ibe!. lpeziell 
und profe"ionell anpa,,,,n. 

Umweltschutz als 
wichtige Zukunftsaufgabe 

Zu Beginn seiner Rede unterzog 
MiniSleri.lrat Dr. Ammennüller die 
Einrichtungen deI Zi,iilchutze, einer 
kritischen und analyti\Chen Bewer­
tung. HinSichtlich einer zukunftigen 
Neukonzeption des Zilil- und Kata­
strophenschutze; befande sich der 
Bund noch In Abstimmung'ge'pr.­
chen mit dcn Ländem. Ammennüller 
unte~trich die bleibende politi>che 
und rechtliche Vemntwonung des 
Bundes rur den Zivil- und Erneitenen 
Katastrophenschutz. So werde di....,r 
die Forderung einiger Bundesländer. 
auf den Aufbau des THW in den Ü>t-

TechniSChes 
Hilfswerk 

Oie aufge" orfencn Fragen " ('rdcn auch in d('n Pa usen disku tiert (\on 
n.'ChlS): l\ linislcrialratOr. Ammermü ller und Ud. Mini '!. tcrialrat Ga U" itz. 

(Foto; Bormann) 
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deUl>Chen Ländem zu vemchten. 
nicht erfüllen. Der Umweltschutz soll­
te seiner Meinung nach veraarkt als 
friedensmäßige Aufgabe vom THo\V 
wahrgenommen werden. 

THW ist psychologisch 
wichtig 

Lid. Mmillen.lmt Gall",itz vom 
Niedef\dch\l\Chen InnenminiSlerium 
fordene in direkter Erwiderung ein 
umfassendes. >chlülliges Konzept de, 
Bund" zu dem vorgenannten Kom­
plex. WObei die Abgrenzungslinien 
und ZustandigkeilSregelungen zwi­
>chen Bund und Ländern nicht in Fm­
ge geIleil! werden durften. 

Bei der Darlegung weiterer Grund­
positionen beleichnete Gallw Itz das 
THW als ps)chologi\Ch "ichtig. Es 
müsse ab l "lfsor~anisation mcht nur 
bela;sen. sondern sogar noch ausge­
baut "erden. Allerdings müsse die 
derZCItige lentralillische Situation lU­

rückeeruhn und da; THW. zum Bei­
spiel bei der Neuorganisation der 
Fachdienste. mlgesamt flexibler ge­
\!altet werden. Er konstatiene dem 
THW eine wichtige ideelle und prakti­
sche "Brückenbaufunktion" und be­
zeichnete CI abschließend als unver­
zlchtbaren Faktor im Kata\!rophen­
\Chutz des vereinten Deutschlands. 

Eigener Zuweisungsstrang 
für das THW 

TIM-Direktor Gerd Jürgen Henkel 
konnte ansehließend die 10m Vorred­
ner angesprochene Neuorganisation 
der Fachdienste konzeptionell umrei­
ßen. So sollte der zukünftige On"er­
band zWl\Chen 80 bil max. 120 Helfer 
umfaslen und m jedem Oruverband 
dem Bergungsdien\! eine Instandsct­
zungskomponenle - unter Vmicht 
auf die bllherige Aufgabe "Gas" -
angeglieden werden. Zur verbessenen 
Motivation der Helfer. aber auch bei 
der Helfernerbung. müßten die Be· 
griffe Kamerodl<haft. Technik und 
humanit",el Helfen besonder.; heraus­
gestellt werden. 

Für 1991 bereitet sich das THW. so 
Henkel. auf die Gründung von zu­
nochst 20 Onsverbänden in den O,t­
deul>Chen Ländern vor. 

Um einen unvorbelasteten Stan rur 
das THW zu ennög"chen. soll die 
GrundaUI\lattung mit Westfahrzeugen 
und -ger" erfolgen. Es ilt vorgesehen. 
diesen Bedarf zunächst aus GroBons­
verbänden zu decken und rur diese 
innerhalb von etwa zwei Jahren Er­
satzbeschaffungen lorzunehmen. Im 
niede"iIChllschen Pannerland Sach­
sen-Anhalt IIt lorläufig an vier Ons-

lerbandsgrundungen. und lwar in 
Halbe~tadt. Magdeburg. Des",u und 
Bitterfeld gedacht. Henkel fordene am 
Schluß seiner Ausruhrungen eine all­
gemeine. THW-übergreifende Fach­
dien\!bereinigung und zur verwal­
tungsmäßigen Entla;tung der ehren­
amtlichen Helfer einen direkten Zu­
weisungsstrang rur das THW. 

Helfer sind wichtigstes 
Kapital und größte Stärtle 

An den positisen Tenorder KB OB­
Tagung 1989 erinnene Landesbeauf­
tragter Eckhard Leiser zu Beginn sei­
nes Refmtes. um dann auf die sich 
ube~türzenden Entw icklungen von 
der Grenzöffnung bis zum Beitritt der 
DDR zur Bundelrepub"k einzugehen. 
Er fordene. daß mit der AUlgrenzung 
des THW in den neuen Bundesländern 
Schluß ,ein und Im Haulhalt 1991 eine 
Anschubfinanzierung rur da> THW 
au~gewiesen ,"erden mü,~. Po~iliv 

bewenete er die Ent",cklung des 
THW von einer kopfge'teuenen Bun­
desorganisation 1U einer farbentmgen­
den Ba;isorgani"tion. Dies zeige lieh 
in der Bereitschaft vieler Helfer, die 
Leiser als wichtIgltel Kapital und 
größte Stärke des THW bezeichnete. 
nach zehn- bzw. achtjähriger Dien\!­
zeit all aktilCr Helfer bzw. Rese"e­
helfer im Ortsl'crband zu verbleiben. 
Zusammenfassend gab er Direktor 
Henkel die Zusicherung. daß der Lan­
desverband Niede~ach,en "problem­
bewußt. konstruktiv und bunde"reu 
an der Umgestaltung deI THW mitar­
beiten will". 

Mehr Technik im THW 

Dem Ion Leiler als "Vor- und Quer­
denke(' der THW-Leitung angekün­
digten Referallleiter Dietrich Läpke 
blieb es abschließend 'orbeh"lten. die 
Ion Direktor Henkel umrilsenen 
Überlegungen 1U konkretisieren. 

Da sich die sr AN des Bergungs­
dienstes in den Grundzügen scit 1940 
kaum veränden habe. mü>SC hier 
künftig erheblich modemilien wer­
den. Neben einer Neudefini tion der 
Bergungsdienstaufgaben müsse der 
Instandsetzungsdienst künftig in die 
Lage versetzt "erden. nicht nur zu 
repaneren. sondern auch zu produzie­
ren. wie z. B Strom aus leiltungsfahl­
gen Aggregaten. Insge"mt müsle die 
Technik im THW erheblICh besser und 
die Organisation insgesamt flexibler. 
spezieller und professione ller werden. 

Die vorgetragenen Gedanken und 
Überlegungen faSte all vorletzter Red­
ner Landessprecher Michael Borg-



mann kurz zusammen und forderte u. 
a. eine verstärkte Öffentlichkeitsarbeit 
zur Helfererhaltung und Helferwer­
bung. 

Für die Helfervereinigung Nieder­
sachsen mahnte Peter Dziedzioch, 
Gilhom , die wenigen Ortsverbände 
ohne Helfervereinigung an, umgehend 
zu griinden, um auch auf diesem Wege 
eine stärkere Unterstützung des THW 
in politischer und r,nanzieller Hinsicht 
in einer Zeit des Umbmchs gewährlei­
stenzukönnen. R.B. 

THW Niedersachsen 
unterstützt 
UdSSR-Hilfe 

EmdenfGilbornlHannover, In 
Zusammenarbei t mit dem DRK ist das 
THW in mehreren niedersächsischen 
Städten im Rahmen der Hilfsmaßnah­
men rur die Sowjetunion aktiv ge· 
worden. 

Den Anfang machte das ostfriesi­
sche Emden, wo eine Spendenaklion 
für die Partnerstadt Archangelsk initi­
iert wurde und das örtliche THW 
Transport- und Lagerkapazitäten zur 
Verfügung stellte. Der Versand der 
Hilfsgüter erfolgte auf dem Seeweg. 
Zum Verteilerkomitee, das mit dem 
Rugzeug nachreiste, gehörten auch 
zwei THW-Helfer aus Emden. 

Ein erster Hilfsgütertransport mit 
THW-Lastkraftwagen startete am 
Samstag, dem 15. Dezember 1990, 
unter der Leitung von Kreis- und Orts­
beauftragten Peter Dziedzioch von 
Gilhom aus in die Partnerstadt Kor­
sun-Schewschtenkowski in der Ukrai­
ne. 15 THW-Helfer, fünf Rotkreuzler 
und ein Feuerwehrmann hatten sich 
für die Fahrt zur Verfügung gestellt. 

Am Montag, dem 17. Dezember, 
erreichte der Konvoi mit seiner 30-
Tonnen-Fracht a.us Lebensmitteln, 

Med ikamenten, Krankenhauszubehör 
und Bekleidung den Zielort. Nach der 
Verteilaktion kehrten die Helfer am 
23. Dezember nach Gilhom zuriick. 

Einige Tage zuvor, am Donnerstag, 
dem 12. Dezember 1990, war von 
Hannover aus Hauptsachgebietsleiter 
Ralph Dunger mit drei Begleitem nach 
Brest an der mssisch-polnischen Gren­
ze aufgebrochen. Sie hallen den Auf· 
trag, in einem vom DRK geplanten 
Logistikstützpunkt im Bereich einer 
großen Kfz-Werkstatt die Einrichtung 
einer vom THW betreuten Instandset­
zungssteIle zu erkunden. Vom 2. la­
nuar an ist die wechselweise Beset­
zung mit zwei bis drei Fachkräften 
vorgesehen. Sämtliche THW-Trans­
porte sollen dann über Brest gehen. 

Über die Medien und in gezielter 
Ansprache hal der Landesverband 
Niedersachsen seine Bereitschaft be­
kundet, weitere Hilfsgütertransporte 
durchzuführen und Sammelaktionen 
zu unterstützen. Er hält dafür Fracht­
kapazitäten von zunächst bis ca. 60 
Tonnen bereit und bietet die Einrich­
tung eines zentralen Sammellagers in 
Hannover an. Anfang lanuar wird mit 
einer verstärkten Inanspruchnahme 
des Hilfsangebotes durch karitative 
Einrichtungen und Sanitätsorganisa­
Iionen gerechnet. R. B. 

Hessen 

THW-Helfer pflanzten 
rund 25 000 Bäume 

Darmsladt. Die lahresabschluß­
übung des THW-OV Darmstadt fand 
am Samstag, dem 27. Oktober 1990, 
im Darmstädter Wald statt. Rund 150 
Helfer des Ortsverbandes nahmen an 
dieser Übung teil. Ortsbeauftragter 

Das Zugtruppfahr/:eug wil'd rul' die El'kundungsfahl'l mich 81'esl vOl'bcl'ci· 
tel . (l"oto: BOl'mann) 

Ein THW·Hetfer pn:lIlzt Kiefernsetzlinge . (1'010: Gl'ün ig) 

Hans-Peter Walter hatte eine Baum­
pflanzaktion in den Mittelpunkt der 
Übung gestellt. 

Beim Forstamt Darmstadt stieß die 
geplante Aktion auf Zustimmung. Die 
Forstleute hatten in der Vergangenheit 
mit dem THW gute Erfahrungen ge­
macht: In den zuriickliegenden Wo­
chen und Monaten unterstützte das 
THW das Forstamt bei zahlreichen 
Aufräumungsarbeiten im Wald. 

Im Rahmen dieser Tätigkeit leistete 
der 250 Helfer starke Ortsverband ins­
gesamt 6000 Helferstunden. 
Forstoberinspektor Robert Döll: "Für 
mich ist diese Aktion ein sinnvoller 
Abschluß der diesjährigen THW-Ar­
beiten im Darmstädter Wald. Die Hel­
fer hatten ja zuvor bei den Aufräu­
mungsarbeiten Bäume abgesägt. Nun 
erhalten sie die Gelegenheit, auf den 
freien Rächen wieder Setzlinge zu 
pflanzen." 

Am Samstag morgen fuhren die 
Helfer zu einem vom Friihjahrsstunn 
völlig zerstörten Wald gelände des 
Forsthauses Weiterstadt am Domhei­
mer Weg. Vor Ort infonnierten drei 
Forstleute die Helfer zunächst über die 
anstehenden Arbeiten. Das Forstamt 
stellte für die Wiederaufforstung 
38000 Kiefern und 10000 Buchen 
zur Verftigung. 

Die Zeiten der Monokulturen gehö­
ren im Darmstädter Wald der Vergan­
genheit an. Dazu der Revierförster: 
"In rund 100 lahren wird in dieser 
Schonung wenigstens der optische 
Eindruck eines Laubwaldes helT­
schen." 

Mit viel Engagement machten sich 
die Einsatzkräfie - aufgeteilt in Zwei­
ergruppen - an die Arbeit. So wurden 
bis zum späten Nachmittag fast 25 000 
Bäume gepflanzt. 

Die Übung fand eine breite Zustim­
mung .. ,Mit unserer Aktion leisten wir 
einen aktiven Beitrag rur eine bessere 
Umwelr', so ein THW -Helfer. H. G. 

Waldbrandübung 
im Darmstädter Forst 

Darmstadt. Der Leiter des Forst­
amtes Dannstadt, Dr. Rosenstock, 
und Technischer EinSalzleiter Brand­
rat Robert HolI, Berufsfeuerwehr 
Dannstadt, hatten fUreine Waldbrand­
übung folgende Lage zugrunde gelegt: 
"Im östlichen Darmstädter Waldgebiet 
wurde zwischen der Autobahn Dann­
stadt-Dieburg und der Di~burger 

Straße - vemlUtlich durch Brand>tif­
tung - ein Feuer gelegt. Das Feuer 
breitete sich vom Griinen Teich in 
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östlicher Richtung auf die Bernhardl­
acker -Schne;". aus." 

. .Mit dieler Übung soll die Wasser­
leoorgung und der Veri.ehr Im Wald 
geübt .erden. Bei der Wasle"eoor­
gung liegt das Hauplaugenmerk auf 
der Errichtung Ion W""'!\lellen und 
H)dramen und der Wa.sleremnahme 
an offenen Gewässern. Verkehrstech­
nisch .ird der Pendel- und Einbahn­
lerkehr auf den schmalen. unbefestig­
ten Waldwegen soWie der Transport 
und Einsatz Ion schlIerem Räumgerät 
getestet". erläuterte Holl den Übungs­
ablauf. 

Den Vorgaben der Einsatzleitung 
entsprechend. stand die eigentliche 
Brnndbekämpfung Im Ihntergrund. 
So waren die Feue",ehren auch nur 
mit vier TanklölChfahneugen ange­
rückt - eine Zahl. die Im Ernstfall 
noch nicht emmal rur den 'prich.ört­
lichen Tropfen auf dem heißen Stein 
gereicht häne. Daruber hmaus wurde 
die ZusammenarbeIl und das Zu<am­
menspiel der \CrlChiedenen Katastro­
phenschutz-Einheiten kritisch beob­
achtet. Um es vo",eg7unehmen: Die 
Zusammenarbeit funkllonierte rei­
bungslos. es ergaben sich keine Kom­
petenzschwierigkeiten . 

Die Alarmierung der emzelnen Ka­
tastrophenschutz-Einheilen erfolgte 
zwischen 17.00 und 18.00 Uhr. Neben 
der Berufsfeue",ehr Darnlltadt. den 
Freiwilligen Feue",ehren Arbeiligen. 
Darmstadt-Innenstadt. Eberstadt und 
lVixhausen beteiligten sich auch Pi", 
niere der amerikanischen Streitkräfte. 
Bundes.ehr SOWI< Poh,el. ASB und 
der THIV-OV Dannstadt an dieser 
Übung. Z\\ischen I7JO und 18.30 
Uhr trafen die lerlChledenen Einhei­
ten am Bessunger Forsthaus ein. Von 
hier aus wurden sie an ihre Einsatzorte 
dirigiert. 

Eingebunden 10 den Einsatzplan 
stellte das THW rur die", Übung drei 
Behelfslöschfahneuge mit je.eils ei­
nem 5OOO-I-Wasserbehälter. eine 
BergungsemhClt mit MKW und GKIV 
sowie einem Fernmeldebautrupp mit 
zwei FEKW. "lVir .ollen insbesonde­
re die Zu<ammenarbell des THIV mit 
der Feue",ehr testen. Das THIV soll 
deshalb rur NachlölCharbeiten einge­
setzt .erden und LöICh.as<er mit 
Lk. transponieren". so Holl. 

Die Einsatzleitung seitens des THW 
lag in den Händen Ion Zugruhrer 
Klaus Brüllke. ach Rück'prache mit 
der TEL verteilte er die THW-Einsatz­
kräfte: So mußte der Femmeldezug 
10m Bessunger Forsthaus ein Fern­
meldekabel zur et. a 1.5 km entfernt 
gelegenen Ein"'tzleitung verlegen. 
Die THW-Tanklöschfahneuge wur-

Mit der TI-I W-Ehrenplakette "crden Uundcslagsu l~('Ordneter Michael Jung (,," e iter \ on rechts) und Oberst 
Joachi m Thies (z\\eiter \on links) nusgc7(·ichncl. (10'010: Bach) 

den zur Brandbekämpfung an den 
Heu.eg beordert. um dort ein Au,­
breiten des Brand" in südlicher Rich­
tung auf die Autobahn zu lerhmdern. 

• .zum Wassertransport und zum 
Naßhalten und Ablöschen Ion Glutre­
sten hat sich der Ein"'tz des THW 
bewährt. Zur eigentlichen Brandbc­
kämpfung benötigt das THW aller­
dings .. eitaus stärkere Pumpen". resü­
mierte Holl den THW-Einsatz. 

Bei der abschließenden Ein\3tzbe­
sprechung bedankte sich Dr. Ro",n­
stock rur das Engagement der Helfer. 
Dabei wies er auf die Not.endigkeit 
derartiger Übungen hin. Die Lei\tun­
gen des THW Darmstadt. das er als die 
.. Feue",eh(· des Forstamtes Dann­
stadt bezeichnete. hob er besonders 
hervor. "Die Arbeit. die das THW bei 
den Aufräumarbeiten nach den Früh­
jahrsstünnen im Wald bISher gelCIStet 
hat. ist rur uns unbezahlbar'. so Dr. 
Rosenstock. II .G. 

Ehrungen in Limburg 

Limburg. Am 22. August 1990 
wurden 10 einer Feimtunde zllei dem 
THW eng verbundene Persönlichkei­
ten geehn. Bundestagsabgeordneter 
Michael Jung und Oberst Joachim 
Thies wurden rur besondere Verdien­
ste um das THIV die THIV-Ehrenpla­
kene lerliehen. 

Nach der Begrüßung durch den 
Limburger Ortsbeauftragten Stefan 
Wagner würdigte Landesbeauftragter 
Dlpl.-Ing. Hans-Albert Lassen die 
Verdienste der Ehrengäste. Besonders 
hob Lossen das Engagement von Jung 
auf bunde\politilCher Ebene zum 
Wohl des THW und sei nen Einsatz bei 
der Beschaffung Ion geeigneten 
Trnnsponmineln hersor. 

Ebenso würdigte Lossen die Ver­
dienste von Oberst Thies. So sorgte 
Thies u. a. rurdie Bereitstellung eines 

"UW· l-l elfer beim Verh.den der Schu lbücher. 

ausgesondenen . Jedoch gebrauchs­
tüchtigen Lk. rur den OrtSIerband. 

Die Geehrten bedankten sich rur die 
Auszeichnung und I ersprachen. sich 
auch in Zukunft rur die Belange des 
OrtsverbandeICinlusetzen. J. B. 

Schulbücher 
für ostdeutsche 

Patenstädte 

BensheimlLampertheim. Zwei 
U.-Ladungen chulbikher transpor­
tierten Helfer der THW-Ortllerbände 
BenshClm und Lampenheim in die 
ehemalige DDR Über 171XXl lehr­
bücher konnten so den Partnerstädten 
Niesky und Naumburg zur Verfügung 
gestellt .erden. Damit wurde einer 
dringenden Bine der beiden Städte an 
das Staatliche Schulamt des Kreises 
Bergstraße enllprochen. r R. 

(f'Olo: Rupprecht) 
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Warncllensc 
Die Mitarbeiterinnen 

des SChreib-, 
Femschreib- und 

Fernsprechdienstes 
der Wamämter 

im BlS 

Nein, es stand kein Bctriebsausflug 
auf dcm Programm. sondern "Q·Offi· 
ce". Wie bitte? Das Bundesamt - ein 
"Office'" Und auf dem Programm· 
ablauf keine Verwaltung. sondern 
zum Kennenlernen ein Menüsystem 
... Nein, kein Kochkurs, sondern Be· 
fchlsfolgen in der Ziel richtung. Wie 
bitte' Militärisches Handeln sollte 
auch beigebracht .. erden? Wieder fal· 
scher Schluß gezogen. Immerhin 
stand auf dem Studienzettel etwas von 
Textbausteinen. Ah, da hat wohl die 
Bauindustrie mitzureden? Dazu noch 
Einstieg und Fonnaticren - also ein 
Gymnastikkursus? Weit gefehlt. denn 
es ging weiter mit Dokumentarbear· 
beitung, Überwachungsfunktionen, 
Dateiverwaltung. Wie? Kriminalistik? 
Hier liegt die Schlußfolgerung wieder 
"daneben". Die Damen wolhen und 
sollten "weiter nichts" als sich in die 
modeme Schreibtechnik hineinfinden, 
damit sie die vielfaltigen Möglichkei· 
ten eines .,pe· (Personalcomputer). 
der nun auch in allen Warnämtern 
vorhanden ist, besser ausnutzen kön· 
nen . In z,-,ei Lehrgängen im No\em­
bef bzw. Dezember \'ergangenen Jah· 
res, die im Bundesamt stattfanden. 
wurde den Damen der Wamämter ein 
intere~sanle~, aber auch sicher nicht 
immer leicht zu beherrschendes "Pe· 
Menü" serviert. 

Sehr crfreuliche Randerscheinun· 
gen waren in beiden Lehrgängen. daß 
die Kolleginnen sich zum großen Teil 
erstmals persönlich kennenlemten, 
obwohl die meisten sich telefonisch 
bereits seit vielen Jahren kennen. Be· 
dauen wurde also nur das sehr 
schlechte Wetter, wcil es schuld war. 
daß man Bonn nur gut be(Bild)· 
schinnterkunden konnte. V. 

Joachim Schöne 
im Ruhestand 

Groß war die Zahl dcr Gäste , dic auf 
Einladung des Pr'Jsidenten des Bun· 
desamtes rur Zivilschutz. Hans·Georg 
Dusch. zur Verabschiedung des Lei· 
te" des Warnamtes 11 , Joachim Schö­
ne. nach Bassum gekommen waren. 

Vor Venretem aus Behörden, Politik, 
Winschaft und Verbänden skizziene 
Dusch den beruflichen Werdegang 
und die Verdienste, die sich der mit 
Erreichen der Altersgrenze in den Ru· 
hestand tretende Verwaltungsoberrat 
erworben hat. 

Nach knapp zweijähriger Militär· 
zeit und anschließender britischer Ge· 
fangenschaft erlernte Schöne das 
Elektrohandwerk in Oldenburg. Im 
Jahre 1951 trat er als Leutnant dem 
Bundesgrenzschutz bei ... urde don 
Zugruhrer und schließlich Lehroffizier 
an der Grenzschutzschule für Fern· 
meldewesen. Als Hauptmann im BGS 
wurde er 1960 Sachbearbeiter im Bun· 
desministerium des Innem. und ab 
Mitte der sechziger Jahre eneihe man 
ihm ein Lehramt an der lantralen 
Ausbildungsstätte des Bundes in Ahr­
weiler. 

, 
BZS- PräsidenlDusch verabschiedet Warmuntslciter Schönc. 

(Foto: Heppncr) 

1965 erfolgte seine Ernennung zum 
Verwahungsrat und im Oktober 1969 
die BefOrderung zum Oberrat. 

Anläßlich der Olympischen Som­
merspiele in München wurde Schöne 
zum Landesbeauftragten des Techni­
schen Hilfswerkes rur Bayern abge­
ordnet und don mit Sonderaufgaben 
bei der Planung und Realisierung des 
Jugenddorfes und der sogenannten 
.,Spielstraße" betraut. 

Die Leitung des Wamamtes 11 wur­
de ihm am I. November 1973 über­
uagen. 

Mit den besten Wünschen vcrab-
Die Mitarbcitcrinncn der Wurnämter bei e inem Lehrga ng im nzs. schiedet Dusch Wamamtsleiter Schö-

ihm eine Erinnerungsmedaille. Zahl­
reiche Geschenke zeugen von der An­
erkennung, die sich der Scheidende im 
Laufe seiner Dienstzeit im Warnamtll 
erworben hat. 

Im Anschluß an die Verabschie­
dung stelheder Pr'.i.lident den Nachfol­
ger im Amt vor. Es ist der aus Göttin­
gcn stammendelurist Lutz Protze. A. 

Ein Mann 
der ersten Stunde 

Mit Betroffenheit haben viele Kol­
leginnen und Kollegen im IVamdienst 
die Nachricht vom Ableben des frühe­
ren Leiters des Wamamtes IV, Hans 
Behninger. am 11. Dezember 1990 
aufgenommen. Insbesondere. da der 
Verstorbene noch vor etwa einem hal­
ben Jahr als rüstiger Ruheständler am 
Treffen der "Ehemaligen" im Warn­
amt VI teilnahm. 

Hans 8ehninger trat am I. April 
1960 als Verwahungssachbearbeiter 
in den Dienst beim Luftschutz-Wam­
amt An,bach. Er hatte wesentlichen 
Anteil damno aus dem damaligen Pr0-
visorium eines Wamamtes eine funk­
tionsfahige Dienststelle zu schaffen. 

Nach einer Ausbildung im Bereich 
.,Einsatzleitung" übernahm Behninger 
1974 die Leitung des Warnamtes IV in 
Meinerzhagen. Aus dieser Funktion 
UOt er am 31. Oktober 1978 in den 
wohlverdienten Ruhestand. Seine 
fachlichen Kenntnisse , sein Engage­
ment und seine menschliche Haltung 
sind bei seinen ehemaligen Vorgesetz­
ten und Mitarbeitern noch in guter 
Erinnerung. Sie werden ihm stets ein 
ehrendes Andenken bewahren, 

_________________ "IFc.,:·o:::'o::,' :::" .:.ci1be= ' a:::':::h) ne in den Ruhestand und überreichte Hans Behninger t 
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I Deutsches RoCes Kreul 

Jahresbilanz 1990 
70 Millionen Mark für internationale Hilfsrnaßnahmen 

NalUrkaUlSlrophen und NO(slande 
waren im .. 'ergangenen Jahr erneut in 
ersler Linie Anlaß der Hilfsrnaßnah­
men des DRK Im Ausland, außerdem 
waren Hilfsaklionen ftir Aüchllinge 
und fUr Opfer von be"affnelen Kon­
niklen erforderlich. Daruber hinaus 
wurde fUr den Auf- und AUlbau von 
Slrukluren fUr me<licosoziale Dienlle 
bei Sehwe;lergesellschaflen deI DRK 
in der Drillen Wel! Hilfe geieisleI. Die 
imernalJonale RK-Arbeil ziel! auf 
schnelle_ wirksame und ofl lebensreI­
lende Maßnahmen. Der Umfang der 
DRK-Auslandsarbeil belief Sich Im 
Jahre 1990 wie bereilS im Vorjahr auf 
ca. 70 Millionen DM. Die finanziellen 
Minel rur die Ausland\3rbeil verdankl 
das DRK lor allem der Aufgeschlol­
senheil und Hilf,bereil;chafl der Be­
völkerung. Hmzu kommen Sachspen­
den aus Induslrie und Win;chafl und 
in erheblichem Maße Zuwendungen 
der DeUischen Bundesregierung (AA, 
B~IZI sowie der EG-Kommission in 
Brüssel. 

Die personaJinlemi\\len Ein""lzc 
gal!en m den lellien Monalen weller 
der Projeklarbell m Armenien. Mehr 
ab 20 Helfer waren darüber hinau, im 
AugusUSeplember 1990 in Jordanien 
fUr Flüchllmge aus lralJKuwail lälig. 

Salvador und Ecuador wurden med.­
lechn. Geräle geliefen. 

Die wichligslen von der Liga der 
ROikreuz- und ROIhalbmondgesell­
schaflen in Genf koordinienen Hilfs­
maßnahmen nach NalUrkalasuophen 
waren 1990 die Einsälze nach dem 
Erdbeben im Iran und die Hilfe für 
Aüchllinge, die aufgrund der Unruhen 
in Liberia ihr Land \Crlassen hanen 
und in Nachbarländern in Weslafrika 
versorgl werden müssen. Die Hilfen 
dauern noch an. 

Bei vielen Hilfsaklionen, insbeson­
dere bei der Abwicklung von Einzel­
maßnahmen in der Rumänienhilfe, 
waren eine große Zahl 'on DRK­
Kreis- und Lande;verbänden mil zum 
Teil erheblichen EigenleislUngen be­
lelligl. Durch regelmäßige Lieferung 
von Hilfssendungen wie Kranken­
hausbedarfsanikel, Hygiene- und Me­
dikamemensels wurden und werden 
Al!en-_ Kinder- und Behindenenhei­
me sachgerechi sowie durch fachliche 
BeralUng umerslülZI. Die umfang­
reichslen Hilfsmaßnahmen m der 
DRK-Auslandshilfe dauern an. So 
werden beispielsweise die vielen Ein­
zclprojekle in Rumänien und Arme­
nien auch 1991 wCllergefUhn. 

Weilere Einsalzregionen fUrdie Helfer UdSSR - oberste PrIorität 
des DRK waren und sind die Tälig-
keilSfelder des IKRK bei kriegeri- Zur Zeil hai die SolidarilälSaklion 
schen Konniklen_ die leih,eise seil fUr die SowjelUßlon in der DRK­
vielen Jahren andauern. Beispiele sind Auslandshilfe obe"le Prionläl. denn 
die Auseinandmelzungen in Kam- e, gil!, in enger Absprache mil dem 
bodscha und Im Grenzgebiel nach Sowjelischen ROien Kreuz in \ielen 
Thailand sowie die Bürgerkrieglge- Slädlen der UdSSR Saehlpenden an 
biele in Afghanislan, Älhiopien, An- nOileidende Gruppen geziel! und rasch 
gola und Mosambik. zu veneilen. Hinzu komnlen Ge-

LängerfrislJg Wirkende Maßnah- brauchsanikel ftir Krankenhäuser und 
men im Bereich der Emwicklungszu- med. EinrichlUngen. MinelfriSlig wird 
sammenarbeil selZle da> DRK in den das DRK auch eine Reihe von Allen-
Ländern Nicaragua, Karnerun, Sudan, und Kinderheimen geziel! umerslül-
Älhiopien und Bangladesch weiler zcn. Emeul iSI eine enonne Hilfsbe-
fon. Dabei sind die beiden inlegnenen reilSChafl bei der Bevölkerung fesllu-
ROikreuzprojekle zur K3IaSirophen- SIelIen. Auch gab es im DRK-Verband 
vorbeugung in Älhiopien und Bangla- wieder eine breile UmerslÜlzung. Bis 
desch hervorzuheben. Im Bereich der Weihnachlen 1990 wurden vom DRK 
Basisgesundheilslersorgung iSI das Lieferungen im Gesamlwen von ca. 

I DRK m We,lafrika engagien. Na hEl 17 lio. DM durchgeftihn. 

48 IBEVOlKERUNGSSCHUTZ-MAGA.ZIN 2/911 

In Armenien gehen die Wiederauf­
baumaßnahmen unvenninden weiler, 
wobei sich das DRK nun. nach Ab­
schluß, der me"len Projekle. auf den 
Bau 'on Ge,undheilseinrichlUngen in 
Siepanavan und Betreuung IOleher 
EinrichlUngen '" Eriwan konzcmrie­
ren kann. Von 95 Mio. DM sind bis­
lang 61 Mio. DM zweckbeslimml ein­
geselzl worden, 30 Millionen DM sind 
rur das neue Jahr fesl \CIplam. und 4 
Mio. DM dienen noch laufenden Ein­
salzkoslen in Annenien und als Reser­
ve rur NaehlOrgemaßnahmen. 

Die polilJlChen Emwicklungen in 
OSleuropa belreffen in hohem Maße 
auch die ROikreuzzusammenarbeil. 
Mil den Schwcllergesellschaflen Ru­
mäniens. Bulgariens. Ungarns und der 
Tschechoslowakei "urden beslehende 
Konlakle inlenl"ien. mil dem Ziel, 
diese ROlkreuzpanner bei ihrem Neu­
anfang durch Ral und Tal einschI. 
pesoneller und malerieller Hilfe zu 
unterstützen. 

Wenn auch 1990 eine deulliche 
SchwerpunkMll>Chiebung der DRK­
AuslanJbhilfe RiehlUng (}.,Ieuropa zu 
beobachlen !SI, kann und will das 
DRK die Zu"mmenarbeil und die Hil­
fe zugunslen der Drinen Wel! nichl 
vernachläsSigen. So hal das DRK im 
Dezember in Zusammenarbeil mil 
dem BMZ eine Nahrungsminelhilfe 
mil der Mongolei \ orbereilel; '" die 
Türkei "erden auch in diesem Wimer 
fe<Je Zelle rur die kurdischen Aüchl­
linge im O,len des Landes gelicfen, 
und CI werden weilere Maßnahmen im 
Bereich der Kalallrophenlorsorge er­
wogen. Im südlichen Afrika müssen in 
den Konniklländern Angola und Mo­
sambik die humanilären Hilfen fonge­
selZI werden; hier engagien Sich das 
DRK durch Lieferung Ion Nahrungs­
milleln und Gebrauchlkleidem sowie 
durch BereilSiellung von qualifizier­
lern Personal. 

Im Jahre 1990 selzle sich der Trend 
wachsenden Personalbedarfs rur Aus­
landseinsälze fon. Ober das DRK­
Generalsekrelarial wurden 248 Perso­
nen ins AuslJnd geschickl. überwie-

+1 
gend Mediziner und Logisllker. Hinzu 
kamen ,iele Helfer, die mil DRK­
Kreisverblinden Hilf'gülenrJn'pone 
nach O'leuropa abwlckel!en 

Umfangreiches 
Hilfsprogramm 
für Osteuropa 

Der Weg zur Anpassung an neue 
WinschaflSfonnen nach den polili­
schen Veränderungen in (}.,Ieuropa 
schaff! weiler Schwierigkellen fUr 
weile Teile der Belölkerung. Die ROl­
kreuzgesellschaflen in den Ländern 
ÖSI- und Südosleuropas bemühen sich 
um ihre Anerkennung bei '''al lichen 
SIelIen und in der Öffemlichkeil. Au­
ßerdem werden durch neue Finanzie­
rungsfonnen, neue Organisations­
slrukluren auf Landes- und regionaler 
Ebene, Personal veränderungen und 
Personalreduzierungen hohe Anforde­
rungen an die Führungsgremien der 
osleuropäischen Schwellergesell­
schaflen geslelll. Auch die ROlkreuz­
diensIe in diesen Ländern ,<rändern 
SiCh zum Teil oder passen Sich neuen 
AufgabenSIellungen an. 

Das DRK hal bIsher in unlell>Chied­
licher Weise mil mehreren Schwcsler­
gcsellschaflen in (}.,I- und SüdosIeu­
ropa zusamrnengearbeilel. die um­
fangreichlle Förderung von Einzel­
maßnahmen \\ar bil Anfang No,em­
ber die DRK-Hlife in Rumänien. Ab 

, Dezember binden die VorbereilUngen. 
Abstimmungen, Planungen und Al>­
wick lungen rur f1 ilfsmaßnahmen in 
der Sowjelunion \\eilgehend die Ar­
beilSkräfle in den zusländigen Organi­
salionseinheilen im Generabekrela­
rial. 

Bulgarien 

In Bulgarien wurden 1990 in ver­
schiedenen Versorgungsbereichen der 
Be,ölkerung Mangelervchemungen 
deullich. die in einigen Sckloren zu 
Krisenlagen ftihnen. InsbelOndere die 
Versorgung von Kleinkindern wurde 
als sehr krilisch beschrieben. In Zu­
sammenarbeil mil dem Auswänigen 
Ami hai das DRK eine BedarfsliSIe an 
Kindernahrung m Bulgarien ermillell 
und schließlich im Wene von 1,174 
Mio. DM Nahrungsmillel ftir Klein-



kinder nach Bulgarien geliefen. Emp­
fänger der Lieferungen waren aus­
schließlich Krankenhäuser, die die 
Nahrung kostenlos an Müller verteil­
ten. Das Bulgarische Rote Kreuz war 
bei der Planung und Abwicklung bzw. 
Verteilung eingeschaltet. 

Außeniem lieferte das DRK Medi­
kamentenspenden in Höhe von 
47(0), - DM nach Bulgarien. Gegen­
wärtig sind weitere Medikamentenlie­
ferungen und medizinisch-technische 
Ausstanungen in der Größenordnung 
von mehr als 1,5 Mio. DM in der 
Vorbereitung. Davon sind 1.3 Mio. 
DM Zuwendungen beim Auswärtigen 
Amt beantragt worden, der Rest sind 
Sachspenden. 

Ungarn 

Die Zusammenarbeit mit dem Un­
garischen Roten Kreuz dient haupt­
sächlich zur Stabilisierung der doni­
gen Gesellschaft im schwierigen An­
passungsprozeß an neue Rahmenbe­
dingungen flir die Rotkreuzarbeit und 
dauert seit Män 1990 an. Das DRK­
Generalsekretariat venninelte Sach­
spenden wie Kleidung, Nahrungsmit­
tel (Nudeln, Margarine, Feniggerich­
te, Tee etc.), 2 Röntgenanlagen flir 
Krankenhäuser (gebraucht), Kleidung 
(Altkleider und neue Kleidungsstük­
ke). Der Umfang der Sachspenden 
konnte bisher wenmäßig nicht erfaßt 
werden, doch dürfte der Sachwert 
mehr als 500(0), - DM betragen. 
Hinzu kamen noch einige technische 
Ausstanungen flir die Betreuungsdien­
ste des Ungarischen Roten Kreuzes bei 
Großveranstaltungen (Feldküche, 
Tennophore, Kfz etc.). 

Besonde~ aktiv beteiligt ist der 
Landesverband Badisches Rotes 
Kreuz, der Pe~onal flir die Ausbil­
dung von Helfern nach Ungarn ent­
sandte. Der Landesverband Badisches 
Rotes Kreuz hat inzwischen die Feder­
flihrung bei der Abwicklung von Bera­
tungsaufgaben flir die Schwesterge­
sellschaft in Ungarn übernommen und 
kooniiniert die nun angestrebten Ver­
schwisterungen bzw. Städtepartner­
schaften zwischen Verbänden in Un­
garn und in der Bundesrepublik 
Deutschland. Neben dem Badischen 
Roten Kreuz wird auch der Landesver­
band Bayerisches Rotes Kreuz in der 
Zusammenarbeit mit dem Ungari­
schen Roten Kreuz mitwirken. 

Tschechoslowakei 

Das DRK hat sich mit der Entsen­
dung von Mitarbeitern und Ausbildern 
anläßlich ve~hiedener Veranstaltun-

gen wie Ausbildungskul1iC flir Funk­
tionsträger (vergleichbar mit Kreisge­
schäftsflihrem), und Sachgesprächen 
mit leitenden Mitarbeitern der Schwe­
stergesellschaft in der tschechischen 
und slowakischen Republik beteiligt. 
Auch auf nationaler Ebene fand bereits 
eine Reihe von Fachgesprächen statt. 
Im Rahmen der Unte~lÜtzung, die die 
Liga der Rotkreuz- und Rothalbmond­
gesellschaften flir osteuropäische län­
der plant, wini das DRK einen Dele­
gierten flir ca. drei Monate als Berater 
entsenden. 

Polen 

Vor wenigen Wochen fanden Ge­
spräche mit der Generalsekretärin des 
Polnischen Roten Kreuzes anläßlich 
eines anderen Gesprächstennins in 
Kassel statt. Das Polnische Rote 
Kreuz wünscht ebenfalls eine engere 
Zusammenarbeit mit dem DRK. Wei­
tere Gespräche sind flir die nahe Zu­
kunft geplant. 

DRK-Rumänienhilfe 
weitgehend 

abgeschlossen 

Das umfangreiche Hilfsgüterpro­
gramm des DRK (ftir Krankenhäuser, 
Dispensarien und Sozialeinrichtun­
gen) in den dem DRK zugewiesenen 
sechs Provinzen in Rumänien ist nahe­
zu abgeschlossen. Von insgesamt 80 
LKW-Lädungen erfolgten die letzten 
zehn im Januar, beziehungsweise Fe­
bruar dieses Jahres. 

PSU 

Im Rahmen des IKRK-Projektes 
.,Programme Surgical Units" wurden 

86 Krankenhäuser im Betreuungsbe­
reich dCl DRK insgesamt viennal mit 
notwendigen Medikamenten, medizi­
nischem Gerät und Verbrauchsmate­
rial beliefert. Die Projektkosten wur­
den mit flinf Millionen Mark veran­
schlagt. Insgesamt waren 85 Tonnen 
Material zu transponieren und zu ver­
teilen. Ende Oktober und Anfang De­
zember 1990 erfolgten die beiden letz­
ten Lieferungen im Rahmen dieses 
Projektes. 

Da andere nationale Rotkreuzge­
sellschaften in ihren Betreuungsgebie­
ten aufgrund logistischer Probleme 
nicht alle Lieferungen selbst durehflih­
ren konnten, hat das DRK bis Ende 
1990 zusätzlich Material im Wert von 
1,25 Millionen Mark flir die Destrikte 
Temesvar und Sibiu gekauft und trans­
portiert. 

DispensarIenprogramm 

Für rund 560 ländliche Arztpraxen 
wunle im Rahmen des Dispensarien­
programms ebenfalls medizinisches 
Verbrauchsmaterial und Medikamente 
geliefen. Die Lieferungen erfolgten 
zweimal halbjährlich. Das mit 1,3 
Millionen Mark veranschlagte Projekt 
sollte dazu beitragen, die Diskrepanz 
zwischen der medizinischen Ve~r­
gung in den Städten und auf dem Land 
zu ve~chärfen. 

Transporte der 
LandesverlJände 

Die Landes-, Kreis- und Ortsver -
bände fUhren in Eigenregie, aber nach 
Absprache mit dem DRK-Generalse­
kretariat in Bonn ebenfalls Hilfsgüter­
transporte dureh. Rund 4!XXl Tonnen 
dieser Hilfsgüter im Wert von über 30 
Millionen Mark wurden an die ver-

Zu zweit teilen sich Patienten des 8ukarester Budimex-Krankenhauses ein 
BeH. (Fotos: Mangen) 

schiedensten medizinischen und s0-

zialen Einrichtungen geliefert. 
Die bloßen Materiallieferungen zu 

Beginn der Hilfsmaßnahmen im De­
zember 1989 wurden im Jahr 1990 
zugunsten langfristiger Patenschaften 
mit sozialen oder medizinischen Ein­
richtungen verri ngen. Lebensminel­
und Kleiderlieferungen wunien zu­
nehmens el1iCtzt dureh regelmäßige 
Besuche. Während derartiger Aufent­
halte wunlen Renovierungsarbeiten 
ausgeflihrt und pe~nelle Unte~tüt­
zung geleistet. Das DRK -Generalse­
kretariat unte~tÜl1l diese Patenschaf­
ten und hat daflir eine Viertelrnillion 
Mark zur Verftigung gestellt. 

AHenhelme In den 
Provinzen 

Nach weitreichenden Evaku-
ierungsmaßnahmen zu Beginn der Ru­
mänien-Hilfsaktion wurden den Dele­
gierten in den flinf Provinzen Alba, 
Bihor, C1uj, Hunedoara und Salaj ins­
gesamt 18 Altenheime bekannt, deren 
Ve~rgungslage im medico-sozialen 
Bereich sehr zu bemängeln war. Für 
rund eine Million Mark aus Spenden­
mineln hat das DRK medizinische 
Grundausstanung, Hygiene- und Pfle­
gematerial, Gehhilfen und Rollstühle 
sowie Kücheneinrichtungen be­
schafft. 

Seit Anfang August 1990 sind seit­
her 15 Altenheime mit Lieferungen 
aus diesem Projekt bedacht wonlen. 
Das DRK ist bemüht, hier besonde~ 
entschlossen Abhilfe flir die bestehen­
den Probleme zu schaffen, da die Al­
tenheime zugunsten der Kinder- und 
Waisenheime' nach Pressemeldungen 
aus dem Blickpunkt geraten waren. 

HiHsaktionen für Kinder 

Bei dem Hilfsprojekt ftir Kinder 
geht es um die Ve~rgung der in den 
flinf Provinzen aufgefundenen 57 Kin­
derheime. Während der Evaluierungs­
phase erfuhr das DRK von teilweise 
katastrophalen materiellen, baulichen 
und pe~nellen Mißständen. 

Das DRK konzentrierte sich darauf­
hin mit einem Projektaufwand von 6,5 
Millionen Mark Spendengeldern zu­
nächst vor allem um die Beseitigung 
des materiellen Notstands. Das Mate­
rial fUr die Heime besteht aus Hygie­
nesätzen, Beschäftigungs- und didak­
tischem Material, Kleide~lzen und 
sanitären Einrichtungen wie Wasch­
maschinen. Kühlschränken und Kühl­
truhen. Bis auf die Küchengeräte sind 
die Lieferungen an alle Heime weitge­
hend abgeschlossen. 
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Um dem Betreuung'nolIland abzu­
helfen, "ud das DRK im Rahmen 
eines zuSillllichen Projekles vier S0-
zialpädagogen in einem Seminar in der 
DRK-Bundesschule auf einen sechs­
bis neunmonaligen Einsalz in den Kin­
derheimen vorbereilen, die Fonbil­
dungsmaßnahmen ftir das rumänische 
Heimperwnal durchftihren und seine 
Einweisung in die Handhabung de 
didaklischen Malerials lomehmen 
sollen. 

Altenheime Im Distrikt 
Satu Mare (BMI) 

Das BundesminiSierium des Innern 
hal rur den Dislrikl SalU Mare und die 
donlgen zwei Ahenhelme die Summe 
Ion 246 (XX) Mark zur Verfügung ge­
SIellI. Die beiden Einrichlungen "er· 
den mil dem gleichen Malerial ausge· 
riislel wie auch die bereilS erwähnlen 
Ahenheime. Die KüchenausriislUng 
wurde bereilS geliefen. 

Ebenfalls das BMI hai ftir das Kin· 
derhilfsprogramm Millel m Höhe Ion 
1754(xx) Mark bereligesleill. 

PädIatrien Rumänien (AA) 

Das Auswänige Ami Slelhe eine 
Million Mark Sofonhilfe ftir Kinder· 

DRK-Hilfe für 
die Erdbebenopfer 

in Annenien 

Die er;chüllernden Szenen aus dem 
Erdbebengebiel Armenien sind lebhafl 
in Erinnerung. Fasl em Jahr nach der 
Kalastrophe kann das Deulsehe ROle 
Kreuz eine I\eilere Z"isehenbilanz 
ziehen, da ein Großlel1 der Projekl' 
maßnahmen in der Wiederaulbauhilfe 
abge\Chlossen isl. 

Die Luftbrücke 
als Soforthilfe 

In die ,,Zone der No!", wie das 
armenische Erdbebengeblei im offi· 
ziellen Sprachgebrauch heißI, brach· 
len 29 Augzeuge Hilfsgüler des DeUl· 
sehen ROien Kreuzes. Gesaml"en: 
13574524, - Mark. "LehrilUnde des 
Venrauens" nanme der BOlschafler 
der UdSSR in DeulSChland, Julij Kwi· 
zinskij. die Welle der mlernalionalen 
Hilfsbercilsehafl. die sich sponlan der 
Überlebenden annahm. Das ROle 
Kreuz 11' ar als er"e ausländische Hilfs· 
organisalion im Kalaslrophengebiel 
und hal den überwiegenden Teil aller 
Hilfsmaßnahmen sichergeSlell1. 

einrichlUngen in Rumänien zur Verfü· 
gung. Diese Millel 11' urden umgeselll 
in medizinische GerJle und AnlibiOli­
ka ftir zehn Pädialnen. So sind bisher 
10 BIUlanalysegeräle an die Kranken· 
hausablei lungen gelicfen worden. 
Auch Medikameme wurden an die 
Krankenhäuser geliefen. 

Drei Krankenhäuser 
Satu Mare (BMI) 

Nach einer Femevaluierung durch 
einen medizinischen Milarbeiler des 
DRK in drei Krankenhäu\Cm im Di· 
slrikl Salu Mare Slelhe das BMI weile· 
re 1,2 Millionen Mari. rur Ausrii· 
SlungsgegenSlände zur Verfügung. 
Das medizinische Gerdi und Ver­
brauchsmalerial wurde im DRK·Zen­
IJaliager in Merl zUlammengeslell1 
und nach Rumänien lransponien. 

Ein BIUlanalysegcrJI wurde eben· 
falls geliefen. Das DRK unlerilÜll1 
die rumänische Belölkerung im medio 
CQ-<;Qzialen Bereich insgesami also 
mil Malerial und Personal im Wen Ion 
knapp 50 Millionen Mark. 

Die Nachbelreuung der Projekle vor 
On wird sich voraussichllieh bis Mille 
1991 hinziehen. 

Die Suchhunde,laffcln lonmen 
schon nach kurzer Zeil Lebende in den 
Triimmern aufspüren, der Operalions· 
wagen er;elZle das ze"löne Kranken­
haus, bislang wurden don 456 Perso­
nen operien, 460 Kinder geboren, 
115000 Personen ambulam und 2143 
slalionär versorgl. Medikameme, 
Wolldecken, warme Mahlzeilen aus 
den mobilen Küchen, sauberes Trink· 
"asser aus den AulbereilUngsanlagen 
und die NOIumerkünfie fanden Zehn­
lau\Cnde dankbare Abnehmer. Die 
über 150 ehrenamilichen Heifennnen 
und Helfer erhiellen läglich Zeichen 
des Dankes von der Bevölkerung. 

Projekte nehmen Gestalt an 

Siepanavan mil 70000 Einwohnern 
iSI "eilerhin auf den Operalionswagen 
angewiesen. Zusammen mil 120 Bel· 
len in 88 Pflege·, Römgen-, Zahnarzl­
und Laborconlainern bildel die Anlage 
das einzige funklionslÜchlige Kran­
kenhaus in dieser Region. Der Bedarf 
rcchlfenigl den EinsalZ von 2,5 Mil· 
lionen Mark Spenden SICIS aufs neue. 

Über 300 schwe"lverlelZle und am· 
pUliene Kinder und junge Frauen ha­
ben bis heUle in der onhopädlschen 
WerkSlall Gehhilfen erhahen. Der 
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Aufbau \on \orgerertigten Hob.hüusern durch das DRK. 

VerluSi 'on Gliedmaßen lriffl han, 
aber die lIaupllache iSl, wieder laufen 
und greifen zu können. Und die jungen 
Palienlen ",erden durch die ROlkreuz· 
Onhopädiewerkllall (Koslen 3 Millio­
nen Mark) rur viele Jahre weilerbe­
treUI. 

120 Kinder im einzigen Waisenhaus 
Amnenien m Kamo freulen sich über 
die Spielsachen aus DeUischland. Für 
die 310 Schüler der ZellSChule Lenin· 
akans gab es zudem Schul· und Spiel· 
malerial (28(xx), - Mark). Sieben 
schwerserw undeie Kinder mil Beglei· 
lern wurden zur medizinischen Be· 
handlung in die Bundesrepublik geno­
gen, da eine Behandlung lor On mchl 
möglich war. 

Projekte 
der WiederaufbauhiHe 

Die Wiederaufbauhilfe des ROien 
Kreuzes konzenlriene sich auf die 
Wiederherilellung der medizinischen 
und ärzllichen Versorgung im Erdbe· 
bengebiel. Die begonnenen Projekle 
sind: 
• Krankenhaus Slepanavan mil 

120 Bellen (ßaubeginn Anfang 
1990 bis Mille 1991. 28 Millionen 
Mark) 

• Retlungswache Siepanavan, 
(BaubegInn Anfang 1990 bis Mille 
1991. 1.2 Millionen Mark) 

• Reha·Zenlrum des Inlernaliona· 
len Rolen Kreuzes in Eriwan zur 
Versorgung und Rehabililalion I'on 
quer;chnillsgelähnllen und ampu· 
lienen Erdbebenopfern (Baube· 
ginn 1990, GC!'amlkoSien 30 Mil­
lionen Mari., davon DRK-AnleiI4 
Millionen Mark). Außerdem SIelli 
das DRK·Pflegepersonal und Phy· 
siOlherapeulen rur das Reha-Pro­
gramm zur Verfügung (Koslen: 
4OO(xx), - Mark). 

• Prolhesenw-erkslatl Eri wan sIelli 
Geh- und Slülzhilfen rur Schwml· 
behindene her (Koslen 200(XX) 
Mark ftir ErilaUSSlallung). 

• Ausbildung der Retlung,lfinheil 
Spilak zugunslen einer lorbeugen· 
den Kalaslmphenhilfe des Sowjeli· 
sehen und Armenischen ROien 
Kreuzes (Beginn: Ende 19 9, Ko­
Sien I Million Mark). 

Notunterkünfte 
für die Annsten der Atmen 

Neben dem slaaliichen Wiederauf­
bauprogramm hal sich das ROle Kreuz 
der am slärkSien belmffenen Opfer 
angenommen. Die folgenden Projekle 
konmen erfolgreich abgeschlossen 
werden: 

• Behelrshäuserprogramm der Li· 
ga der RK·Gesellschaften ftir 
zwei bis drei Wimer hai das ROle 
Kreuz 550 NOlunlerkünfle für jene 
Erdbebenopfer errichlel, die ihre 
Häuser verloren haben (Aulbau 
durch ehrenamlliche Helfer bis 
Seplember 1990, KOSlen 19 Mil· 
lionen Mark). 

• Kindergarten Slepanal'an für 
120 Kinder (Koslen 2,8 Millionen 
Mark). 

• Die Trümmerl'erw-erlungsanla· 
ge Armenien arbeilel Wie ein ,,rie· 
siger Slaubsauge(' und verwandeh 
Triimmerbelon in Sleinmehl, in 
BauSioff ftir SIJaßen· und Häuser· 
bau, und machl damil den schnel­
len Wiederaufbau Armeniens e"l 
möglich (KoSien 5 Millionen 
Mark). 

• TulTsleinschneidema.schine Eri · 
wan produzien Tuffsleine rur den 
HäuICrbau (Beginn: Ende 1989, 
Koqen 1.2 Millionen Mark). 



Arbei1er-Samari1er-Buncl 

Hilfsgüter für Tschernobyl-Region 

Das ganze Ausmaß der Reaktorka· 
tastrophe vom April 1986 ist auch vier 
Jahre nach den ,.Super·Gau··, dem 
größten Ion Expenen ftir möglich ge· 
haltenen Unglück in einem Atomre· 
aktor, nicht klar. Perestroika und 
Glasnost in der Sowjetunion haben 
aber bei den offiziellen Stellen in der 
Republik Weißrußland zu einem Um· 
denken geftihn. Statt zu lenuschen, 
sprechen Weißrussen offen über mehr 
als eine Vienc lmillion Tote allein in 
ihrer Republik und über mögliche 
220 000 weitere Opfer in der nächsten 
Zeit. 

Der Arbeiter·Samariter·Bund hatte 
deshalb gemeinsam mit der schleswig· 
holsteinischen Landesregierung im 
NOl'ember zu einer Spendenaktion 
aufgerufen. Mit drei Konl'ois wurden 
rund 65 000 Lebensmittelpakete s0-

wie mehrere Tonnen Mehl. Gries, 
Zucker, Kekse und vier Tonnen Medi· 
kamente in die weißrussische Haupt· 
stadt Minsk gefahren und don in klei· 
nere Laster umgeladen. Denn: Die 
Strahlung in den immer noch bell'Ohn· 
ten Katastrophengebieten ist so hoch, 
daß keine fremden Fahrzeuge hinein· 
gelassen werden. 

KontrollsteIle Brest an der 
polnisch-sowjetischen 
Grenze: 

,.Dawai, Dawai!" Der Russe im 
grauschwarzen Mantel deutet Rich· 
tung Osten und sprudelt weitere Wone 
hervor, die aber keiner der wanenden 
Deutschen versteht. Dolmetscher Paul 
Neufeld könnte helfen. der aber steht 
mit Einsatzleiter Gerd Röhrs ein gan· 
zes Stück entfernt. Um seinem Befehl 
Nachdruck zu verleihen, macht der 
sichtlich verärgene Russe ein paar 
schnelle Schritte auf die Deutschen zu. 
klopft energtsch auf das Dach eines 
Geländewagens des Arbeiter·Samari· 
ter·Bundes, wiederholt seine Auffor· 
derung "Dawai" (Verschwindet) und 
deutet erneut auf den im Osten liegen· 
den Parkplatz. 

Die ASB·Helfer aus den schleswig· 
holste inischen Landkreisen Stormam 

ASO-Konvoi von Stormarn nach Minsk 

~ 
Ocr Konvoi trim an der Unlladcstation mr drill M3xim-Gorki-Park in MinsL: ein. 

und Pinneberg kommen der Aufforde· 
rung nach. Längst haben sie bemerkt, 
daß selbst die Offiziere der Grenzsta· 
tion diesem Mann mit Respekt begeg. 
nen. Die Samariter fahren einige Me· 
ter \\ei ter und wanen dort im eisigen 
Wind auf die Fahrer, deren zehn rand· 

voll geladene Lastwagen unter einem 
zugigen Dach abgefertigt werden. 

Eine Plastiktüte mit einem Pfund 
Kaffee. zwei Schachteln der begehnen 
West·Zigaretten, Orangen und Bana· 
nen sowie eine Handvoll gelber ASB· 
Kugelschreiber ftir die unbürokratisch 

Stacheldraht und Warnschilder vcnu'hrcn den Zutritt l..U den strahleß\ er· 
stuchten Gebieten. 

abfenigenden Posten haben den gries. 
grämig blickenden Politkommissar in 
Rage gebracht. Als allerdings ASB· 
Einsatzleiter Gerd Röhrs ihm freund· 
lieh eine Zigarette anbietet. ist das Eis 
gebrochen. Gute Fahn wünscht er und 
rät: ,.Macht das Blaulicht an. Es gilt in 
der Sowjetunion als Haltezeichen ftir 
die Autofahrer und macht euch den 
Weg frei." 

Nach einer knappen Stunde sind alle 
Grenzformalitäten erledigt, die 
Schleswig·Holsteiner befinden sich in 
der Sowjetunion. Kein Zöllner hat ei· 
nes der beiden Begleilfahrzeuge inspi· 
zien oder in die FrachlContainer der 
Sattelauflieger geschaut. Eine sensa· 
tionelle Abfenigung. staunen selbst 
die ostblockerfahrenen Trucker. Nur 
noch 350 Kilometer, dann sind sie mit 
ihren 200 Tonnen Lebensmitteln und 
Medikamenten in der weißrussischen 
Hauptstadt Minsk. Don sollen die 
30000 LebensmittelpakelC in kleinere 
Lastwagen umgeladen und in die Re· 
gion nahe dem am 26. April 1986 
explodienen Atomreaktor in Tscher· 
nobyl geschafft werden. 
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Wie auf einer Perlenschnur aufge­
reiht rollen die zwölf Fahrzeuge an der 
langen Schlange der auf die Ausreise 
wartenden Lastwagen vorbei. Hinter 
den Lenkrädern sitzen übernächtigte 
Fahrer, die schon 14 Stunden warten. 
Auf einer Wiese neben der Straße 
stehen kreuz und 'quer dunkelgrüne 
Militärlastwagen und Tankfahrzcuge. 
Dazwischen laufen Soldaten in 
schmutziggrauen Unifonnen geschäf­
tig umher. Während der Konvoi rollt , 
werden die Schleswig-Holsteiner an 
zu Hause erinnert: Die als M I ausge­
schilderte Straße sieht aus wie eine 
vierspurige deutsche Autobahn. 

Spuren der Katastrophe 

An einigen Stellen erinnern Erdhau­
fen an den vergeblichen Kampf gegen 
den atomaren Nieder;chlag. Gleich 
nach dem Reaktorunfall war die ver­
seuchte obere Erdschicht zusammen­
geschoben und rur den Abtransport 
vorbereitet worden. Die Bemühungen 
scheiterten an der Frage: "Wohin mit 
der verstrahlten Erde~' Etwas später 
taucht plötzlich em blau-weiß lackier­
ter Streifenwagen der Polizei auf und 
setzt sich an die Spitze des Konvois. 
Mit waghalsigen Manövem machen 
die beiden Polizisten auf den letzten 40 
Kilometern den Weg frei. Selbst Mili­
tärlaster müssen auf dem Seitenstrei­
fen warten, bis der LebensmitteItrans­
port vorbei ist. 

Gegen 19 Uhr rollen die Lastwagen 
über die Stadtgrenze von Min,k. Die 

Autobahnpolizisten machen Platz rur 
ihre Kollegen I'on der Miliz. Außer­
dem wartet der Chef des Tschernobyl­
Komitees, Anatol Shinkewitsch, in ei­
ner weißen Dienstlimousine mit Fah­
rer am Straßenrand. Milizionäre in 
zwei Lada-Streifenwagen leiten den 
Konvoi zum Hotel Planeta. Während 
ein Doppelposten der Polizei die wert­
volle Fracht bewacht, sch lafen sich 
Fahrer und Helfer nach den Strapazen 
der ISOO-Kilometer-Reise aus. 

Am nächsten Morgen zeigt das 
Thennometer lor dem Hotel acht Grad 
minus .. ,Es riecht nach Schnee und 
noch mehr Kälte", sagt Anatol Shinke­
witsch vom Tschemob) I-Komitee 
beim Frühstück. Es ist 9 Uhr, als 
Fahrer und ASB-Helfer das Hotel ver­
lassen und zu den Lastwagen gehen. In 
zwei Streifenwagen warten bereits 
vier Polizisten, um den Konvoi zum 
Entladen zu eskortieren. 

Punkt 9.30 Uhr rollen die ersten 
Transporter heran, mit denen die er­
sehnten Hilfsgüter in die stark ver­
seuchten Gebiete zwischen Minsk. 
Kiew und dem Unglücksreaktor im 
ukrainischen Tschernobyl gefahren 
werden sollen. Es sind uralte Klein­
transporter, Taxen. klapprige Schul­
busse und verbeulte Baulaster. die 
rückwärtS an die geöffneten Paketcon­
tainer heranrangiert werden. 

Unübersehbare Not 

Sch"eigend steigen Fahrer und Bei­
fahrer aus. Die Not ist unübersehbar. 

Junge Russen beladen die Fahrzeuge rur den Wcitcrtrunsporl in das 
Sperrgebiet. (Fotos: VQAcl) 
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Opfer "on Slrnhlcnfo l).:cn und schl« hter medizinischer Versorgung in 
einem Kra nkenhaus. 

Die meist dunkelgrauen oder schwar­
zen Mäntel sind alt und verschlissen. 
Viele Kleidungsstücke sind sorgfaltig 
geflickt. Fast alle. sogar einige der 
zum Umladen mitangereisten Jugend­
lichen, sehen bedrückt aus. "Sie sind 
eigentlich zu stolz. um sich helfen zu 
lassen". saat Dolmet;cher Paul eu­
feld, der erst vor drei Jahren aus der 
Sowjetunion in die Bundesrepublik 
ausgereist war und die Mentalität der 
Russen sehr gut kennt. Es ist weniger 
der Hunger. der sie dazu bringt die 
Pakete entgegenzunehmen. als viel­
mehr die Hoffnungs losigkeit. 

Bevor der Atomreaktor in der be­
nachbarten Republik Ukraine explo­
diert war, hatten die Menschen die 
fruchtbaren Felder Weißrußlands be­
stellt und in den Ställen Rinder und 
Schweine gemästet. Fast 30 Prozent 
der landwinschaftlichen Produktion 
hatte nach Mo>kau, Leningrad und 
andere Großstädte geschafft "erden 
können. Heute nützt der Fleiß nichts 
mehr: viele Felder dürfen nicht mehr 
bestellt "erden. und so herrscht Hun­
ger in Dörfern und Kleinstädten . 

Umladen und Transpon haben Ana­
tol Shinkewitsch und die Mitglieder 
der "Weißrussischen Gesellschaft rur 
Freundschaft und kulturelle Zusam­
menarbeit mit fremden Ländern" so 
bürokratisiert. daß Schwarzhändler 
und Schieber keine Chance haben. Der 
Chef des T;chernobyl-Komitees. der 
zugleich Angestellter dieser Gesell­
schaft ist, hat mehrere Sicherunaen 
eingebaut. -

An jedem Laster zählt ein Mitglied 
die Pakete und notien die Zahl auf 
einer Liste. Auf der anderen Fahrzeug­
seite zählt ein Milizionär. Der abho­
lende Fahrer muß beide Schriftstücke 
gegenzeichnen. Einen Durchschlag 
nimmt er rur die Gemeinde mit. die 
später den Empfang be'tätigen muß. 
Die Originale behält Shmkewitsch, ei­
nen weiteren Durchschlag bekommt 
ASB-Einsatzleiter Gerd Röhrs. Doch 
damit nicht genug. Reporter Vladimir 
Subbot 10m staatlichen Fernsehen 
dreht mit Kameramann und Tontech­
niker einen einstündigen Film. 

18 Uhr: Bi, zum Einbruch der Dun­
kelheit si nd knapp die Hälfte der deUl-



schen Lkw entladen. Für den Abend 
bitten Shinkewilsch, zwei Abgeordne­
le und der Präsident der Weißrussi­
schen GeseIlschafI, Arsen) Vanitsky, 
zum Essen. Der Wunsch. sich fUr die 
Hilfe aus DeUischland mil besonderer 
Gaslfreundschaft zu bedanken, wird 
mehr als deullich. Noch hungere der 
größere Teil der weißrussischen Be­
völkerung nichl. belonten die beiden 
Abgeordnelen mehrmals. so als gehe 
es, das eigene Selbslbewußlsein auf-
zubügeln. . 

Es seien gar nichl so sehr die Pake­
le, die ihn zu der spontanen Einladung 
gebrachl hätten. lerräl der Abgeord­
nele Nicolaijewilsch. Vielmehr sei es 
die Gesle der DeUischen, den Russen 
in einer sehr schwierigen Silualion 
beizuslehen. Der weißrussische Präsi­
dent ikolai Ivanowilsch Dementei 
habe sogar die U '0 um Hilfe gebelen. 

aber nur die Bevölkerung der Bunde,­
republik habe sofon reagien, so der 
Volksdepuliene im Obemen Sowjei 
Weißrußlands. 

Erschreckende Tatsachen 

Am folgenden Morgen im Ver­
sammlungsraum der Freundschafts­
Gesellschafl erfahren die SlOrmarner 
und die Begleiler eines Hilfslranspor­
les aus Berlin Erschreckendes. 
250 000 Menschen seien bereils an der 
Sirahlung geslOrben, fUr weilere 
220 000 komme vennullich ebenfalls 
jede Hilfe zu späl. Zu lange hätten sie 
in Gebielen gewohnt. die bis zu 
10 OOJmal slärker >erslrahll seien. als 
es die deutschen Grenzwene zulassen. 
Außerdem gäbe es eine erschreckend 
hohe Zahl mißgebildeler Kinder, man 

fürchlel um das ErbgUi des ganzen 
Volkes. 

Dr. Olga Alejnkowa von einer auf 
Krebsbehandlung spezialisienen Kin­
derklinik bei Minsk berichlel von klei­
nen Palienten mil schweren Schilddrü­
sen- oder Leukämieerkrankungen. 
"Richlig behandeln können wir nichr', 
klagl die Ärzlin und vemeiSI auf feh­
lende EinwegsprilZen und Medika­
mente sowie auf Hygieneprobleme. 
Damil die Kinder nichl allein bleiben, 
übernachlen liele Ehern mil in den 
Kinderbetten. 

Einer KapilUlalion vor den unge­
heuren Problemen komml auch das 
gleich, was Chefarzl Konslantin 
Nabeda vom Bezirkskrankenhaus 
Tschaschniki aus dem Gebiel Wilebsk 
berichlet ,.Die 440 Betten reichen 
nichl, um alle 1500 Kranken aufzu­
nehmen." Außerdem fehle es an Uhra-

schallgerälen, um Menschen innerlich 
zu umersuchen, ohne sie, wie beim 
Rönlgen, einer zusäl2lichen Sirahlen­
dosis auszuselzen. "Ohne moderne 
wesdiche Medizin-Technologie und 
eure Hilfe schaffen wir das nie", so der 
Chefarzl. 

Beim Abschied am folgenden Tag 
bitten die Russen: "Komml wieder und 
besuchl uns'" Sie umarmen die sichl­
lich gerühnen SlOnnarner immer wie­
der. Um 12 Uhr rollen die Fahrzeuge 
wieder gen Weslen. Ein mil vielen 
offiziellen Siempein versehenes 
Schreiben öffnel die Grenze nach Po­
len. Die Fonnaliiälen sind in nur 15 
Minulen erledigl. Schneefall in Polen 
und Schneeregen um Berlin behindern 
die Rückreise. Nach genau 25 SlUnden 
Fahnzeil sind Fahrer und ASB-Helfer 
wieder zu Hause. 

Claus Vogel 

ASB-Bundesschule - Akzeptanz der 
Ersten Hilfe in der Bevölkerung 

Die Diskussion um eine Verbesse­
rung der Ersle-Hilfe-Ausbildung und 
die nOlwendige Emwicklungsarbeil 
der ASB-Bundesschule fUr die Aus­
und Fonbildungsprogramme des Ar­
beiler-Samariler-Bundes sind nichl 
denkbar. ohne auf die Auswirkungen 
dieser enonnen Anslrengungen zu 
achlen. Hierbei iSI feslzuslellen. daß 
das Inter.,se in der Bevölkerung, frei­
willig an einer Erslen-Hilfe·Ausbil­
dung teilzunehmen. unverändert ge­
ring isl. Die Ausbildungszahlen, die 
sich in den Sialisliken aller Organisa­
lionen darslellen, beruhen im wesem­
lichen auf der Vielzahl sogenanmcr 
"Pflichtteilnehmc(' . 

Jeder Führerscheinerwerber muß ei­
ne UnlerrichlUng in Sofonmaßnahmen 
am UnfaIIon nachweisen oder einen 
Ersle-Hilfe-Lehrgang zum Erwerb des 
Führerscheins Klasse 2 besuchen. 
Einige Berufsbilder erfordern den 
Nachweis eines Ersle-Hilfe-[.ehr­
gangs und in I ielen Arbeilsbereichen 
beslimmen UnfallwhülUngsschriflen 
den Prozentsalz Ion Belriebsangehöri­
gen, die sich einer deranigen Ausbil­
dung im Sinne einer vorbeugenden 
Maßnahme unlerziehen sollen. All das 
reichl jedoch nichl aus. um im NOlfall 
sicherzuSIeIlen, daß der "ersIe Hel­
fe(', der ersle Mensch, der einen NOI­
fallpalienlen auffindei, in der Lagc iSI, 
sofon unverzüglich und sachgcrechl 
richlig zu helfen, Weilere Geselzes-

vorgaben werden von einigen ge­
wünschl. von anderen als nichl reali­
sierbar und einem demokralischen 
Slaatsgeftige als niiht erforderlich an­
gesehen. 

So kann es nur darum gehen. das 
Bewußtsein de~ einzelnen zu verän­
dern, sich im NOifali der Situation 
slellen zu wollen und im Rahmen sei­
ner Möglichkeiten auch tatsächlich zu 
helfen. Alhag sind Unfallsituationen, 
bei denen mehr Zuschauer die Arbeit 
einzelner Mutiger behindern oder gar 
nichl ersl zulassen. Hierbei wird aus 
Angsl vor Fehlern, aber auch aus fal­
schem Vemauen auf dcn lechnisch gut 
ausgestatteten Rettungsdienst .. nichis" 
getan. Und das iSI bei weilern zu 
wenig! 

Erste HIHe - wichtiger 
Bestandteil der Rettungskette 

Tatsache isl. daß die Überlebens· 
und Heilungschancen eines OIfallpa· 
tiemen nicht ausschließlich ~om Ret­
tungsdienst abhängig gemacht werden 
können. Unsere stark bevölkene Re· 
publik weist Anfahnzeilen aus, die bei 
10-20 Minulen liegen vom Eimreffen 
einer ,Meldung (Nolruf) in einer Leit­
stelle (Rettungsleitslelle, Feuerwehr 
oder Polizei). 10-20 Minulen. die zu 
lang sein können, um überhaupt noch 
eine Chance zum Überleben anzubie­
len. Diese Zeit ist aber auch zu lang ftir 

manche Silualion, in der frühes Ein· 
greifen eine weilaus bessere Heilungs­
chance. einen geringeren Einsatz an 
Medikamenten und eine weitaus kür­
zere Aufenthaltszeit im Krankenhaus 
sicherstellen könnte. Das eine kann 
nicht ohne das andere sein, daher stellt 
die Er;te Hilfe durch jeden x-beliebi­
gen "ersten Helfer' vor On einen uno 
verzichtbaren Bestandteil der ReI· 
tungskette dar, die bei eben diesem 
Ersthelfer beginnl und im Kranken· 
haus endet. Am Schluß sind die Mög· 
lichkeiten nur so gut und um so besser, 
wie sie am Anfang eingeleitet werden 
konnten. 

Wenn es um Bewußtseinsbildung 
geht und um die Frage, woran es liegl, 
daß so viele Menschen ihre menschli· 
ehe Pflicht, Erste Hilfe zu leislen, aber 
auch diese Erste Hilfe zunächst fach· 
lieh richtig erlernen zu wollen. so weil 
\on sich weisen, dann spielen hier eine 
Reihe Ion Faktoren eine wiChtige Rol· 
le. Derzeit wurden die meisten Ausbil· 
dungsangebote im Bereich der Er­
wachsenenbildung gemacht. Begin· 
nend bei Schülern in Abschlußklassen 
(ab 14 Jahren), fongesetzt im Führer· 
scheinaher (18-22 Jahre), selbstver· 
sländlich bei jedem Angehörigen der 
Bundeswehr und wenigen anderen Be­
rufen wird sie darüber hinaus nur, 
noch als Aufruf zur freiwilligen Teil· 
nahme wirksam. 

Mil zunehmendem Alter lernt der 

Mensch in dieser Gesellschaft. sich 
seiner Umwelt anzupassen, vieles zu 
berücksichligen, viel zuviel zu beden· 
ken, viel zuwenig zu tun. Angst vor 
Fehlern nichl um der Fehler Willen. 
sondern Angst vor Fehlern, weil man 
beftirchtet, vor Gericht zu kommen, 
belangt zu werden, rur das, was sich 
schädlich auswirken könnte aus Uno 
wissenheit. Dabei ist noch nie jemand 
veruneilt ",orden, der aus bestem Wis· 
sen und Gewissen Hilfe geleistet hat, 
selbst wenn sich im Einzelfalle nach· 
weisen ließe, daß hierbei das eine oder 
andere hätte besser gemacht werden 
können. Dem muß aber emgegenge­
stelh werden, daß die Maßnahmen der 
Ersten Hilfe, die ohne größere Hilfs· 
mittel fast jederzeit und überall und 
vor allen Dingen sofon durchruhrbar 
sind, einfach und leicht zu erlernen 
bleiben. Das juristische Gewissen ist 
ein ,.schlechtes Gewissen", wenn es 
um die Hilfsbereitschaft geht. 

Forderung nach mehr 
Bewußtsein zur Hilfe 

Diese fadenscheinigen und der Sa· 
ehe nicht dienlichen Argumente kön­
nen leichi außer Kraft gesetzl werden, 
wenn in stärkerem Maße auch daran 
gedacht werden würde, daß Maßnah· 
men der Ersten Hilfe Leben renen 
können, bei Menschen, denen man 
besonders nahe stehl. Und dies sind 
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die meisten aller Leben'lituationen. 
bedingt dadurch. daß auch im Freun­
de,kreis. m der VerwJndt>chaft. in der 
eigenen Familie Notfalle nie au~zu· 

>chließen ~md und hierbei ein belOn­
deres Anliegen be,tcht. diele Freunde 
und Angehörigen meht zu verlieren 
Trotz >chlagkräfllgcr Argumente 
scheinen andere Emdrude zu über­
wiegen. denn \(ln\! müßten viel mehr 
Men>Chen bereit Iem. ENe Hilfe zu 
lemen. Wer ",,11 "hon einen nahen 
Angehörigen verlieren. nur weil er 
selbst unfahig I\t. \(lfon d"" zu tun. 

Atmet er? 
Spricht er? 
I/uteter? 

"ozu andere auch nicht in der Lage 
sind ... ? 

Nicht ab>chließend. aber dennoch 
zum Schluß dieser Überlegungen kann 
daher nur festgestellt .. erden. daß Sich 
das Bewußt;<in ändern muß. das 
Selb,tbewußt>ein rur die Hilfe am 
l'Iächsten fUr die Hilfe ab Eßthelfer. 

Und e, gibt gute Ansätze mit großen 
Erfolgsaussichten. So ill" eme lang­
jährige Forderung des ASB. die Erste­
Hilfe-Ausbildung in den Schulalltag 
einzufligen. Und dies in emem weilaU\ 
früheren Stadium. als" dmeit ge-

schieht. Mit .9 Jahren sind Kinder in 
der Lage. Veßtändnis fUr Hilfe und 
auch Fenlgkeiten zur Umsetzung ein­
zelner Maßnahmen zu e",erben. Und 
gerade diese Ahe"gruppe ist aus spie­
lerischem Antncb oft kiemen Notfall­
situationen au;geletzt. bei denen nicht 
immer die Erfahrung Erwachsener zur 
Seite steht und dennoch IOfon heilsam 
geholfen werden könnte. 

Weitaus höhere Lemfählgkelt 
im Kindesalter 

Der ASB forden daher nachhaltig. 
daß Erste-Hilfe-Ausbildung altersge­
recht Einbezrehung findet in allen all­
gemeinbildenden Schulen. beginnend 
im 8. und 9. Lebensjahr der Kinder 
und fortgesetzt in regelmäßigen Wie­
derholungen ;,0 - wie man das I X I 
emmal erlernt und im Verlauf der 
gesamten Schulmbildung mehrfach 
lenieft und festigt. In diescr Alte,,­
gruppe ill dal "juri\li>che Gewislen" 
noch unbel."tet. da der Lernwille und 
die Lernfahlgkeit weitaus höher sind. 
Zugleich leranlaslen die praktisch 
machbaren Maßnahmen der Eßten 
Hilfe schon in dielem Alter zu spiele­
rischem Umgang mit anderen und zu 
einem weitaus positiveren Selbstver­
ständnis zur Hilfe. 

Die Fon.-.etzung in Wiederholungen 
;,ollte alle zwei lthre aufgrund de> 
zunehmenden Alte" und der gewach­
senen Veßtändnismöglichkeit ent­
sprechend erfolgen. • 

Wenn dieles Ziel politisch akzep­
tien und bundesweit wirksam wird. 
dann sieht alle> anders aus: 

Jede; Kind könnte mit 14 Jahren 
etwa auf eine Basisausbildung in Er­
\ler Hilfe zurudblicken. die es rur den 
ReIt -.eine~ Lebens beruhigt. sich in 

Ein Beitrag zur Demokratie 

Nachdem der ASB 10 den lergange­
nen Monaten enomle Hllfestellungen 
beim Aufbau der ASB-Oruverbände 
in der ehemaligen DDR geleistet hat. 
will auch die Arbelter-Samariter-Ju­
gend IASJ) dort w ,,-der aktiv "erden. 

Die ASJ hai es SICh firr 1991 zur 
Aufgabe gemacht. dureh ihre Jugend­
arbeit einen ""c~ntlichcn Beitrag zur 
Unte",ützung des demokrall>chen 
Aufbaus m den fUnf neuen Bundeslän­
dern zu lei"en. DJI ;,oll geschehen 

dureh außeßChulische Kinder- und Ju­
gendarbeit. du reh -.elbstgestaltete 
Freizeitangebote und dureh panner­
schaftliches Denken und Handeln. 

Als Venretcrder ASJ in jugendpoli­
IIschen Gremien und bei ge ... tlVorbe­
reitenden politischen Organen können 
die Jugendlichen lernen. lich Gehör zu 
"ßChaffen. um Mißstände jugend­
und somit ge-.ellschaftspolillscher Na­
tur aufzuzeigen. Alle Samariterinnen 
und Samariter im Oltteil Deutschlands 
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~ind aufgerufen. die Angebote der 
BundelJugend fUr 1991, ~iezum Bei­
spiel Kennenlern-Seminare. wahrzu­
nehmen. 

Nähere Infonnationen eneilen die 
Omvcrb'lllde oder die ASB-Bundes­
jugend-.ekretärin. Sülzburgstroße 140. 
5000 Köln 41. Telefon (0221) 47605-
47. F. E. 

Notfalilituationen n .. ibel zu verhal­
ten und angepaßt zu reagieren. Dieses 
Wissen wird in den Abschlußklassen 
bzw. im Führer\Cbeinalter wiederholt 
und aufgefrischt. bei der Bundeswehr 
ergänzt und möglicberweise erweiten. 
und dureh dann erfolgende regelmäßi­
ge Wiederholungen auf freiwilliger 
Basis auf dem aktuellen Wissensstand 
gehalten. 

Weitaus wesentlicher werden die 
Konsequenzen fUr die gesamte GeleJl­
schaft sein. Wenn überaJl;,ofon rich­
tig geholfen wird. laßt sich die Zeit bis 
zum Eintreffen des kostspieligen Ret­
tung~ienstes sinn'oller überbrücken. 
die Notwendigkeit der Folgemaßnah­
men reduzieren Stch. Krankenhaus­
aufenthalte werden verkürzt. Ko,ten­
dämpfung erfolgt zum Nutzen aller 
Beterligten an der richugen Stelle. 

Rettungsschule in 
Sachsen gegründet 

In Leipzig "urde rur das Bundes­
land Sach-.en eme Ausbildungsstätte 
rur Rettungs13niläter gegründet. Die 
Rettungsschule hat rur die Bundosre­
publik ModelJcharaktcr. da sie ge­
meinsam von dem Arbeiter-Samariter­
Bund. dem Deutschen Roten Kreuz. 
der Johanniter-Unfall-Hilfe und der 
Deul>Chen Lebens-Rettungs-Gesell­
schaft getrngen wird. 

Aus den paritätisch "nretenen 
Hilfsorganrlationen sind seu Juli in 
drei Lehrgangen rund 70 Rettungssa­
nitäter nach bunde;deuL ... hen Krite­
rien ausgebildet worden Die Teilneh­
mer kamen aus \CßChieclenen ö,tli­
ehen Bunde~ländem. 

Leuer der Rettung,schule ist Dr. 
Michael Burglhardt. Vorsitzender del 
ASB Leipzig. Ziel der Schule ist ne­
ben der Ausbildung Ion Rettung\\ani­
tätem auch. Notärzten und Ausbildern 
rur Er\te Hilfe da> not~endlge Wissen 
zu .vermineln. e~ ZU erweitern und zu 
\crticfcn. 

Die EnLltehung der Einrichtung. die 
lore'" noch in einer ehemaligen Zivil­
veneldigungsschule ihr Domizil hat. 
geht auf großzugige Unterstützung der 
Landesregierung I'on Baden-\Vün­
temberg zuruck. die dieles Jahr rur die 
Verbe'lerung des <.ächsischen Ret­
tungl",elens 4OO1XXl DM zur Verfü­
gung stellte. 

Auch rur 1991 wird finanzielle Un­
te",ützung m deßClben Höhe ge­
~ähn. Grundgedanke der Förderer 
die ... s Projektes war. eine Rettungs­
schule zu schaffen. an der mehrere 
HilflOrganilationen beteiligt sind. 

R. F. 



I Johannlcer-Unlall·HIIIe 8 1 
Hilfsßug nach Moskau 

Freitag, 14. Dezember, Frachtgü­
terflughafen Tscheremedjewo I. Mos­
kau - eine schwere Transportmaschi­
ne der Gennan Cargo, im Auftrag der 
Johanniter-Unfall-Hilfe. in Zusam­
menarbeit mit einer groBen Versiche­
rungsgesellschaft, rollt aus. An Bord: 
II Tonnen Medikamente. 28 Tonnen 
Grundnahrungsmittel. 3.5 Tonnen 
Kinderi<ekse. 

Empfangcr sind vier Kinderkran­
kenhäuser in Moskau mit insgesamt 
4(XX) Betten und zusätzlichen Unter­
künften fUr Eltern, die mit ihren Kin­
dern aus allen Teilen des riesigen Rei­
ches kommend, hier Heilung erhof­
fen. Viele der kleinen Patienten waren 
schon in Provinzkrankenhäusern ohne 
Erfolg behandelt worden. Hier. auf 
den Hospitälern der Metropole. ruhi 
oft ihre letzte Hoffnung. 

Über eine Hebebühne sinken die 
schweren Radpaletten mit den Hilfs­
gütern auf das Rollfeld. Eine Zugma­
schine fahrt sie in eine Ecke des Plat­
zes. Lkw der Krankenhäuser treffen 
ein. Soldaten und Zivilpersonal mla­
den die schweren Säcke und die Medi­
kamentenkartons. Aufsicht fUhren der 
Beauftrngte der Johanniter-Unfall­
Hilfe, der technische Direktor des hier 
federführenden Republikkrankenhau-

ses und jeweils ein Beauftragte der 
anderen KinderkrankenhäuICr. ach 
einer Stunde erscheinen sechs Herren 
des Ministerrates. Im pe.wnlichen 
Auftrag des Präsidenten Gorbatschow 
prüfen sie den Eingang der Hilfssen­
dung. Sie zeigen sich zufrieden über 
den Inhalt und loben die Organisation. 
Dank der sorgfaltigen Vorbereitung 
liegen am Abend alle Hilfsgüter wohl­
verwahrt in den Apothe~en und Vor­
ratsräumen der Krankenhäuser. 

Weitere Unterstützung 
notwendig 

Am nächsten Tag Konferenz des 
JUH-Vertreters mit allen Chefarzten, 
der Vertreterin der Versicherung. ei­
nem Vertreter der Deutschen Bot­
schaft in Moskau und den Abteilungs­
ärzten des federführenden Kranken­
hauses. Die Empfanger danken fUr die 
lebenswichtige Unterstützung ihrer 
Arbeit. benennen ,weitere notwendig 
benötigten Medikamente und binen 
um medizinische Geräte. Über Frau 
von Hof, die ihren ständigen Sitz in 
Moskau hat , werden in den nächsten 
Tagen sorgfaltig ausgearbeitete Be­
darfslisten an die Johanniter-Unfall­
Hilfe weitergeleitel. Resümee der Be-

Uilfsgüter der Johanniter mr Mosknu. 

-

sprechung: Keine Mari< ist verloren: 
alles ist bei den Bedürftigen angekom­
men. Weitere Hilfe ist notwendig und 
kann zielgerichtet geleistet werden. 
Nach einem Rundgang durch Abtei­
lungen des Republikkrankenhauses 
wird im Beisein der Chefarzte noch 
einmal vor Ort die Lagerung der Hil fs­
güter geprüfl. 

Wieder einmal ist ein Einsatz der 
Johanniter-Unfall-Hilfe erfolgreich 
beendel. Die stellvertretende Chefarz­
tin dankt beim Abschied spontan mit 
einem Blumenstrauß. Ein großer Tag 
fUr alle, die gespendet, die vorbereitet 
hatten und fUr die, die dabeisein 
durften. 

Austausch 
mit den USA 

Auch 1990 war das Schwestemhel­
ferinnen- und Pflegediensthelfer-Aus­
tauschprogramm in die USA der Jo­
hanniter-Unfall-Hilfe wieder ein vol­
ler Erfolg. Ein Mitreisender berichtet: 

.. Seit 20 Jahren findet von der Jo­
hanniter-Unfall-Hilfe Deutschland in 
Zusammenarbeit mit den Johanniter­
Rittern in New York ein Austausch­
programm fUr Schwesternhelferinnen 
und -helfer statl. 7 Wochen arbeiten 
die Helfer und Hel ferinnen im Wart­
burg-Horne ganz in der Nähe von New 

York City. Die Aufgabe besteht im 
wesentlichen darin, sich mit den 
deutschstämmigen Patienten auf 
Wunsch auf deutsch zu unterhalten, 
sie in Rollstühlen im Park spazieren­
zufahren und die Grundpf1ege durch­
zufUhren. 

Der diesjährige ew-York-Aufent-
halt der Johanniter-Gruppe war, wie • 
auch die Jahre davor, ein großer Er­
folg. Am Flughafen angekommen, 
wurden wir gleich Ion Johanniter-Rit-
tem und Mrs. Britton, Director of 
Volunteers, empfangen und zum 
Wartburg-Home gebrachl. Unsere Er­
wartungen wurden nicht enttäuscht, 
wir fanden den versprochenen idylli­
schen Ort mit herrlichen Grünanlagen 
genauso, wenn nicht noch schöner 
\'or. 

Zum Glück wurde uns genug Zeit 
gelassen, uns an das sehr schwüle 
Klima zu gewöhnen. Außerdem konn­
ten wir New York, das nur eine halbe 
Stunde mit dem Zug entfernt liegt, 
besichtigen. 

Eindrucksvolle Begegnungen 

In der ersten Woche wurden wir 
auch in unsere Arbeitsräume einge­
wiesen, so daß unsere eigentliche Auf­
gabe pünktlich in der zweiten Woche 
beginnen konnte. Diese ,.Arbeit", wei­
che nicht im entferntesten mit ,.Arbeit 
im Krankenhaus" in Deutschland ler­
gleichbar ist, hat mir sehr viel Spaß 
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gemach!. Jeder hatte ca. 8 Pallemen 
zugeteilt bekommen. um die man !ieh 
dann zu kümmern hatte. Bald erwuchs 

• mit dem einen oder anderen Patiemen 
eine immer engere Verbindung, die 
ein wahres Aufleben dieser Patienten 
zur Folge hatte. Viele der meist 
deUl>chstämmigen Patienten freuten 
!ich schon alleine über unsere An~e­
senhei!. Viele hatten nach langer Zeit 

mal wieder Gelegenheit, lieh mit neu­
en Menschen zu unterhalten und lor' 
allem deutsch zu sprechen. Einige wa­
ren ganz wißbegierig und wollten über 
die augenblickliche Lage in DeUbeh­
land unterrichtet werden. Es gab ei­
nem ein gutes Geruhl, als wir wieder 
nach Deut>chland zurückfuhren. Men­
schen zurückzulassen, die durch unse­
ren Aufenthalt neuen Lebensmut und 

\ tele deutsc.hsliimmige Patienten haben nach langer Zeit die Möglic hkeit . 
'" ieder einmal deutsch LU spn .. 'Chen. 
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Lebenswillen emwiekelt hatten. Dies 
war ein Trolt, denn der Abschied Ion 
einigen Pallenten fiel schwer. 

Unser Programm ging fröhlich zu 
Ende. Zwischendurch waren wir 4 
Tage in Washington, ein paannal wa­
ren wir In New York Ion Johannlter­
Rittern eingeladen. 'ew Yor!. kenm 
jetzt wohl jeder aus der Gruppe prima 
- der eine mehr, der andere weniger. 
Der Abschied kam und die Gruppe 
\Crließ das Altenheim, es wurde leer. 
Nur einige blieben noch ein bi&hen 
länger in den Staaten und guckten sich 
zum Beispiel noch Yale, Boston, Buf­
falo uod Toromo dn - eine gelungene 
Reise'" 

Rumänien-Aktionen 
laufen weiter 

"Müde, munter und ungewaschen." 
Auf diese drei Wone ",kürzt einer 
der 17 Johannuer die Amwon auf die 
Frage nach dem Befinden nach mehr 
als 80 Fahßtunden. So lange waren 
die ehrenalntlichen Helfer unterweg!, 
um nahezu 50 Tonnen Lebensmittel 
und Kleidung. Spielsachen, medizini­
sche Geräte und Medikamente - 10-

viel wie bei noch keiner ihrer vier 

Rumiinienlouren - in den nordö~lli· 
ehen Winkel des Landes zu bringen. 

Über 3500 Kilometer, zum Teil 
über unbefe.\tigte Fahrbahnen, mußten 
die Johanniter zurücklegen. unter de­
nen diesmal auch lier Helferinnen wa­
ren, um mit ihren sechs Fahrzeugen zu 
den Dörfern nahe an der Grenze zur 
UdSSR zu gelangen, wo die Hilfsgüter 
direkt an die Bevollerung 'eneilt wur­
den . Die Annut der Rumänen zeigt 
!ich auch in den Kinderheimen und 
Krankenhäusern . in denen katastro­
phale hygienische Verhältnisse herr­
schen. 

Vier neue 
Rettungswagen 

Im Rahmen ernes Sofonhilfe-Pro­
gramms der Bundesregierung zum 
Aulbau des Rettungswesens in den 
neuen Bundesländern erhielt die Jo­
hanniter-Unfall-Hilfe Ende NOIember 
vier neue_ komplett ausgerüstete Ret­
tung,fahrzeuge Im Wen Ion I JO()()() 
DM pro Stück. In den kommenden 
Monaten ;teilt die Bunde,regierung 
weitere 16 Fahrzeuge zur Verfügung. 
Die anderen Hilfo,organisationen wer­
den ebenfalls berück,ichtigt 



Verpflichtung für die Zukunft Johanniler-Unfall-Hilfe kümmern 
mußle. 

Die UNO-Soldaten waren nach 
Zemralamerika geschickl \\-Orden. um 
eine Friedensmission zu erfüllen. 
Überwachung und Schulz bol die 
Truppe den ehemaligen Widerslands­
kämpfern (Conlras). die Waffen und 
Munition abliefern soillen. 

Um sich "vor On" einen Überblick 
über die Arbeil und die akluellen Pro­
bleme der neuen Kreisverbände zu 
\erschaffen. unlemahm Bundesge­
schäflSftihrer Andreas von Block­
Schlesier Ende 1990 eine dreilägige 
Infonnationsreise in die neuen Bun­
desländer Sachsen-Anhalt. Freislaal 
Sachsen und Brandenburg. 

Die MOlivalion der donigen Milar­
beiler und die BereilSChaft. auch umer 
schwierigen Bedingungen effiziente 
Arbeil zu leislen. sei beeindruckend. 
belonle der Bundesgeschäftsftihrer 
nach seiner Rückkehr. In den nächslen 
Monalen sei es dringend notwendig. 
Maßnahmen zu einer - .. ileren -
Qualifizierung der don läligen Perso­
nen einzuleilen. Zu denken sei hierbei 
besondm an die Konzeplion von 
Lehrgängen gerade auch rur Fuh­
rungskrjfte. Die Grundlagen seien ge­
schaffen . um einen wirkungsvollen 
Diensl am Nächslen zu leislen. JelZl 
komme es darauf an, die Johanniler 

Der richtige Mann 
Es regnel in Slrömen, die Wege 

versinken im Schlamm .. .lVekome 10 

paradise" - Willkommen im Para-

Andreas VOll lUock-Schlcsier 

auch in den neuen Bundesländern als 
chrislliche Hilfsorganisallon und 
Wohlfahnsverband zu elablieren und 
den Ruf der Hilfsbereilschaft, Zuver­
lässigkeil und Kompelenz auch hier zu 
erhallen. so von Block-Schlesier. Das 

dies. begrüßI ein brasilianischer Sol­
dat ironisch den Gladbacher Arzl Dr. 
Karl-Heinz Moser im miuelamerika­
ni~hen Nicaragua. 

Abenleuerliche z"ei Monale ver-

Dr. Knrl-Heinz Moser verbrachte in Nicuragun zwei abenteuer lic he Monate. 

Prinzip der palenschafllichen Belreu­
ung habe sich bewähn. die Neugrün­
dungen brauchlen aber weilerhin die 
UmerslÜlzung ihrer Palell\erbände. 

Die Erwanungen der Menschen in 
den neuen Bundesländern - erkläne 
der JUH-BundesgeschäflSftihrer -
seien hoch. Um sie nichl zu enuäu­
schen. müßle umgehend Aufklärungs­
arbeil darüber slaufinden. wie die Jo­
hanniler ihre Arbeil finanzienen: 
durch Eigenleislungen_ Zuschüsse. 
Erslauungen und Spenden. darunler 
die der Fördennilglieder. Der Wunsch 
nach einer .. Anschubfinanzierung" 
durch die Bundesregierung. durch 
Landesregierungen oder gesellschaft­
liche Kräfte beslehe nach wie lor -
bisher sei er leider unerfülli geblieben. 
bedauene Ion Block-Schlesier. Auch 
vor diesem Hintergrund wird die Ar­
beil in den neuen Bundesländern noch 
lange Zeit besondere Anforderungen 
an die direkl Beleiliglen und die ge­
samle Johanniler-Unfall-Hilfe sIelIen. 

brachle der Chirurg im Auflnlg der 
UNO in dieser Krisenregion. Medizi­
nische Betreuung der internationalen 
Beobachler-Truppe laulele die Aufga­
be. um die er sich als Vemeler der 

Den Kölner Arzl erwanele eine re­
gelrechle "Abemeuenou(·. Umer­
kunft in Zelten. Waschen im Fluß und 
sländiger Komakl mil den Rebellen 
gehönen fonan zum Alltag des 
Teams. 

Unglaublich han seien die Comras_ 
die sich mil sch.erslen Verwundun­
gen häufig wochenlang im Urwald 
verborgen häuen. "Ohne Beläubungs­
miuel mußle ich einem Widerslands­
kämpfer eine völlig lereilene Hand 
aufschneiden und Granalspliuer enl­
femen. Der Mann hat nichl einmal mil 
den Wimpern gezuckl" .• unden sich 
Dr. Moser noch heUle. 

Auch einen Großeins'lz haUe das 
ONUCA-Team der Johanniler zu lei­
slen: Zwei Hubschrauber, mil Conlras 
und Journ.lislen beselzl, SlürZlen bei 
einer Schauübung ab. 15 zum Teil 
schwer verlelzle Männer versorglen 
die Ärzle und Reuungssaniläler sofon. 
"Als kleines Dankeschön durfle ich 
bei einem Ball in der Hauplsladl der 
Präsidemin höchslpersönlich einen 
Kuß auf die Wange drücken", lachl 
Dr. Moser. 

IBEVOLKERUNGSSCHUTZ-MAGAZIN 2/911 57 



ltalCese ... Hillscliensc " ' 
Kambodscha - Öffnung vor dem Ende? 
Die kambodsehanisehe Regierung läßt immer mehr Hilfsorganisationen in das Land 

Wer das Erwachen der Hauptstadt 
Kambodschas miterleben "ill. hat es 
mit dem Aufgehen der Sonne bereu, 
le~hlafen. Während 10 den Prolln­
zen die Menschen noch mu dem Ta­
gesrh) thmus der Natur leben. pullien 
das Leben im 800000 Einwohner zäh­
lenden Phnom Penh langst nach eige­
nem Rhythmus. Nicht Tag und Nacht 
bestimmen Ruhe und Treiben in der 
Stadt. sondern der Z" ang zum Überle­
ben und die nächtliche ALisgangs<per­
re. Um 21 Uhr smd die Straßen wie 
leergefegl. Militär- und Polizeipa­
trouillen überwachen die nächtliche 
Ausgang>sperre. doch Ion Anschlä­
gen der im kambodschaniICh-thailän­
dischen Grenzgebiet operierenden 
Guerilla-Organisationen hön man nur 
~hr v.cnig. 

Die Regierung Im Phnom Penh ist 
auch ernsthaft um die Sicherheit der 
mittlerweile über SO Im Land enga­
gienen HilfsorgaOl"tionen be>orgl. 
Generell befUrw onet man em Engage­
ment in den ländlichen Regionen ",hr. 
Die medizinische VCMrgung bei­
spielsweise iM in \ielen Pro\'inzcn 
gleich Null. Zwar ist in jeder Provinz­
hauptstadt offiziell em Ho'pu.1 regi­
stnen. doch die MöglichkClten der 
medizmischen VeNlrgung smd löllig 
unzureichend. Breitbandantibiotika 
iiind rationien - \ic dedcn nicht ein­
mal den Tagesbedarf emcr Klmik. Der 
Mangel an Medikamenten. Verband­
stoffen und mediZlm\Ch-techOischen 
Geräten ist offenkundig 

Gravierende Mißstände 

So droht in den kambodIChanischen 
Krankenhäusern die medizinische 
Versorgung zusammenzubrechen. die 
VeMrgung mit W"ser und Strom ist 
bereit, weitgehend unterbrochen. Es 
droht Seuchengefahr. Das Hospual 
,,17. Apnl" 10 Phnnm Penh ist em 
gutes Beispiel daftir: Noch bis lor 
einigen Monaten hiehen medizini~he 
Entwicklung~helfer der ehemaligen 
DDR wichtige funktionale Bereiche 
de, Hospitals in Betneb. Jetzt müssen 
\Ich die Kambod...:haner selbst helfen. 

Zwar haben französische Hilfsorgani­
sationen bereits feste Zusagen eneilt. 
doch die momcntanen Mißstände smd 
gra\ lcrend. 

Häufig bricht die EnergieseMr­
gung zusammen. Die r\'oblromgcne­
ratoren au\ amerikani~hen Armeebe­
ständen und der ehemaligen DDR ,ind 
längst defekt - es fehlt an Er,atztei­
len. Die französischen Gerdte reichen 
gerade aus. um den OP-Tisch 'u be­
leuchten. Es kann nicht mehr sterili­
sien werden. die AUloklalen brauchen 
ZUI iel Strom. Das deltilliene Wasser 
Wird tröpfchenwClse über offenem 
Feuer gewonnen. Im Labor gibt es 
mcht einmal eine Handloll Unter,u­
chung~geräte . Den Nachweis \'on Ma­
laria und die Blutsenkung schafft man 
socben noch. weitergehende Untersu­
chungen mü~~n entfallen. 

In den Operationssälen besteht die 
EinriChtung kompleu aus amerikani­
sehen Amleebeständen - und der 
Krieg liegt <chon 15 Jahre zurück. Die 
Schläuche der Anästöiegeräte ,ind 
mit PIlastern abgedichtet. Dennoch 
Wird operien: 30 bi, SO Patienten pro 
Woche. Die Folgen der Untel'lCNlr­
gung sind auf den Stationen sichtbar. 
Die Entzündungen bei Patienten Im 
postoperatilCn ZUltand li nd obligato­
n<Ch. Fehlende WaschfllÖglichkClten 
und lerstopfte Toileuen. Rohrbrüche 
und Ion außen emdringendes Wasser 

machen das Krankenhaus zu einem 
einzigen Infektionsherd. Die Rahmen 
von Türen und Fenltern sind ,erfre,­
sen. Auf der chirurgi...:hen Station lie­
gen zehn und mehr Patienten in einem 
Zimmer. 

Bei Bezahlung Chance zu 
Überteben 

Während unsere, BC5uchcs im H", 
spital raUen ein Motorrad mit Anhän­
ger in den llinterhof. Ein schI' crs er­
letzter junger Mann. blutubefltrömt. 
liegt auf dem Anhänger. Vorsichtig 
I' ird er herausgehoben und in die Am­
bulanz gebmcht. Die Ärzte tun. was 
o;ie können. Von mindestens lweiein­
halb Litern FIü'ligkeit. die man dem 
Patienten taghch infundieren müßte. 
I' ird er nur emen halben erhalten. 
Infulionslösungen sind rationien. 

ach 50 Kilometern in einem ungefe­
denen Vehikel kam er mit Arm- und 
Beinbrüchen und offenen Bauch- und 
FleischI' unden hier an. 

Wenn seine Angehörigen die not­
"endigen Mengen an Antibiotika und 
Blutplasma bezahlen können. hat er 
die Chance. lU überleben. Wer reich 
ist . so sagt uns Dr. Kroid Lon Ion der 
Bauchchirurgie. fUr den können wir 
etwa; tun. rur den können wir Medika­
mente kaufen. die auf dem Markt in 
Phnom Penh erhältlich sind. Der Staat 

\uch im Ih)Sll itul •. 17. April" in I'hnom Ilenh d roht die med i,ini!>Che 
\ l'~rgunj.! I.U'i:! mmenl.ubrechen. 
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selbst kann sie länglt nicht mehr finan­
zieren. 

Ihre ganze Hoffnung setzt die Re­
gierung auf die Hilfsorganis3tioncn. 
Op Siuawod. Sekretär der Internatio­
nalen Abtei lung des Außenministe­
riums. spricht offen die Probleme in 
dcr Zusammenarbeit an. Viele der 
HilfsorgaOisationen arbeiten an Pr", 
jekten in der Hauptstadt. 

Provinzen besonders stark 
betroffen 

Die PrOI inzen hmgegen bleiben un­
terversorgl. Hier. so die Regierung. 
werden sich nur die SChlagkräftigsten 
Organi~tionen engagieren. So beab­
sichtigt der Malte,er-Hilfldienst den 
Autbau Clnes Lepraprogramms in der 
PrOI inz Batambang im 'ordwesten 
Kambodschas. Das Versorgungsange­
bot der Malteser in den thailändlschen 
Lagern entlang der kambodschani­
schen Grenze hat "ch in Kambod;cha 
längst herumgesprochen. Immer nlehr 
Leprakranke riskieren die Flucht über 
die lerminte Grenze nach Thailand 
und lassen lieh in den belden Malte­
ser-HOIpnälern mnerhalb der Lager 
behandeln. Sie I' "sen. daß sie dabei 
ihr Leben riskieren. aber das würden 
sie auch, wenn sie in Kambodscha 
blieben. 

Und so bleibt der \ChI' ienge Auf­
bau einer medizmischen GrundseMr­
gung in den ProlInzen Kambodschas 
den Hilf>organilationen überlassen. 
Die Regierung in Phnom Penh öffnet 
sich den überwiegend aus Amerika. 
Europa und Australien komnlenden 
OJgaOisatlonen lorsichtig. Der Impon 
Ion Hilf'gütern i>t zoll frei und die 
Mitarbeiter der Organisationen kön­
nen sich relatil frCl im Land bewegen. 
Während noch ,or wenigen Monaten 
eine Beglenung durch staatliche Orga­
ne Bedingung war. reicht nunmehr die 
Ankündigung 24 Stunden ,or der Rei­
se in die Pros inz. Das Interesse an 
einer effdtilen Zusammenarbeit mit 
den HilfsorgaOl"tionen ist u'" er­
kennbar. Manm Pfeifer 



DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Gemeinsam geht's besser 
Unler diesem Motto waren Kata­

strophenschutzeinheiten der DLRG. 
des THW, DRK und der Feuerwehr 
angetreten, um erstmals im DLRG­
Bezirk Eifel-Mosel einen gemeinsa­
men Lehrgang mit anschließender 
Einsatz-Übung durchzufUhren:. Der 
Gedanke zu einer deranigen Vbung 
wurde schon zu Jahresbeginn 1990 
gefaßt und Zug um Zug in die Tat 
umgesetzt. 

Vnter der Leitung des DLRG-Refe­
ratsleiters "KatS" im Bezirk Eifel-Mo­
sei, Gerd Loskill, setzte sich ein Stab 
von DLRGlern und THWlern zusam­
men, um einen Lehrgangs-, Logistik­
und Übungsablaufplan zu erarbeiten. 

Nach der langen Zeit der Planung 
und Terminabklärung war es dann;o­
weit. Die DLRG-Taucher. -BootsfUh­
rer und ein geschlossener Zug \'om 
THIV rückten zum Lehrgangs- und 

Übungsbeginn in Schweich an der 
Mosel an. Dank der Vnlerstützung 
durch Polizei und Feuerwehr der Stadt 
Schweich wurde es möglich, zunächst 
in ön lich getrennlen Räumen unterzu­
ziehen. Die DLRG-Taucher bei der 
Polizei. BootsfUhrer in den Räumen 
der Feuerwehr. Der Einsatzplan sah 
zunächst die Erönerung fachdienstli­
cher Fragen vor. Die Kameraden des 
THW bauten unterdessen im "Verfü­
gungsraum" die Zeltstadt fUrdie Nacht 
und die Küche auf. (Die Übung war 
fUr zwei Tage geplant.) 

Funkbetriebssprache, 
damit man sich versteht 

Einen wesentlichen Untel"Wcisungs­
bedarf sah die Einsatzleitung in der 
Koordinierimg des Fernmeld;wesens. 

EinsatlllOOtc der rhcin land-pfä.lzischcll OLRG . 

Vorgestellt wurden zunächst einmal 
die zur Zeit gebräuchlichsten Geräte 
der Funknachrichtenübermittlung im 
Bereich des Katastrophenschutzes des 
Landes Rheinland-Pfalz. - Geräte, 
die teilweise Leihgaben aus den Be­
ständen der Leitstelle Trier waren. Ihr 
Gebrauch wurde erklän. 

Anschließend wurde der fUr den 
Bezirk Eifel-Mosel verbindliche, in 
Anlehnung an die VOI>Chriften des 
Präsidiums und LV-RLP erarbeitete 
Funkplan vorgestellt und besprochen 
und mit "Trockenübungen" durch die 
Teilnehmer abgeschlossen. "Adler Ei­
fel-Mosel an alle Lehrgangsteilneh­
mer - Mittagspause -. Hier Adler 
Eifel-Mosel - Ende -", natürlich 
wurde diese Nachricht \ on allen Betei: 
ligten richtig aufgenommen und ohne 
Rückfragen befolgt. 

Alle aufgestaute Theorie" urde pra-

xisnah erprobt: die Führung der einge­
setzten Fahrzeuge und Boote zu den 
vorgesehenen Einsatzstellen über 
Funk, die die DLRG-Taucher bei der 
Polizei und dem THW absetzten. 

Übungsbeginn 

Überall Spannung - was bringt die 
Übung? - Wann geht es los' - Wo­
hin geht es' - Alles offene Fragen. 
war doch der Kreis der "Eingeweih­
ten" bewußt klein gehalten worden. 
Man wollte keine "Türken" bauen, die 
übung sollte echte Erkenntnisse er­
bringen. Doch spätestens beim Ein­
treffen der Venreter der Kommunen. 
hochrangiger Vemeter des ,.KatS", 
der Feuerwehr und der Polizei, des 
DRK und der Presse, war jedem klar. 
Übungsbeginn muBte bald sein. 

(Fotos: Schnare) 
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Obungsbesprechung 

Bei der anschließenden .)lanöler­
knllk" wurde den Mitwirkenden eine 
sachliche. ohne Hektik bewältigte lö­
sung aller gestellten Übungsaufgaben 

bescheinigt. Eine Truppe. die man so 
nicht kannte. auf die man sich im 
Ern,tfall 1011 ,erla.IICn könnte. 

Belor die lU\Jmmengebrachten 
Übung'teilnehmer auseinandergin­
gen. gab el noch Gelegenheit zu einer 

Fachlimpelei unter dem Motto: Glei­
ches Ziel. Leben und Güter zu erhal­
ten. zu retten und zu schützen. Ge­
meinsam geht\ beller! 

Gerd Lo,kill 
Helmut Schnare 

Dann der Alannspruch: .. Adler 
Sehweich rur Leitstelle Trier kom­
men." "Hier Adler Sch .. eich kom­
men." .. An der ATO-Rampe Höhe 
der Orbchaft Longuich ilt ein ,ollbe­
~tzter Per~nenwagen in die Mosel 
ge,türzt. Bilher keine PeMnen wie­
der aufgetaucht. Ein\Jtz mit allen zur 
Verfügung stehenden Mannschaften 
und Gerüt. DRK und PohZCi lind von 
hier 'eNändi2t. TEL de> THW IÜdt 
IClb,tändig a~s ..... Die Übung läuft 
an und ab. wie geplant. 

DLRG-Behindertenschwimmen 
Menschen tun ehvas für Menschen 

Die Polizei hat der DLRG mit dem 
Führung,boot .. Adler 10" die .. Wahr­
schaufunktion" gegenüber der Groß­
schiffahn übenragen. d3\ Bnot ist mit 
einer .. Rheinfunk-Anlage" ausgelÜ­
stet. Erste .. Unfallopfe(· lind zwi­
schenwthch geborgen wonden und 
werden von den DLRG-Ärzten ver­
IOrgt. Die .. Verletzten" .. unlen zum 
Weitenranspon an das DRK überge­
ben. Wegen der anbrechenden Nacht 
bereitet man über Notstromaggregate 
die Ausleuchtung der l'nfailltelle lor. 
'un gilt es noch das Unfallfahrzeug zu 

bergen. eine kla ische Aufgabe für 
die Zuvammenarbelt zwischen dem 
Bergungszug de, THW und den 
DLRG-Tauchern. 

Heinrich Zille zu einem Kollegen, 
der ihn auf die Wolkenbildung auf­
",erharn machte: ..... ich zeichne 
keine Kuh,,,,,n . ich zeichne Men­
sehen ... " 

Dieser Beitrag will über Menschen 
berichten; über die DLRG-Kameraden 
Friedel Schäfer. Helmut Blau und Ru­
di Zehren. Sie sind die Wegbereiter 
des DLRG-BehindenenIChwlmmens 
in Rheinland-Pralz. Sie setzten mit 
ihrer Arbeit deutlich sichtbare Weg­
markierungen. 

Seit mehr al, 15 Jahren betreuen sie 
behindene Menlchen im Eifel-Moscl­
Bezirk. Sachkundig angeleitet durch 
Professor Dr. Dordel. Die Imllati" 

für das Schwimmtherapie.Angebot 
der DLRG geht 'on Friedei Schäfer 
aus. der nach ciner Fonbildungmran­
staltung bei Prof. Dr. Dordel Kontakte 
zur Leben>hilfe e. V. und zum Club 
Akti, in Trier heNellte. Seitdem ha­
ben viele Behlndene über ihre Selbst­
hilfeeinrichtungen den Weg In die 
Übungsstunden 'on DLRG-Gruppen 
gefunden. Dies gilt auch für Lehrer 
und Erzieher. die mit Behindenen ar­
beiten. nicht zuletzt für die Angehöri­
gen der Behlndenen. Inzwischen ha­
ben lich .. eitere Jüngere und ältere 
Aktile im DLRG-Bezirk Eifel-Mosel 
diescr Aufgabe angenommen. Und be­
sonders erfreulich ist. daß sich hierfür 

Oie Sch\~ imnulUshildung f'i.ir behindert" Milbi.irJ.:cr l iihlt zum fes.cn UCSl3ndtcil der OI .f(G·Urcilcn:llIsbildun~. 
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auch Schüler und Studenten durch die 
DLRG-Übungsleiter begeistern 
lassen. 

Intensive Schulung 

Friedei Schäfer und sein Organisa­
tionsteam wissen au, inzwischen lang­
jähriger praktischer Arbeit, daß es in 
der SchwImmausbIldung und Freizeit­
arben mit Behindenen nicht nur auf 
den guten Willen und soziales Engage­
ment ankommt. Angesichts der allge­
meinen menschlichen Probleme Be­
hindener und ihrer Bewegungsein­
schmnkungen ist es lielmehr erforder­
lich. daß die Übung,leiter eine inte",i-



le Ausbildung (!) erhalten und regel­
mäßig Fortbildungsveranstaltungen 
besuchen müssen. Nur so kann es 
ihnen gelingen, richtig auf Behindene 
und ihre Angehörigen einzugehen, nur 
so können Sie flir den Am und den 
Pädagogen zum Panner werden. 

Zum Ende des Jahres 1990 halle 
sich eine Gruppe Ion 22 Personen 
einer dreitägigen Fonbildung>lernn­
staltung umerzogen. Die Reise ging 
nach Hannoler. Hier befaßten sie sich 
bei Prof. Dr. Dordel und seinen Mitar­
beilem im Bereich des Berufsbil­
dungswerks flir Behindene des Anna­
stiflS Hannover und am Inslitut flir 
Sponwissenschafl der Unilersilät 
Hanno,er mit allgemeinen Frngen der 
Bewegungsförderung, speziell des 
Schwimmens und der Wasserg) mna­
stik mit Behindenen. Dem DLRG­
Präsidium in Essen stcht Prof. Dr. 
Dordel als wissenschafliicher Beirnt 
flir das Behindenenschw immen zur 
Verfügung. 

... schwimmtherapeutische 
Praxis 

Im diesjährigen Fonbildungslehr­
gang. flir die Umcr>tützung und finan-

zielle Hilfe aus den DLRG-Onsgrup­
pen des Eifel-Mosel-Bezirkes kam -
hier Iat sich die DLRG Wililichs be­
sonder.; hervor - auch Finnen und pri­
I'aten Sponsoren halten mit. lag der 
Schwerpunkt der Arbeit wunschge­
mäß in der Prnxis. Prof. Dr. Dordel 
mit seinen Milarbeitern. Erika Grade 
und Jürgen Wildhagen ließen es sich 
nicht nehmen, die 22 Teilnehmer in 
einem differenzienen Progrnmm mit 
schwimnllherapeutischer AusrichlUng 
im Wasser und am Beckenrand zu 
schulen. Den Kem bildelen die frei­
zeit- und sponpädagogisch geslaheten 
Umerrichtsdemonslralionen mit vor­
nehmlich körperbehindenen Jugendli­
chen in Turnhalle und Schwimmbad. 
Die Prnxis wurde durch eine breit 
angelegte Diskussionsrunde ergänzt. 

Prof. Dr. Dordel stellte hernus: Die 
übergeordneten Ziele heißen Mobili­
tätsl'erbesserung. Sleigerung der Selb­
ständigkeit in Alltag und Beruf. Em­
spannungsfahigkeit und nicht zuletzt 
Steigerung de; allgemeinen körperli­
chen und seelischen Wohlbefindens 
durch das DLRG-Thernpie-AngebOi 
im Wasser. 

... sichtbare Erfolge 
vorgeführt 

Besonders aufschlußreich flir die 
Lehrgangsteilnehmer war der Einblick 
in die Ion Dordel und seinen flinf 
Milarbeitem seit I'ielen Jahren durch­
geflihne mOlorische Imensivförde­
rung Schwerstbehinderter mit \'or­
nehmlich neurologischen Storungen. 
Die flinf SpornhernpeUien und die 
zwölf schwerbehindenen Frauen und 
Männer demonslrienen Einzel- und 
Kleingruppenarbeil. Hier konme er­
lebt werden. welchen Stellenwen die 
Schwimmtherapie und Wassergymna­
stik in der Rehabilitation hat. welche 
Erfolge bei sehr konsequemer Bewe­
gungsförderung eimreten können und 
wie sich die Arbeit von der Kranken­
gymnastik umerscheidet. weil kom­
plex. handlunglOriemiener und umer 
Berücksichligung sponpädagogischer 
Prinzipien geübt wird. 

Den Lehrgangsteilnehmern wurden 
spontherapeutische Hinweise flir die 
DLRG-Arbeit mitgegeben. die bei der 
Belreuung und Schulung z. B. von spa­
slisch Gelähmtenoderbei Personen mit 
Rückenproblemen ZU beachten sind. 

.. . wichtig, einfühlsames 
Arbeiten 

Die DLRG-Arbeil mit Behindenen 
liegt methodisch nicht allzu fem von 
der DLRG-Arbeit mit Nichtbehinder­
ten. Es gibt neben der Helfer-Qualifi­
kalion die medizinische Kompetenz 
der Äme und die Umerstützung der 
Angehöngen de> Behmdenen zu mo­
bilisieren. Wichtig erschien während 
des Lehrganges der Hinweis. daß sich 
die Übungs leiter der DLRG über die 
differenziene und einfühlsame Arbeit 
mit Behindenen im klaren sein müs­
sen, damit man auf die PeMnengrup­
pen, die besonders ängsliich und ver­
krampft im Koniakt mit dem Wasser 
sind, auftragsorientien zugehen kann. 
um sie flir die Schwimm- und Bewe­
gungstherapie aufschließen zu 
können . 

. " .. ich mache Ihnen Mul. liebe 
Frauen und Männer der DLRG ... ", 
so Professor Dordel am Schluß der 
Vernnslaltung, ., ... weiler Ihre Arbeit 
flir behindene Menschen lornnzubrin­
gen, so, wie Sie das schon seit vielen 
Jahren tun." Gerd Loskill 

Helmut Schnare 

1650 Aktive gingen im Münchener 
Olympiabad an den Start 
18. Deutsche Meisterschaften im Rettungsschwimmen 

1650 Schwimmer und Schwimme­
rinnen waren nach München gekom­
men. um ihr Können zu messen. 350 
Mitarbeiter sorgten für einen reibungs­
losen Ablauf der Wellkämpfe und den 
organisalorischen Rahmen. 

Neben den Wellkiimpfen lVurde ein 
umfassendes und allrnktim Rahmen­
programm gelx>len. In den zur Unter­
bringung zur Verfugung geslelhen 
Schulen sorgten Bastelshops. Video­
räume und Cafeterien für Unterhal­
tung. Stadtrundgänge und Besichti­
gungsfahnen zum Hörfunksender 
. .Amenne Bayern". Bavaria-Filmstu­
dios. Tierpark Hellabrunn, euer Bo­
tanischer Ganen. Deutsches Museum. 
Ba)erische Börse befriedigten die tou­
ristischen Bedürfnisse. Für per..änli­
ehe Erkundungen gab es an den Info­
Ständen reichlich Hi lfestellung. 

Nach der Anreise am Donnerstag 
waren am Freilag für viele Teilnehmer 
die ersten Wellkämpfe angesagt. Die 
Austrngungsställe, das Olympiabad. 

bot oplimale Wellkamplbedingungen. 
Am Freitag morgen standen die Ein­
zelmannschaften auf dem Progrnmm. 
Der Bundesvorsitzende Helmut Gan­
gelhoff aus Wesel eröffnete die 18 . 
Deutschen MeiSlerschafien. In seinem 
Grußwon dankte er der Stadt Mün­
chen und insbesondere dem Landes­
I'erband Bayern und seiner Jugend für 
die Ausrichtung der Meister>ehaften. 

Richard RabenSlein begrüßte in sei­
ner Rede die Teilnehmer aus ganz 
Deutschland. Auch er würdigte die 
Mitarbeit der I ielen Helferinnen und 
Helfer, ohne deren Engagement die 
Durchführung der Deutschen Meister­
schaft in München nicht möglich ge­
wesen wäre. Vizeprä~idellt Jochen 
Sperling überbrnchle die Grüße des 
Präsidiums und wünschte allen 
Schwimmern faire und spannende 
Wellkämpfe im Sinne des .,Dabeisein 
ist alles'''. In Venretung des Münche­
ner Oberbürgermeisters Kronawiuer 
überbrnchte Stadtrntsmitglied Hans-

UJrich Plaffmann die besten Grüße 
und wünschte den Teilnehmern guleS 
Gelingen. 

Dr. Beckstein: 
Selbstloser Einsatz 

Am Abend lVaren 7ahlreiehe 
DLRG-Repr'.isemanten Ion der Ba)e­
rischen Staalsregierung zum Empfang 
in die Münchener Residenz geladen. 
Dr. Günther BeckSlein. StaalSsekretär 
im Bayerischen Innenministerium, 
übenmillelle die Grüße der Bayeri­
schen Staatsregierung und besonders 
des Ba)erischen Ministerpräsidenten 
Max Streibl, des Schinmherm der Ver­
anstaltung. In seiner Ansprache hob er 
besonders das in hohem Maß in der 
DLRG lorhandene Verantwonungs­
gefühl für die Menschen und die Be­
reitschaft zum selbstlosen Einsatz 
hervor. 

Dies zeigt sich vor allem darin. daß 

Rellungsschwimmer in den letzlen 40 
Jahren mehr ab 50 000 Menschen vor 
dem EnrinkungSiod gerellet, über 17 
Mi llionen Schwimm- und mehr als 
drei Millionen Rellungsschwimmprü­
rungen abgenommen haben . Ohne die 
aufopferungs,olle und ehrenamtliche 
Tätigkeit der DLRG wäre ein ord­
nungsgemäßer Wassenrellungsdien" 
an den Gewässern DeUischlands und 
insbesondere Barems nicht möglich. 

Volles Programm 

Nach 120 Läufen am Freilag wur­
den am Samstag lVeitere 240 im olym­
pischen Becken mit je acht Bahnen 
geschwommen. Kampfrichter, 
SchiedsgerichI. Auswenung. Helfer 
und Arzt erfüllten ihre Aufgaben mit 
Brnvour. Die Siegerehrungen wurden 
unlenmah von Rock- 'n'-RolI-Einla­
gen. Nach dem Spon emspannten sich 
viele Aktil'e in der DiskOlhek. 

Chrislina Trebes 
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Presseschau 
Zivilschutz 

wohin? 

Vom 23. bis 25. August 1990 tra­
fen sich an die zweihunderi 
Teilnehmer, darunter die Refe­
renten sowie Angehörige des 
Bundesamtes für Zivilschutz 
und des Schweizerischen Zivil­
schutzverbandes, zu einer be­
sonderen Tagung. Das Beson­
dere lag darin, daß der ganze 
Zivilschutz unter drei Aspek­
ten - Bedrohungsbild, Zivil­
schutzkonzeption 71, Zivil­
schutzleitbild 95 - beleuchtet 
wurde. Als Resultat der Ta­
gung lassen sich die nachfol­
genden Thesen präsentieren: 

• Der Zivilschutz ist notwendig; 
der Mensch will auch im Ex­
tremfall überleben . Der Zivil­
schutz soU bei Katastrophen in 
Friedenszeiten und bei bewaff­
neten Konflikten zusammen 
rrtit bestehenden zivilen Orga­
nisationen und der Armee der 
Bevölkerung Hilfe leisten. 

• Der Zivilschutz muß zum wirk­
samen Katastrophen- und Not­
hilfeinstrument ausgebaut 
werden. 

• Die Gemeinde muß Hauptträ­
gerin des Zivilschutzes bleiben. 
Die regionale Zusammenarbeit 
ist zu fördern . 

• Die Ausbildung von Kader und 
Mannschaft ist zu verbessern. 
Sie soU bezüglich Inhalt und 
Zeit realitätsbewgener und fle­
xibler gestaltet werden. 

• Die Zusammenarbeit mit ande­
ren Rettungs- und Hilfsorga­
nisationen muß in Ausbildung 
und Einsatz verstärkt werden. 

• Die persönliche Ausrüstung 
wld die EinsatzmHtel der For­
mationen müssen zeitgemäß 
sein. Die nötigen Mittel sind 
bereitzustellen . 

• Die Anstrengungen zur infor­
mation d r Bevölkerung müs­
sen intensiviert werden. Dies 
ist Aufgabe der Zivilschutz­
Verantwortlichen aller Ebenen 
(Gemeinden, Kantone, Bund). 

( .. Zivilschutz", Schweiz) 
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Rettungsdienst ist 
Ländersache 

Die neuen Länder auf DDR-Ge­
biet müssen den RettungSdienst 
und die Luftrettung analog zu 
dem System in der bisherigen 
Bundesrepublik aufbauen. Diese 
Auffassung vertritt das Bonner 
VerkehrsmiItisterium unter Hin­
weis auf die grundsätzliche Län­
derzuständigkeit in einer Ant­
wort auf eine parlamentarische 
Anfrage des CDU-Abgeordneten 
Joachim Kalisch . Die Möglichkei­
ten für ein en tsprechendes Luft­
rettungssystem würden zur Zeit 

im Bund-Länder-Ausschuß .. Ret­
tungswesen" als auch in direktem 
Kon takt zwischen den zuständi­
gen Stellen und interessierten Or­
ganisationen erörtert. Die in Eu­
tin , Hamburg, Uelzen , Wolfenbüt­
tel . Göttingen, Fulda, Bayreuth 
und Berlin grenznah stationier­
ten Rettungstransporthub­
schrauber würden in ihrem Wir­
kungsbereich bei Notfällen auch 
au f dem Gebiet der ehemaligen 
DDR eingesetzt. 

( .. DVR-Partner-Report") 

Zu guter Letzt 

Gedanken zur 
Sicherheit 

Ein Mann, im Haushalt sehr 
erfahren 

(vom Zuscllau'n in fünf Ehe­
jallren), 

hat Sicherheits-Investitionen 
vermieden, um selll Geld zu 

schonen: 
Mit Feuerlöscher, Pflasterkasten, 
will er sein Konto nicht belasten. 

Und Tisch und Hocker und so 
weiter 

ersetzen ihm die Stufellleiter; 
ein Trinkgefäß, frisch 

ausgewascllen, 
erspart den Kauf von Säure­

flaschen: 
der Gleitschutz unter Fußab-

streifer 
fehlt, ebenso beilJJ Teppicllläufer, 
auch werden Kabel in der Hast 
nur so geruckt mit Leukoplast, 
und immer beiJJJ ,,Da it YOUI'selr' 
nimmt man statt Werkzeug Not-

behelf! 

Der Mann. auf seiner Gattin 
Mahnung 

zeigt von Gefahren keine 
AllllWlg. 

Allstatt z u kaufen, tönt er froh : 
.. Nicht nötig - gellt aucll so!" 

Im sechsten Jahre ehestii.n.dig, 
der Maml führt Haushalt eigen­

häJldig. 
indes liegt gips- und mull­

verbunden 
sein Weib, dw'Ch Unfall bös 

gesch unden. 

Der Mann schafft wochellllwg im 
Haus; 

dann sieht auch er recht seltsam 
aus! 

Ist "Sie" e1'st aus dem Kranken­
bette, 

wird er sogleich - was gilt die 
Wette? -

auclJ Zeit und Gelder investie1'en , 
den Haushalt sicher ausstaf­

fieren! 

Moral: 
LeiclJt wird als nutzlos das 

"gepriesen", 
worauf man selbst nicJl t 

angewiesen -
bis man am eignen Leib erfahren 
die Folgen von solch falschem 

Sparen . 

(1). us: Edga1' Nill "Ein Mrum ... " 
Heite1'-besinnliclJe Verse zum 
Schmwlzeln und zum Nachden­
ken übel' die Arbeitssicherheit. 
Universum Verlagsanstalt GmbH 
KG, 6200 Wiesbaden) 



Sicherer im Dunkeln 

Eine neue orangefarbene, reflektierende 
Sicherheitsjacke gibt dem Träger auch bei 
Nacht und schlechtem Wetter eine hohe 
Sichtbarkeit. Die Jacke ist wasserabstoßend 
und paßt bequem über die normale Kleidung. 

Die in verschiedenen Größen zur Verfü­
gung stehende fluoreszierend beschichtete 
Jacke läßt sich bequem auf Taschengröße 
zusammenfalten, was das Mitführen und 
Aufbewahren erleichtert. In bezug auf ihr 
Reflektionsvermögen entspricht die für die 
Beschichtung der Jacke verwendete Farbe 
DIN 30711 ,reflektierende Farben'. 

Die neue Sicherheitsjacke stellt eine ko­
stengünstige und bequeme Sicherheitsaus­
stattung sowohl für Fahrradfahrer als auch 
für Fußgänger dar. (Foto: Du Pont) 

Sicherheit im Vordergrund 

Neu an der Elektro-Kettensäge für den 
professionellen Einsatz ist die Constant-Elec­
Ironie. Sie regelt die Leistung des Motors bei 
Belastung. Damit bleibt die Kettengeschwin­
digkeit auch in härterem Material konstant. 
Zusätzlich schützt die temperaturabhängige 
Drehmomentbegrenzung den Motor vor 
Überlastung. 

Bedienungsfreundliches und sicheres Ar­
beiten gewähren die beiden günstig zum 
Geräteschwerpunkt angeordneten Handgrif­
fe. Der überlange Griffabstand bewirkt eine 
gute Führung und schützt vor Rückschlag der 
Säge. Eine wirkungsvolle Kettenbremse so­
wie Einschaltsperre, Handschutz und Ketten­
fangbolzen erhöhen die Sicherheit. 

Der wälzgelagerte Motor ist für harten 

Dauereinsatz ausgelegt. Ein Umlenkstern 
sorgt für leichten Kettenlauf und geringen 
Verschleiß. Unnötigen Ölverbrauch verhin­
dert eine manuell regulierbare automatische 
Kettenschmierung. Durch ein Schauglas ist 
eine Kontrolle des Ölstandes möglich. 

(Foto: Bosch) 

Ausbildung per Video 

Feuerwehr-Report: 
Sekunden, die entscheiden 

VHS-Videokassette, 4O Minuten Spielzeit 
GMF-Feuerwehrfilm, 6073 Egelsbach 

Der Film zeigt die jahrelange Erfahrung 
einer Berufsfeuerwehr mit schwersten Unfäl-

len. In der Theorie sind Einsatzabläufe 
schwer darstellbar, der Film bildet hier eine 
wichtige Grundlage für die Ausbildung. Die 
Konfrontation mit dem Tod, die Trümmer und 
der Grad der Zerstörung ist selbst in noch so 
realistischen Übungen nicht nachvollziehbar. 
Gezeigt werden 16 Unfälle, die von Feuer­
wehrleuten der Berufsfeuerwehr Erlangen 
gedreht wurden. 

Schaum ersetzt Sandsäcke 

Der bisherige Schutz von Wohnungen, 
Häusern, Öltanks, Heizungen usw. vor ein­
dringendem Wasser durch Sandsäcke war 
häufig problematisch. 

Insbesondere für unerwartet schnelle 

Flußüberläufe bietet ein neuer zweikompo­
nentiger Polyurethan-Schaum jetzt in weni­
ger als 30 Minuten wirkungsvollen Schutz vor 
Überschwemmung. Wasserfeste und maß­
gerecht zugeschnittene Span platten werden 
mit dem Schaum wasserseilig vor Fenster, 
Türen, Fassaden usw. montiert, geklebt und 
abgedichtet. 

Der ausgehärtete Schaum ist halbhart, 
elastisch, überwiegend geschlossenzellig, 
verrottungsfest, beständig gegen Wasser, 
Wärme und Kälte (-40 C bis +100 C) sowie 
gegen Alterung, jedoch nicht gegen UV­
Strahlung. 

Senkt sich der Wasserpegel, so ist der mit 
ozonschonendem, nicht entflammbarem Si­
cherheitstreibmittel abgefüllte Polyurethan­
Schaum einfach zu entfernen. (Fomo GmbH) 
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Feuerwehrfahrzeuge 
im Bild 

Feuerwehrkalender 1991 
efb-Verlagsgesellschaft mbH 

6455 Erlensee 

Mit dem neuen Feuerwehrkalender wird 
die Reihe der Bildkalender mit Motiven aus 
dem Bereich der Fahrzeuge der Feuerwehr 
fortgesetzt. Der großformatige Kalender stellt 
auf dem Deckblatt und den zwölf Monats­
blättem Interessante Fahrzeuge aus aller 
Welt vor. Neben der vielfarbigen Illustration 
enthält jedes Monatsblatt ein mehrsprachi­
ges Kalendarium und eine technische Kurz­
beschreibung des abgebildeten Fahrzeugs. 
Über den Informationsgehalt hinaus ist der 
Kalender aufgrund seiner gelungenen opti­
schen Gestaltung ein ansprechender Wand­
schmuck. 

THW-Gesetz 
Kommentar, 2. Auflage 
Von Dr. Helmut Roewer 

Jüngling-Vertag, 8047 Kartsfeld 

Schon kurz nach Verkündung und In kraft­
treten des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der Helfer der Bundesan­
stalt Technisches Hilfswerk (THW-Helfer­
rechtsgesetz - THW-HeIfRG) zu Anfang 1990 
legte Roewer, der bereits 1988 einen Kom­
mentar zum Strahlenschutzvorsorgegesetz 
vertaßt hatte, Im April 1990 einen Kommen­
tar zum THW-Gesetz vor. 

Die jetzt erschienene 2. Auflage geht über 
Gesetzestext, Amtliche Begründung und 
Kommentar zum THW-Gesetz hinaus und 
bezieht die THW-relevanten Bestimmungen 
des zeitgleich mit dem THW-Gesetz novel­
lierten Katastrophenschutzgesetzes (§§ 
1- 9a, 14- 15) mit ein. 

Roewer qualifiziert dabei die Mitwirkung 
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des THW im (erweiterten) Katastrophen­
schutz als Unterfall der Hilfeleistung im Zivil­
schutz, seine Mitwirkung im friedensmäßi­
gen Katastrophenschutz der Länder aber als 
Amtshilfe. Die Praxis der Gesetzesanwen­
dung wird zeigen, ob es sich bei der Mitwir~ 
kung des THW im friedensmäßigen und er­
weiterten Katastrophenschutz möglicherwei­
se aber um eine vierte, wenn auch außerhalb 
des § 1 THWG geregelte eigenständige THW­
Aufgabe handelt. Dafür spricht, daß sich 
diese Mitwirkung nach gleichförmigen Re­
geln vollzieht. 

Diese künftige Rechtsentwicklung, zu der 
auch der Erlaß der im THW-Gesetz vorgese­
henen Durchführungsbestimmungen gehört, 
wird in der sicher bald zu erwartenden 3. 
Auflage Beachtung finden müssen. 

Krisenhandbuch 
für Wirtschaft und 

Verwaltung 
Loseblatlsammlung 

Von Rudol! Handwerk 
Deutscher Fachschriften-Vertag 

6200 Wiesbaden 

Das Handbuch stellt seinem Inhalt nach 
eine Sammlung von Gesetzen, Verordnungen 
und Verwaltungsvorschriften dar. Die an er­
ster Stelle genannte Zielgruppe Wirtschaft 
bestimmt im wesentlichen den Maßstab für 
Auswahl und Umfang des einbändigen Hand­
buches. Die Sammlung enthält In übersichtli­
cher Form die wichtigsten Gesetze und Ver­
ordnungen und ein Teil der dazu erlassenen 
Verwaltungsvorschriften. 

Das systematisch geordnete Inhaltsver­
zeichnis soll dem Benutzer des Handbuchs 
das Auffinden der ihn interessierenden Vor­
schriften erleichtem. Das Werk besticht 
durch seine Übersichtlichkeit und Handlich­
keit und wird daher nicht nur von seinem 
Inhalt her eine Marktlücke schließen. 

Farbatlas der UnfaU­
und Notfallmedizin 
Von K. Mills, R. Morton und G. Page 

Springer-Verlag, 1000 Berlin 33 

Die Autoren wollen mit diesem Werk kein 
umfassendes Lehrbuch der Unfall- und Not­
fall medizin vorlegen, sie beabsichtigen viel-

mehr, eine Anleitung zur Diagnostik und 
Primärversorgung der in der Notaufnahme 
häufigen traumatologischen Krankheitsbilder 
an die Hand zu geben. Das Buch wendet sich 
in erster Linie an den Aufnahmearzt in der 
Notfallambulanz, darüber hinaus an jeden, 
der im Rahmen der Akutversorgung mögli­
cherweise als erster den Patienten antrifft, 
wie Hausarzt oder Notarzt. Daneben gibt es 
viele hilfreiche Hinweise für das Pflegeperso­
nal in der Aufnahme und für den Rettungssa­
nitäter. 

Den meisten Kapiteln ist ein Einführungs­
text vorangestellt; die Abbildungen sind mit 
kurzen prägnanten Legenden versehen . Die 
von den Autoren getroffene Auswahl der 
Abbildungen und Gewichtung der Kapitel 
wurde beibehalten. Dennoch wurden ver­
schiedene Kapitel, denen spezifisch angel­
sächsische Bedingungen zugrunde liegen, 
umgearbeitet; dem im deutSChen Sprach­
raum tätigen Mediziner ungeläufige Prakti­
ken bezüglich Therapie, Medikation etc. wur­
den den deutschen Verhältnissen angepaßt, 
ohne jedoch den Charakter des Buches zu 
verfälschen. 

Taschenkalender für 
die Feuerwehren 1991 

Verlag W. Kohlhammer, 7000 Stuttgart SO 

Taschenkalender 

~ 
_ _ -,-_ 1991 

<-

Auch 1991 wird die Reihe der Feuerwehr­
taschenkalender fortgesetzt. Der Kalender 
beinhaltet neben dem Kalendarium zahlrei­
che Tabellen und Textbeiträge mit einer 
Vielzahl von praktischen Hinweisen und 
sachlichen Informationen. 

Der in sieben Landesausgaben erschiene­
ne Kalender wird durch länderbezogenes 
Adressen- und Zahlenmaterial ergänzt. 
Durch den umfangreichen Themenbereich 
stellt der Taschenkalender eine nützliche 
Hilfe für die tägliche Praxisarbeit der Feuer­
wehr dar. 



Wollgang Jendsch 

MINIMAGAZIN 

SChlauchwagen (SW 2000-Tr) 

Im Rahmen des BrandschulZdienstes ha­
ben die Löschzüge "Löschen und Wasserver­
sorgung" (LZ-W) für den Aufbau von Lösch­
wasser-Förderstrecken auch für längere Ent­
fernungen hinweg zu sorgen. 

So sieht die STAN des LZ-W neben den 
zwei Löschgruppenfahrzeugen (LF 16-TS) 
einen Schlauchwagen (SW 2000-Tr) vor. Das 
Bundesamt für ZivilschulZ beschaffte einige 
SW 2000-Tr auf Mercedes Benz 1113, die 
jedoch letztendlich nicht der vorgesehenen 
Konzeption entsprachen. 

Dieser Beitrag stellt ein solches von der 
Firma MelZ aufgebautes Schlauchfahrzeug 

Die Einsatzfahrzeuge des Katastrophenschutzes 
Vom Vorbild zum Modell 

des Katastrophenschutzes in Vorbild und Aus Regensburg stammt das Vorbildfahrzeug für das Modell des SW 2000-Tr - ein Mercedes-Benz 1113 mit 
Modell vor. Metz-Aufbau. (Foto: Hasel 

Das Modell 

Die Grundlage für ein Modell des SW 
2000-Tr im Maßstab 187/HO bildet der 
Preiser-Bausatz Nr. 1286 (TLF 16-Tr). Benö­
tigt wird daraus das Fahrgestell mit einem 
Radstand von ca. 41 Millimeter, die Trittbret­
ter sowie die hinteren Kotflügel. Benötigt 
wird ferner aus dem Preiser-BausalZ Nr. 
1252 (RW 1) das Fahrerhaus sowie die 
vordere Stoßstange einschließlich Radkap­
pen. Der Zusammenbau der genannten Teile 
erfolgt gemäß den BausälZen beigefügten 
Plänen. 

Kernstück des Modells ist der SW-2000-
Aufbau der Firma MMT -Hanewacker (Gießteil 
aus Spezialkunststoff), der auf das Fahrge­
stell aufgeselZt wird . Dabei müssen die hin­
teren Kotflügel in ihrer Breite dem Aufbau 
angepaßt werden. 

Es ist selbstverständlich, daß vor dem 
eigentlich Zusammenbau der Teile die Grun-

dier- und Lackierarbeiten durchgeführt wer­
den müssen: Fahrzeug in RAL 3000 (feuerrot) 
mit weißen Stoßstangen und Kotflügeln, Rad­
kappen in Schwarz. Geräteraum-Rolläden, 
Dachaufbau und Aufstiegsleitern (Heck) in 
Alu. 

Bei der Detaillierung ist neben den übli­
chen und immer wieder erwähnten Arbeiten 
beim SW 2000-Tr auf folgendes zu achten: 
Gemäß dem Vorbild erhält das Fahrzeug 
seitlich der Motorklappe je einen Peilstab 
(sehr feiner Draht oder Plastikfaden), am 
Heck des Schlauchwagens sind rechts und 
links je eine Aufstiegsleiter angebracht 
(ebenfalls Preiser-Zubehör). Auf den Tritt­
brettern können (auch hier gemäß Vorbild) je 
zwei oder je vier Saugschläuche gelagert 
sein (Preiser-Zubehör). 

Zur Dachbeladung: Das MMT-Kunststoff­
teil ist bereits dachseits mit "Blechstrukturie­
rung" versehen, so daß hier nur noch die 
Dachreling (aus den Preiser-BausälZen) seit­
lich ijedoch etwas herumgezogen) ange-

bracht werden muß. Mittig wird ein Gestell 
mit vierteiligem SteckleitersalZ (entnommen 
dem Magirus-TLF 16 von Roco) aufgesetzt. 
An beiden Seiten entstehen je vier Halterun­
gen für Holz-Schlauchbrücken (Preiser-Zu­
behör), daneben sind links die Schlauch über­
führung und rechts die Stabilisierungsstan­
gen gelagert (enthalten im Preiser-Bausatz 
Nr. 1144). "Haltenungen" für diese Teile 
müssen selbst aus Plastik gefertigt werden . 
Auf dem Fahrzeugdach (hinten links) ist ein 
Arbeitsstellen-Scheinwerfer montiert. 

Insgesamt benötigt man für die Dachbela­
dung - sowie für das Modell insgesamt -
einiges an Zubehör und ein wenig Fingerspit­
zengefühl in der Verarbeitung. Dafür entsteht 
aber, vor allem dank des hervorragenden und 
"arbeitserleichternden" MMT-Aufbaues, ein 
sehr schönes Modell eines nicht ganz so 
häufig anzutreffenden KatS-Fahrzeugs, an 
dem der ModellIreund selbst seine Freude 
haben dürfte. 

Ein Modell im Maßstab 1 :87/HO entsteht auf der Grundlage von Preiser-Bausätzen 
und dem Fahrzeugaufbau von MMT -Hanewacker. Unser Foto zeigt auch die 
Details wie Peilstangen und Dachbeladung. 

Der Blick von hinten auf den Fahrzeugaufbau zeigt vor allem die Anordnung der 
Dachbeladung (Schlauchbrucken, Schlauchüberführung und Stabilisierungs­
stangen, l eiterschJitten) sowie die heckseitigen Aufstiegsleitem. 
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Einmal jiihrlilh zum thelk-up 

Zur Inspektion und Wartung der Fahr­
zeuge sowie der darauf verlasteten Fach­
dienstausstattung des erweiterten Katastro­
phenschutzes unterhalten die Länder im Auf­
trag und auf Kosten des Bundes 33 Zentral­
werkstätten. Jede Werkstatt betreut einen 
bestimmten räumlichen Wartungsbereich 
und stellt hier die Einsatzbereitschaft der 
Fahrzeuge und Geräte Sicher. 

Einem Teil dieser Einrichtungen ist auch 
die Wartung und Instandsetzung des Atem­
schutz- und Fernmeldegerätes übertragen 
worden. Zu ihnen zählt auch die Katastro­
phenschutz-Zentralwerkstatt in Euskirchen 
(Nordrhein-Westfalen). In der Funkwerkstatt 
des Fernmeldebereichs wird an den Meßplät­
zen die Fernmeldeausstattung der Katastro-
phenschutzeinheiten und -einrichtungen des Regierungsbezirks Köln überprüft. Einmal im 
Jahr durchlaufen nach einem genauen Terminplan die Funkgeräte FuG 7b, FuG 8b-1 , FuG 
10, Funkmeldeempfänger verschiedens1er Bauart sowie Tonbandgeräte und fernmeIde­
technisches Zubehör die mit drei Technikern besetzte Werkstatt. Die tumusmaßigen 
Überprüfungen gewährleisten die Betriebsbereitschaft des umfangreichen Fernmeidege­
rätes. 

Unser Titelbild zeigt die Messung eines Bereichsoszillators an einem handbedienten 
Meßplatz. Die Fotos auf dieser Seite zeigen links oben die optische Fehlersuche in einer 
Platine des FuG 8b-1 , rechts die Endüberprüfung nach einer Reparatur an einem 
automatischen Meßplatz und unten Lötarbeiten an einer Platine. 


